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Peomulgationsdekrete. 





Pronmlgationsbekret 

des ersten Theils 
des 

bürgerlichen Gesetzbuches. 

Wir Präsident und Großer Rath 

des Kantons Luzern; 

Nachdem Wir Uns den Entwurf des Einleitungstitelö 
zu einem bürgerlichen Gesetzbuche und der Gesetze über 
das Personenrecht haben vorlegen lassen; nach reiflicher 
Berathung dieses Entwurfs/ und in Erwägung/ daß eS 
dringendes Bedürfniß fei/ die gesetzlichen Bestimmungen in 
Betreff des Zustandes der Personen zu vervollständigen; 

Auf den Vorschlag Unserer GesetzgebuugSkommission 
und das Gutachten des Kleinen RacheS; 

haben verordnet und verordnen demnach: 

§. i . 
Der E i n l e i t u n g s t i t e l zu dem bürgerlichen Ge-

setzbuche und der erste Theil dieses Gesetzbuches/ welcher 
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das Pe r sonen rech r enthält/ beide zusammen aus 199 
Artikeln bestehend/ sollen sogleich öffentlich bekannt ge-
macht werden/und mit dem ersten Jänner 1832 in Wirk-
samkeit treten. 

§. 2. 
Der gegenwärtig kund gemachte Theil des bürger-

lichen Gesetzbuches soll auf Handlungen/ die dem ersten 
Jänner 1832 vorhergegangen sind/ und auf die nach den 
frühern Gesetzen bereits erworbenen Rechte keinen Einfluß 
haben; diese Handlungen mögen in zweiseitig verbindlichen 
Rechtsgeschäften/ oder in solchen einseitigen Willenser-
klärungen bestehen/ die noch eigenmächtig abgeändert/ und 
nach den in dem gegenwärtigen Gesetzbuche enthaltenen 
Vorschriften eingerichtet werden könnten. 

§. 3. 

Die Bestimmungen über die Kinder unehelicher Ge-
burt und ihren bürgerlichen Stand kommen bei den unehe-
lichen Kindern zur Anwendung/ welche nach dem 3t. August 
1832 geboren werden. 

§. 4. 
Die Vorschriften über die Abwesenden sind auf die 

Personen anwendbarf welche sich den i . Jänner 1832 
abwesend besinden. 

§• 5. 

Alle biSanhin bestandenen Gesetze/ insoweit sie sich 
auf die Gegenstände des mit dem 1. Jänner 1832 in Kraft 
tretenden Theils des bürgerlichen Gesetzbuches beziehen/ 
sind von da an aufgehoben. 

§. 6. 
Gegenwärtiges Gesetz/ mit dessen Bekanntmachung 

und Vollziehung der Kleine Rath beauftragt ist/ soll 
demselben/ mit dem StaatSsiegel versehen/ in Urschrift zu-
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gestellt/ und eine gleichartige Ausfertigung davon in'S 
Staatsarchiv niedergelegt werden. 

Also verordnet in Unserer Sitzung des Großen 
Rathes/ 

Luzern/ den 22. Weinmonat i 83 i . 

Der Präsident: 
Kasimir Pfyffer, 0. J. u. 

Namens desselben; 
Die Sekretäre: 

Bernard Wicki. 
RiklanS Rietschi. 

Wir Schultheiß und Kleiner Rath 
des Kantons Luzern 

v e r o r d n e n : 
Vorstehendes von dem Großen Rathe unter'm22. Weill-

monat 1831 erlassenes Promulgationsdekret deö ersten 
Theiles des bürgerlichen Gesetzbuches soll in Vollziehung 
gesetzt und zu diesem Behuf zur öffentlichen Bekannt-
machung desselben dem Amtsblatte beigerückt werden. 

Luzern/ den 3. Christmonat 1831. 

Namens des Kleinen Rathes; 
der Schultheiß: 

I . K. Amrhyn. 
Der Staats-Untcrschreibcr: 

N. Rüttimann. 
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Proumlgatiousdekret 

der Fortsetzung 
d e s 

bürgerlichen Gesetzbuches. 

Wir Präsident und Großer Räch 
des Kantons Luzern; 

Nachdem Wir UuS die. Fortsetzung des bürgerlichen Ge-
setzbucheS/ enthaltend den Anfang des Sachenrechts/ haben 
vorlegen lassen; 

Auf den Vorschlag Unserer Gesetzgebungskommission 
und das Gutachten des Kleinen Rathes; 

verordnen: 

*• i . 
Die Einleitungstitel zu dem Sachenrechte/ der von 

den Sachen und i h re r rechtlichen E i u t h e i l u u g 
überhaupt handelt/ sowie die drei ersten Titel des 
letztern/ von dem Besitze/ von dem Eigenthum/ 
von den Dienstbarkeiten/ welche mit dem Artikel 
200 anheben/ und mit dem Artikel 369 enden/ sollen so-
gleich öffentlich bekannt gemacht werden/ und mit dem 
1. Jänner 1833 in Wirksamkeit treten. 
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.... ••- , v : . z . 2 . 

Alle bisanhin bestandenen Gesetze/ insoweit sie sich 
auf die Gegenstände des mit dem i . Jänner 1833 in 
Kraft tretenden Theils des bürgerlichen Gesetzbuches bezie-
hen, sind von da an aufgehoben. 

§. 3. 
* Betreffend die Bestimmungen des §. 284/ so sollen 

die Eigenthümer gegenwärtig schon stehender Bäume/ 
deren Wurzeln in deS Nachbars Boden hinübergehen, 
oder deren Aeste in den Luftraum desselben überhangen, 
den bisherigen Zustand und das bisherige Recht als eine 
Dienstbarkeit fottgenießen. 

§. 4 . 
Gegenwättiges Gesetz/ mit dessen Bekanntmachung 

und Vollziehung der Kleine Rath beauftragt ist/ soll 
demselben/ mit dem Siegel des Großen Rathes versehen/ 
in Urschrift zugestellt, und eine gleichattige Ausfertigung 
in's Staatsarchiv niedergelegt werden. 

Also gegeben in Unserer Großen Rathssitzung/ 
Luzern / den 24. Wintermonat 1332. 

"Der Präsident: 

Jakob Kopp. 
Namens des Großen Rathes; 

Die Sekretäre/ Mitglieder desselben: 
Bernard Wicki. 
NiklauS Rietschi. 
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Wir Schultheiß und Kleiner Rath 
des Kantons Luzern 

v e r o r d n e n : 

DaS vorstehende von dem Großen Rathe nnter'm 
24. des verflossenen Monats erlassene PromulgatiouSdekret 
zu dem in der Sitzung vom gleichen Tage erlassenen Ge-
sehe/ enthaltend den EinleimugStitel zu dem Sachenrechte/ 
sowie die drei ersten Titel des letztem, soll, in Verbin-
düng mildem angefühtteu Gesetze, jnVollziehupg gesetzt, 
und zur allgemeinen Kenntniß gedruckt, der Gesetzes-
sammlung beigerückt, und dem Imelligenzblatte beigelegt 
werden. 

Also beschlossen in Unserer RathSsitzung, Luzern den 
3. Christmonat 1832. 

Der Schultheiß: 

Eduard Pfyffer. 
Namens des Kleinen Rathes; 

Der Staatsschreiber: 
A. Hunkeler. 
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Promnlgationsbekret 
der Fortsetzung 

des 

bürgerlichen Gesetzbuches. 

Wir Präsident und Großer Rath 
des Kantons Luzern; 

Rachdem Wir Uns die Fortsetzung des bürgerlichen Gesetz­
buches, enthaltend das Pfandrecht und Erbrecht, haben 
vorlegen lassen; 

Auf den Borschlag Unserer Gesetzgebungskommission 
und das Gutachten des Kleinen Rathes; 

verordnen: 

§. i . 
Der vierte und fünfte Titel des Sachenrechts, von 

dem Pfandrechte und von dem Erbrechte, welche 
mit dem Attikel 360 anheben und mit dem Artikel 616 
enden, sollen öffentlich bekannt gemacht werdm, und mit 
dem ersten März 1833 in Wirksamkeit treten. 

§. 2. 
Alle bisanhin bestandenen Gesetze, insoweit sie sich 

auf die Gegenstände des mit dem ersten März 1838 in 
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Kraft tretenden Theils des bürgerlichen Gesetzbuches bezie-
hen, sind von da an aufgehoben. 

§. 3. 
Die letzten WillenSverordnuugeu und Erbsverträge, 

die vor dem ersten März 1833 erricht« werden, sollen 
sowohl hinsichtlich ihrer Form als ihreS Inhalts nach 
den Gesetzen beurtheilt werden, die zur Zeit ihrer Errich­
tung gegolten haben. Wenn jedoch eine WillenSverord-
nung oder ein ErbSvertrag nach den frühern Gesetzen 
ungültig, nach dem gegenwärtigen Gesetze aber gültig 
sein sollte, so ist ein solcher alS gültig anzusehen. 

§. 4 . 
Gegenwärtiges Gesetz, mit dessen Bekanntmachung 

und Vollziehung der Kleine Rath beauftragt ist, soll dem-
stlben, mit dem Siegel i *$: Großen Raches ^versthen, 
in Urschrift zugestellt und in gleicher Ausfertigung in's 
Staatsarchiv niedergelegt werden. 

Gegeben in Unserer Großen Rathssitzung, 
Luzern, den 23. Christmoitat 1S37. 

Der Präsident: 
Kasimir Pfyffer/ v. l̂. u. 

Namens des Großen ZtatheS; 
Die Sekretäre, Mitglieder desselben: 

N. Rietschi. 
L. P. Meyer. 
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Wir Schultheiß und Kleiner Räch 

des Kantons Luzern 

b e s c h l i e ß e n : 

Vorstehendes vom Großen Rathe ünter'm 23. Christ-
monat 1837 erlassene Promulgationsdekret der Fortsetzung 
des bürgerlichen Gesetzbuches, enthaltend das Pfandrecht 
und Erbrecht, soll mit diesem Gesetze in daö Amtsblatt 
aufgenommen und öffentlich bekannt gemacht werdm. 

So beschlossen in Unserer Sitzung, 
Luzern, den 27. Christmonat 1837. 

Der Schultheiß: 

I . K. Amrhyn. 
Namens des Kleinen Rathes; 

Der erste Staatsschreibcr: 
C. Siegwart-Müller. 
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PromulgatiVnsbekret 

der Fortsetzung und des Schlusses 
des 

bürgerlichen Gesetzbuches. 

Wir «Präsident und Großer Räch 
des Kantons Luzern; 

Nachdem Wir Uns die Fortsetzung und den Schluß des 
bürgerlichen Gesetzbuches, enthaltend die Gesetze über die 
persönlichen Rechte oder das Obl igat ionenrecht , 
haben vorlegen lassen; 

Auf den Vorschlag Unserer Gesetzgebungskommission 
und daS Gutachten des Kleinen Rathes; 

verordnen: 

§• i . 
DaS wtitt Hauptstück des Sachenrechts, welches die 

Gesetze über die persönlichen Rechte enthält, und aus 
fünf Titeln, nebst einem Anhangstitel besteht, die mit 
dem Artikel 617 anheben und mit dem Artikel 807 enden, 
soll sogleich öffentlich bekannt gemacht werden/ und mit 
dem i . Heumonat nächstkünftig in Wirksamkeit treten. 

J. 2. 
Alle bisanhin bestandenen Gesetze, insoweit sie sich 

auf Gegenstände des mit dem i . Heumonat 1839 in Kraft 
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tretenden Theils des bürgerlichen Gesetzbuches beziehen/ 
sind von da an aufgehoben. 

§. 3. 

Verträge und verbindliche Handlungen, welche vor 
dem ersten Heumonat 1839 vorgenommen wurden, sollen 
nach den biSauhin bestandenen Gesetzen beurtheilt werden. 

Die vor dem 5. Heumonat 1839 angefangenen Ver-
jähmugeu sind nach den ältern Gesetzen zu vollenden, 
oder aber fängt die Verjährungszeit erst von dem i . Heu-
mouat 1833 zu laufen an. 

§. 4. 

Gegenwärtiges Gesetz, mit dessen Bekanntmachung 
und Vollziehung der Kleine Rath beauftragt ist, soll dem-
selben, mit dem Siegel des Großen Rathes versehen, in 
Urschrift zugestellt, und eine gleichartige Ausfertigung in 
das Staatsarchiv niedergelegt werden. 

Gegeben in Unserer Großen Rathssitzung, 
Luzern den 22. Hornuug 1839. 

Der Präsident: 

A. Hunkeler. 
Namens des Großen Rathes; 

Die Sekretäre, Mitglieder desselben: 
N. Rietschi. 
Ioh. Staffelbach. 
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Wir Schultheiß und Klemer Rath 

des Kantons Luzern 
b e s c h l i e ß e n : 

Vorstehendes vom Großen Rathe unter'm 22. Hornung 
1839 erlassene Promulgationsdelm der Fottsttzuug und 
deS Schlusses des bürgerlichen Gesetzbuches, enthaltend 
die persönlichm Rechte, soll mit dem Gesetze in das AmtS-
blatt aufgenommen und durch Niederleguug eines Exem­
plares auf die Kanzleien sämmtlicher Gemeinderäthe zu 
Jedermanns Einsicht öffentlich bekannt gemacht werden. 

So beschlossen in Unserer Sitzung, 
Luzern den 23. Hornung 1339. 

Der Schultheiß: 

Schumacher-Uttenberg. 
Namens des Kleinen Rathes; 

Der erste Staatsschreiber: 
C. Siegwart-Müller. 



Nuvgerliches Gesetzbuch 

f ü r den 

K a n t o n L u z e r n . 
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Ginleituugstitel. 

Von den bürgerlichen Gesetzen überhaupt. 

§. u 
Der Inbegriff der Gesetze, wodurch die Rechte und *wi f f des vür. 

Pflichten der Einwohner des Kantons unter sich bestimmt * « « * « » < * * . 
werden, macht das bürgerliche Recht in demselben aus. 

§. 2. 
Die Gesetze sollen durch den Druck bekannt gemacht, Kundmachungd̂ -

und die Erscheinung derselben sowohl unmittelbar vor &m*' 
oder nach dem öffentlichen Gottesdienste, als durch den 
Anschlag an den dazu bestimmten Otten angezeigt werden. 

§. 3. 
Die Wirksamkeit eines Gesetzes und die daraus ent- Wirksamkeit dcr 

springenden rechtlichen Folgen nehmen gleich nach der ®esC-C* 
Kundmachung ihren Anfang, es wäre denn, daß in dem 
kundgemachten Gesetze selbst,,der Zeitpunkt seiner Wirk-
sawkeit weiter hinaus bestimmt würde. 

Kein Gesetz soll auf Thatsachen angewendet werden, 
die sich vor dem Zeitpunkt, wo es in Wirksamkeit getreten 
ist/ zugetragen haben. 

Ein Gesetz bleibt so lange in Kraf t / bis es von dem 
Gesetzgeber aufgehoben oder abgeändert worden ist. 

2 
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z. . 4 . 

Unwissenheit des Die Rechtsunwissenheit kommt Niemanden zu statten; 
Rechts. fyfafo tin Gesetz gehörig kund gemacht worden ist/ kann 

sich Niemand damit entschuldigen/ daß ihm dasselbe nicht 
bekannt geworden sei. 

§. 6. 
Statute. Nur diejenigen Statuten einzelner Landesbezirke 

(Amts-und Ortsrechte) haben in Zukunft noch Gesetzes-
kraft/ welche nach Kundmachung dieses Gesetzbuches von 
dem Gefetzgeber reviditt und neuerdings bestätiget worden 
sind. Die Ortschaften, welche ihre Statuten beizubehalten 
wünschen, müssen für die Revision und die Bestätigung 
derselben einkommen, und die bestätigten Statuten druckest 
lassen. 

§. 6. 
umfang der Ge, Die bürgerlichen Gesetze beziehen sich auf alle Per-
"**' sonen und auf alle Sachen, die in dem Gebiete des Kan-

tons sich befinden, und der hiesigen Botmäßigkeit unter-
worfen sind. 

Für Handlungen und Geschäfte jedoch, welche Staats-
bürger im Auslande, und Fremde innerhalb des Kantons 
vornehmen, bleiben die einen und die andern in Betreff 
der persönlichen Fähigkeit, dieselben vorzunehmen, den 
Gesetzen des Landes ihrer Herkunft unterworfen. 

Die Form eines Rechtsgeschäfts ist nach den Ge-
setzen des Landes zu beurtheilen, wo es vorgenommen 
worden. 

.§. 7. 

Anweudungfrem. Wer in tittm^Fälle, wo es zulässig ist (z. 6 ) , aus 
der Geseye. eittem ausländischen Gesetze ein Recht herleiten will, muß 

den Inhal t desselben und seine dermalige Gültigkeit ge-
uügend bescheinigen. 
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Gvstev The i l . 

V o n dem Personenrecht . 

Erster Titel. 

Von den Personen und ihren Rechten 
überhaupt. 

§. 3. 

Jeder Mensch ist fähig/ unter den gesetzlichen Be- Persönlichst. 
dingungm Rechte zu erwerben und Verbindlichkeiten ein-
zugehen/ und heißt in dieser Hinsicht eine Person. 

§. 9. 

Die Rechte beider Geschlechter sind einander gleich, ®emt&tMstn. 
injoferu das Gesetz nicht besondere Ausnahmen bestimmt. mft-

§. 10. 
Ungeborne Kinder, welche von dem Zeitpunkte ihrer «echte *«• u»«e. 

Empfängniß au unter dem Schutz der Gesetze stehen, wer. btrma-
den, insoweit es um ihre Rechte zu thun ist, als ge. 
borne angesehen; ein todtgeborneS Kind aber wird in 
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Beweis deö 
Todes. 

Durch eine 
Rechtsvermu» 
thung. 

Rücksicht auf die ihm für den Lebensfall vorbehaltenen 
Rechte so betrachtet, als wäre es nie empfangen worden. 

§. 11. 
«echtsvermu. I n zweifelhaftem Falle, ob ein Kind lebendig oder 
thung für das Lt. toit geboren worden sei, wird das erstere vermuthet. 

Wer das Gegentheil behauptet, muß es beweisen. 
§. 12. 

I m Zweifel, welche von zwei oder mehrern verstor-
denen Personen zuerst mit Tod abgegangen sei, muß der-
jenige, welcher den ftühern Todfall der einen oder andern 
behauptet, seine Behauptung beweisen. Is t dieser Beweis 
nicht geleistet, so werden alle als zu gleicher Zeit ver-
storben vermuthet, und es kann von Uebertragung der 
Rechte der einen auf die andern keine Rede fein. 

§• 13. 
Wenn ein Zweifel entsteht, ob eine Person noch am 

Leben sei, oder nicht, so wird ihr Tod unter folgenden 
Umständen vermuthet: 

i . wenn ftft ihrer Geburt ein Zeitraum von achtzig 
Jahren verstrichen, und seit fünf Jahren von 
ihrem Leben keine zuverlässige Nachricht eingegan-
gen ist; in diesem Falle wird der letzte Tag der 
fünfjährigen Frist als der Todestag angenommen; 

wenn, ohne Hinsicht auf ihr Alter, dreißig Jahre 
lang keine zuverlässige Nachricht von ihrem Leben 
eingegangen; in diesem Falle wird der letzte Tag 
der dreißigjährigen Frist als der Todestag ange-
nommen; 

wenn die Person, die es betrifft, im Kriege schwer 
verwundet worden^ oder in einer andern nahen To-
desgefahr gestanden ist, und feit diesem Zeitpunkte 
drei Jahre lang vermißt worden; in diesem Falle 
wird angenommen, sie sei in der Todesgefahr um-
gekommen. 

2, 

3. 
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I n allen diesen Fällen taun die Todeserklärung nach-

gesucht, und unter den (§. 193 u. f.) bestimmten Vor-
sichren vorgenommen werden. 

§. 1 4 . 
Eine Person, die zu der Ausübung ihrer Rechte Eigenes *«*(. 

weder der Vertretung noch des Beistandes einer andern 
bedarf, hat den Zustand des eigenen Rechts. 

§. 15. 
Das Verhältniß mehrerer Personen zu einander, Begriff der Ver. 

welches durch Abstammung begründet wird, fei es durch Schw^schä" 
Abstammung der einen von der andern (gerade Linie), 
oder beider von einem gemeinschaftlichen Stammhalter 
(Seiteulinie), heißt Verwandtschaft, und das Ver-
hältniß deö einen Ehegatten zu den Verwandten des au-
dern, Schwägerschaft. 

§. 16. 
Die Nähe der Verwandtschaft wird nach Graden Berechnung der 

berechnet. SSeroanttttaft. 
I n der geraden Linie werden so viel Grade gezählt, 

als Zeugungen von einer Person zur andern sind. Vater 
und Sohn sind im ersten, Großvater und Großsohn im 
zweiten Grade verwandt n. s. w. 

I n der Seitenlinie sind zwei Personen in dem Grade 
unter sich verwandt, in welchem jede derselben mit dem 
gemeinschaftlichen Stammhalter verwandt ist. Geschwister 
sind im ersten, Geschwisterkinder im zweiten Grade ver-
wandt u. s. w. Sind die SeitenUnien ungleich, so wer-
den die Grade der langem gezählt, zugleich aber auch 
die Grade der kürzern angegeben. Oheim und Neffe sind 
im zweiten zum ersten Grade, Großoheim uud Großneffe 
im dritten zum ersten verwandt u. s. w. 

§. !?• 
I n derjenigen Linie uud demjenigen Grade, in wel- Berechnung der 

chem jemand mit dem einen Ehegatten verwandt ist, in (Sdm3Cl,d,strr* 
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derjenigen Linie und demjenigen Grade ist er mit dem 
andern Ehegatten verschwägert. 

§. 13. 

Moralische Per. Gemeinden und Korporationen, welche einen bleibenden 
sonen. Zweck haben, der ihnen vom Gesetzgeber zugesichert wor-

den, sind moralische Personen, die unter der Aufsicht der 
Regierung auf ihren eigenen Namen Rechte erwerben und 
Verbindlichkeiten eingehen können. 

Zweiter Titel. 

Von dem Genusse der bürgerlichen Rechte. 

§. 19. 

Kautousbmger. Den vollen Genuß der bürgerlichen Rechte erwirbt 
"* '• man durch daS Staats-oder Kantonsbürgerrecht. Z u die-

fen Rechten gehört hauptsächlich die Befuguiß, sich in 
jeder Gemeinde des Kantons niederzulassen, und in der-
ftlbeu nach den allgemeinen Gesetzen sein Gewerbe zu 
treiben; ferner, zu jeder Zeit und unter allen Umständen 
in seiner Ortsbürgergemeinde Aufnahme zu finden, und 
an dieselbe im Verarmungsfalle Ansprüche auf Unterstützung 
zu haben. 

§.. 20. 

Erwerbung de«. Das Kantonsbürgerrecht ist den Kindern eines Kan* 
selbe». tonsbürgers durch die Geburt eigen. Fremde erlangen 

dasselbe, indem sie unter den gesetzlichen Bedingungen, 
mit Genehmigung der obersten Landesbehörde, das O r t s -
bürgerrecht in irgend einer Gemeinde des Kantons er-
werben. Eine fremde Weibsperson erhält das Gemeinde-
bürgerrecht des Kautonsbürgers, mit welchem sie sich ver-
ehelicht, uud w i rd dadurch Kantousbürgerin. 
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i. 21. 

Kinder, deren Aelteru unbekannt geblieben sind (Fin-
delkinder), erhalten das Ortsbürgerrecht der Gemeinde, 
in welcher sie gefunden worden 

§• 22. 
DaS Kantonsbürgerrecht wird verloren, sobald Fe- Verlurst um* 

mand freiwillig darauf Verzicht leistet, was aber nur ge- b™' 
schehen kann/ wenn der Verzichtleistende sich über ein an-
derwärtiges Heimathrecht ausweist. Jeder kann das Kall-
tonsbürgerrecht nur für seine eigene Person, und ein Ehe-
gatte nur mit der Einwilligung des andem Ehegatten 
aufgeben. Kinder, welche noch unter der väterlichen Ge-
walt stehen, und deren Aeltern auf das Büxgerrecht Ver-
ztcht leisten, sollen durch einen außerordentlichen Beistand 
vertreten werden. 

& 23. 
Eine Kantonsbürgeriu verliert ihr Bürgerrecht durch 

ihre Verehelichung mit einem Fremden, und das OrtS-
bürgerrecht durch ihre Verehelichung mit dem Bürger 
einer andern Gemeinde des Kantons. 

§• 24. 
Den Fremden kommen gleiche bürgerliche Rechte «echte der F«m 

und Verbindlichkeiten wie den Kantonsbürgern zu, wenn *" ' 
nicht zu dem Genusse dieser Rechte ausdrücklich die E i -
genschaft eines KantonsbürgerS erfordert wird. 

§• 25 . 

Ein von einem Fremden in dem Kanton unternom-
wenes Geschäft, wodurch er Andern Rechte einräumt, 
ohne dieselben sich gegenseitig zu verpflichten, d. h. 
ohne daß diese etwas dagegen leisten müssen, ist entweder 
nach dem gegenwärtigen Gesetzbuche, oder nach dem Gesetz 
seiner Heimath zu beurtheilen; je nachdem das eine oder 
das andere die Gültigkeit des Geschäfts am meisten be-
günstigst. -
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§.. 26. 
Wenn ein Fremder im Kanton ein wechselseitig ver̂  

biudliches Geschäft, wo nämlich jeder dem andern etwas 
zu leisten hat/ mit einem Kantonsbürger eingeht, so wird 
cS ohne Ausnahme nach gegenwärtigem Gesetzbuche, dafern 
er es aber mit einem Fremden schließt, nur dann nach dem-
selben beurtheilt, wenn nicht bewiesen wird, daß bei Ab-
schließung ein anderes Recht zum Grund gelegt worden sei. 

§. 27. 

Wenn Fremde mit Fremden oder mit Kantonsbürgern 
außer dem Kanton Rechtsgeschäfte vornehmen, so sind sie 
nach den Gesetzen des Otts, wo das Geschäft abgeschlossen 
wurde, zu beuttheilen, dafern bei der Abschließung nicht 
ein anderes Recht zum Grund gelegt worden ist, und den 
Kantonsbürgern die im §. 6 enthaltene Vorschrift hin-
sichtlich der persönlichen Fähigkeit nicht entgegensteht. 

Dritter Titel. 
Von der Beurkundung des bürgerlichen 

Standes. 
. §• 28. 

Zu Beurkundung des bürgerlichen Standes werden 
von den Pfarrgeistlichen die Ehe-, Gebuns-und Sterbe-
register geführt. 

Diese Register sollen nach den nachstehenden Vor-
schriften abgefaßt sein und geführt werden. 

§. 29. 
». Ehebücher. Die Trauungs- oder Ehebücher sollen enthalten: 

a. J a h r , Monat und Tag der erfolgten Eheeinseguung; 
b. die Vor- uud Geschlechtsnamen der beiden Braut-

lmte; ihr Alter, ob sie ledig oder verwitweten 

Beurkundung des 
bürgerlichen 
Standes. 
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Standes feien, und im letzter» Falle der abgestor-
beuen frühern Ehehälfte Vor- und Gefchlechtöna-
men nebst Beisetzung des Datums und Or t s , wo 
sie sich mit dieser haben einsegnen lassen; ihren Hei-
maths-und ihren Aufenthaltsort, so wie ihren Stand; 

c die Vor- und Geschlechtsuamen beider Brautleute 
Aeltcrn, ihren Stand und Heimath; 

d. die Vor- und Geschlechtsnamen der Beistände oder 
Eheeinsegnungözmgen. 

§. 30. 

Die Geburts- und Taufbücher müssen enthalten: d. Taufbuch«. 
2. J a h r , Monat, Tag und Stunde, in welcher die 

Geburt erfolgt ist; 
b. J a h r , Monat, Tag uud Stunde der erfolgten. 

Taufe; 
c das Geschlecht des Kindes, die in der Taufe dem 

Kinde beigelegten Vornamen, und ob dasselbe ehe-
licher oder unehelicher Geburt sei; 

6. den Vor- und Geschlechtsuamen desselben Aeltern, 
das Datum und den Ott ihrer Eheeinseguung; 
ihren Heimaths-, so wie ihren Aufenthaltsort, 
endlich ihren Stand; 

e. den Vor- und Geschlechtsnamen und den Stand 
des Kindes Großvaters, väterlicherseits, so wie 
desselben Heimathsort; 

f. den Vor- und Geschlechtsnamen der beiden Tauf-
pathen. 

Der Name deS Vaters eineS unehelichen Kindes darf 
nicht eingeschrieben werden, bis das gerichtliche Zuer-
lennungsurtheil (§. 86) vorliegt. 

tz. 3 1 . 

Die Sterbebücher müssen ausweisen: .. Lterbebucher. 
a. J a h r , Monat, Tag und Stunde, so wie den Ort , 

wo der Tod erfolgt ist; 
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b. Datum der statt gehabten Beerdigung; 
c Vor- und Geschlechtsnamen, Alter und Stand des 

Verstorbenen, wann und wo er getauft worden, ob 
er ledig, verehelicht oder verwitwet war, und in 
beiden letztern Fällen den Bor- und Geschlechts-
namen der andern Ehehälfte, sowie, wann und wo 
er sich mit ihr habe einsegnen lassen, endlich seinen 
Heimathö- und Aufenthaltsort: 

6. den Vor- und Geschlechtsnamen desselben Aeltern, 
ihren Stand und Heimathsott. 

Insoweit man von allem diesem Nachricht haben 
kann. 

§. 32. 

Jeder in den Ehe-, Tauf- und Sterbebüchern wäh-
reud einem Jahr vorkommende Fall ist darin mit einer 
fottlaufenden Nummer, der Zeitrechnung nach, einzutragen. 

ES darf von dem einen zum andern kein freier Zwi-
schenraum gelassen, Einschaltungen gemacht, oder etwas 
anderes hmeingeschrieben werden, als was durch das Gesetz 
vorgeschrieben ist. 

§. 33. 

Kontrolle. Nebm diesen Büchern wird in jeder Gemeinde, wo 
die Pfarrkirche liegt, durch den Gemeindeammann zur Er-
Wahrung ihrer Vollständigkeit eine Kontrolle gefiihtt. 

§. 34. 
Angaben zum Be. Die Angaben für diese, nach §. 28 zu führenden 
buche"m™ Pfarrbücher, und die durch den vorgehenden Paragraph 

vorgeschriebenen Kontrollen haben, bei eigener Verant-
wortlichkeit, sowohl bei dem Pfarrer, als dem kontrolli-
rendeu Gemeiudebeamten zu machen: 

2. der Vater des getauften Kindes, oder, in Ermaug-
lung des Vaters, der Arzt, die Hebamme, die Kran-
ken Wärter, oder andere Personen, die bei der 
Niederkunft zugegen gewesen sind; 
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l>. die Brautleute bei den Sponsalien oder am Tage 
nach ihrer Eheeinsegnung; 

c. die nächsten Anverwandten der verstorbenen Person, 
oder, bei Abgang von solchen oder bei ihrer Ab-
Wesenheit, der Hauövater, bei dem der Tod einer 
Person erfolgt ist. 

Die Einschreibung in die Pfarrbücher und Kontrollen 
hat zu erfolgen, ohne daß der Angeber dafür etwas zu 
bezahlen hat. 

§. 35. 

Für die Ehe-, Tauf- und Sterbebücher, sowie für Einrichtung der 
die daherigen Kontrollen, sollen eigens dazu eingerichtete vf«rbü«er. 
Bücher, deren Blätter von Seite zu Seite mit fytt-
laufenden Zahlen versehen, und untenher paraphirt sein, 
und in welchen Büchern auf der vordersten uud hintersten 
Blattseite zugleich die Anzahl der Blätter mit Worten 
angeschrieben sein umß, geftrtigt, und diese, auf Rech-
nung des' betreffenden Pfarrtreifes, der Pfarrgeistlichkeit 
uud den im §. 33 angegebenen Gemeindebeamten zugestellt 
werden. 

§. 36. 

Nach Verfiuß jedes Jahres und zwar im Laufe des Erfahrung. 
Monats Jänner hat sich ein Mitglied des Amtsraths in 
jeden Pfarrort hinzubegeben, uud gegen die von dem Otts-
beamten zu Handen genommene Kontrolle die von dem 
Pfarrer zu führenden Ehe-, Tauf- und Sterbebücher zu 
vergleichen, und die darin sich ergebenden Fehler oder 
Auslassungen möglichst verbessern und ergänzen zu lassen. 
Nachdem dieses erfolgt sein wird, haben zum Zeichen der 
vorgenommenen Verifikation, nebst Ansehung des Datums, 
unter welchem diese erfolgt ist, das Mitglied des Amts-
raths und der Pfarrer die verifizirteu Bücher mit ihren 
Unterschriften zu versehen. 
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§. 37. 

Sobald diese Erwahruug vor sich gegangen ist, hac 
jeder Pfarrer Abschriften von den durch ihn gefühtten 
Pfarrbüchern zu verfettigen, und diese sollen in hiezu be-
stimmte Bücher eingetragen, mit seiner und der Unterschrift 
des Mitgliedes des Amtsraths versehen, in derDeposital-
lasse der Gemeinde, wo die Pfarrkirche liegt, aufbewahtt 
werdm< 

§. 38. 

Jeder Beamte, welcher in Führung der ihm anoer-
rtltch. trauten Register durch sein Verschulden Jemand in Schaden 

versetzt, ist. persönlich dafür verantwortlich, und zum Er-
sah desselben verpflichtet. 

§ . 3 9 . 
Sind die Register unvollständig geführt worden oder 

verloren gegangen, so wird ein anderer Beweis zugelassen, 
und die Geburt, die Ehe und der Tod einer Person kön-
nen in diesen Fällen, sowohl durch die von ihren verstor-
benen Aeltem hinterlassenen Schriften, als durch öffent-
liche Urkunden oder durch Zeugen bewiesen werden. 

Vierter Xitel. 
V o n d e r Ehe. 

' Erstes Kapitel. 
Allgemeine Bestimmungen. 

§. 40. 

Gerichtöbartett. Ehesachen sind der geistlichen Gerichtsbarkeit über-
tragen, jedoch in dem Sinne, daß dieselbe nur über Be-
stand oder- Nichtbestand der Ehe urtheilt, hingegen die 
Bestimmung aller bürgerlichen Folgen der bürgerlichen 
Gerichtsbarkeit anheim fällt. 

Beweis neben de» 
Pfarrbüchern. 
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§. 41. 
Hinsichtlich der Eheverlöbniffe dient die bischöfliche ebwriamisse 

Verordnung vom 10. Chrtstmonat 1804, welche im Ein-
Verständniß mit der Regierung des KautonS Luzem er-
lassen, und durch ein Dekret des Großen Raths vom 
28. Christmonat J8O4 genehmigt wurde, als Richtschnur. 

§. 42. 
Es wird in Ehescheidungssachen von der geistlichen Ehescheidung. 

Behörde, mit Beisetzung der Gründe, nur über die Frage 
gmrtheilt, ob Scheidung statt habe, oder nicht, und die 
Bestimmung aller und jeder übrigen rechtlichen Verhältnisse 
der Eheleute in Bezug auf Vermögen, Sustentation, 
Erziehung der Kinder u. f. w. fällt der bürgerlichen Ge-
richtsbarkeit anheim. 

§. 43. 
Eine gegen die Gesetze des Staats geschlossene Ehe Unwirksamkeit 

hat keine bürgerlichen Wirkungen. ™^mnv 

Zweites Kapitel. 
B ü r g e r l i c h e W i r k u n g e n d e r E h e . 

A. I n Ansehung der Person des E h e g a t t e n . 

§. 44. 
Die Ehegatten haben die gegenseitige Verbindlichkeit Gegenseitige 

zur ehelichen Pfiicht, Treue und anständigen Begegnung. ^ ° e « ^ 

§. 46. 

Der Ehemann ist das Haupt der Familie. I n die- Des Ehemanns 
ser Eigenschaft steht ihm das Recht zu, das Hauswesen 
zu leiten; es liegt ihm aber auch die Verbindlichkeit ob, 
der Ehegattin nach seinem Vermögen den anständigen Un-
terhalt zu verschaffen, und sie in ihren rechtlichen Ange-
legenheiteu gegen andere zu vettreten. 
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Der Ehefrau. 

Vermögen der 
Ebefrau. 

Vorbehalten es 
Gut. 

Errungenes Gut. 

Ehescheidung 
vom Bande. 

§. 46, 

Die Ehefrau erhält den Geschlechtsnamm und das 
Gememdebürgerrecht deS Mannes. Sie ist verbimden, dem 
Manne in seinen Wohnsitz zu folgen, ihm nach ihren 
Kräften in seinem Berufe beizustehen, und seine häuslichen 
Anordnungen zu vollziehen und vollziehen zu machen. 

B. I n Ansehung des Vermögens. 

§, 47. 

Das sämmtliche Vermögen der Ehefrau, mit alleiniger 
Ausnahme ihres vorbehalteum Guts, hat der Ehemann 
zu uutzuießeu. 

§. 48. 

Zu dem vorbehaltenen Gut der Ehefrau gehören; 
i . die Kleider, Zierrathen und Beweglichkeiten, welche 

für ihren persönlichen Gebrauch ausschließend be-
stimmt sind; 

2. der Gehalt, den ihr der Ehemann zu ihrem will-
jährlichen Gebrauche ausgesetzt hat; 

3. das Vermögen, welches sich die Ehefrau allfällig in 
dem Ehekontrakt zur persönlichen Benutzung vor-
behalten hat. 

§. 49. 
Das während einer Ehe errungene Vermögen gehört 

dem Ehemann, mit Ausnahme der aus dem vorbehaltenen 
Gute der Ehefrau hervorgehenden Ersparniß oder Er-
Werbung. 

Drittes Kapitel. 

Von der Trennung der Ehe. 

§. 60. 

Die förmliche Ehescheidung wird nach bisheriger 
Uebung von der geistlichen Behörde ausgesprochen. 
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§. 54. 

Eine einfache Absonderung der Ehegatten kann wegen Einfache * w * 
Mißhandlung oder andern erheblichen Ursachen auch durch W » ^ « « ! ? « 
die bürgerlichen Gettchte, nachdem die Ehegatten vor und Bett. 
dem Ortspfarrer erschienen sind, uud keine gütliche Aus-
Mittelung statt fand, erkennt werden; hingegen ist den 
Ehegatten nicht erlaubt, sich eigenmächtig abzusondern. 

§. 62. 

Beruht die Ehescheidung auf einer Ungültigkeit der Folgen der Ehe. 
Ehe, so ist die Verbindung ohne alle rechtliche Wirkung, & " " * " " 
wenn sich erzeigt, daß beiden Theilen das Ehehinderuiß 
vorher bekannt war, uud daß sie es vorsätzlich verschwiegen 
haben. 

Ist hingegen ein Theil schuldlos, fo bleibt es ihm 
anheim gestellt, von dem andern Theil Entschädigung zu 
fordern. 

Sind beide Theile, oder auch nur ein Theil, schuld-
los, und von ihnen Kinder erzeugt worden, so sollen 
dieselben als eheliche Kinder betrachtet, und ihnen alle 
Rechte der ehelichen Kinder zugestanden werden. 

§. 63. 
Beruht hingegen die Ehescheidung nicht auf einer Folge« der Ehe. 

Ungültigkeit der Ehe, sondern ist sie bloß eine einfache " " W " ^ ' " 
Absonderung, so hört nur das Beisammeuleben der Ehe-
galten auf, im Uebrigen hingegen besteht die Ehe fott. 

§. 64. 

Betreffend das Vermögen und die künftige Unter- Folgen beider^» 
Haltung getrennter Ehegatten, so finden, wenn dieselben "ung" 0es "' 
sich hierüber nicht vergleichen können, folgende Vor- ^fj^ 
schriften itatt: gen. 

a. soll der Ehemann zur Herausgabe des zugebrachten 
Guts der Ehefrau angehalten, und ieder Theil in 
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den Genuß seines eigenthümlichen Vermögens ein-
gesetzt werden; 

b. soll, auf sich ergebenden Todfall, lein Theil an dem 
audem aus einem Ehekontrakt, oder in Abgang 
eines solchen ab intestato (sogenanntes Eherecht) 
erbsweise etwas zu fordern haben; 

c wird das Gericht erkennen, ob ein Theil dem an-
dern eine Entschädigung und einen Beitrag an die 
künftige Unterhaltung zu leisten habe, oder nicht. 

§. 66. 

d. In Beziehung Die Kinder sollen dem unschuldigen Theil überlassen 
auf die Kinder, werden, sofern sich die Ehegatten nicht anders darüber 

verstehen, oder es nicht von dem Gericht aus erheblichen 
Ursachen für die Kinder selbst vottheilhafter erachtet 
wird, sie dem andern Theil oder einer dritten Person 
anzuvertrauen. 

Das Gericht entscheidet über die Kosten des Unter-
haltS uud der Erziehung der Kinder. Diese Last soll 
dem schuldigen Theil, wenn sein Vermögen dazu hinreicht, 
auferlegt, sonst aber beiden Ehegatten im Verhältniß 
ihres Vermögens obliegen, oder, bei der Mittellosigkeit 
des Schuldigen, von dem andern Theil bestritten werden. 

§> 56. 
Verewigung ge. Getrennte Ehegatten, deren Trennung nicht auf einer 
satten"" m* Ungültigkeit der eingegangenen Ehe beruht, wenn sie sich 

wieder vereinigen wollen, sind bloß gehalten, die Behörde, 
welche die Scheidung ausgesprochen hat, von ihrer Wie-
dervereiniguug förmlich in Kenntniß zu setzen. 
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Fünfter Xitel. 

Von der Baterschaft und der Kindschaft. 

Erstes Kapitel. 
Von den ehelichen Kindern. 

§. 67. 

Diejenigen Kinder, welche während der Ehe, oder Bestimmung der 
während dreihundert Tagen nach Aufhebung der Ehe, von "««««, vebu«. 
der Ehefrau geboren werden, haben den Ehemann zum 
Vater. 

§. 68. 

Dieser kann jedoch die eheliche Geburt des Kindes 
anstreiten, wenn er beweist, daß er von dem dreihundertsten 
bis zum hundert und achtzigsten Tag vor der Geburt dieses 
Kindes in der physischen Unmöglichkeit war, seiner Frau 
ehelich beizuwohnen. Dieser Einspruch gegen die eheliche 
Geburt muß aber längstens inner einem Monat, nach er-
haltener Kenntniß derselben, erhoben werden. 

§. 69. 

Das vor dem hundert und achtzigsten Tag, von der 
Heirath an gerechnet, geborne Kind kaun von dem Ehe-
mann nicht verläugnet werden, wenn er vor der Heirath 
von der Schwangerschaft Kenntniß hatte. 

§• 60. 

Die Aeltem sind verpflichtet, ihre Kinder zu erziehen, PNichten der Ael. 
d. i . : für ihr Leben, ihre Gesundheit und ihre Ehre zu tmu 

sorgen, ihre körperlichen und Geisteskräfte zu entwickeln, 
und durch Unterricht in der Religion und in nützlichen 
Kenntnissen den Grund zu ihrer künftigen Wohlfahrt zu 
legen, und ihnen während dieser Zeit den anständigen 
Unterhalt zu verschaffen. 
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J. 61. 
Die VormundschaftSbehörde soll darüber wachen, daß 

die Aelteru ihre Wichten gegen ihre Kmder erfüllen, 
und pflichtvergessene Aeltern, die vergeblich von ihr dazu 
ermahnt worden sind, der obervormuudschaftlicheu Behörde 
anzeigen, welche nach Untersuchung der Sache die noth-
wendigen Verfügungen zu treffen hat. 

§. 62. 
«echte der Ael. Die Aeltern sind berechtigt, Kinder, die ihnen muth-
lern. fojjjjg entweichen, oder von andern vorenthalten werden, 

mit obrigkeitlichem Beistande wieder in ihre Gewalt zu 
bringen; sie sind auch befugt, unsittliche, ungehorsame, 
oder die häusliche Ordnung und Ruhe störende Kinder 
auf eine mäßige, und ihrer Gesundheit unschädliche Art 
zu züchtigen. 

§. 63. 

Der auf die Erziehung der Kinder gemachte Aufwand 
giebt den Aeltern keinen Anspruch auf das von den Kiu-
dem nachher erworbene Vermögen. 

§. 64. 
Pflichten derKin. Die Kinder sind ihren Aeltern in jedem Alter Ach-
d". tung und Ehrfurcht schuldig. 

Sie sind verbunden, dieselben im Unglück nach Kräften 
zu unterstützen, uud sie im Verarmungsfalle nach ihrem 
Vermögen anständig zu unterhalten. 

§. 66. 
«echte der Ki«. Die Kinder erlangen den Geschlechtsnamen ihres Va-
*"- ters, sein Örtsbürgerrecht und alle übrigen nicht blos 

persönlichen Rechte seiner Familie. 

§. 66. 
Väterliche Ge. Die Rechte, welche vorzüglich dem Vater als Haupt 
*stU* der Familie über die Kinder zustehen, machen die väter­

liche Gewalt aus. 
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§. 67. 

Wenn der Vater ein ungehorsames Kind nicht in *8u*r. 
Zucht und Ordnung zu halten vermag, und die Anffüh-
ruug desselben ihm wichtige Gründe zur Klage giebt, so 
kann das Gericht auf sein Begehreu und auf seine Kosten 
die Einsperrung des Kindes in einer öffentlichen Anstalt 
bewilligen.. 

Diese Einsperrung kann auf eine bestimmte oder auf 
eine unbestimmte Zeit, die jedoch nie länger als ein Jahr 
dauern und sich nicht über das Alter der Volljährigkeit 
erstrecken darf, verhängt werden. 

Sobald der Vater oder, nach dessen Absterben, der 
Vormund' mit der Reue oder Besserung des Kindes zu-
frieden ist, so kann er von dem Gericht die Freilassung 
desselben verlangen / welche sogleich ohne weitere Unter-
suchuug bewilligt werden soll. 

§. 68. 

Der Vater kann sein Kind zu dem Beruf, welchen »>. Berufswahl. 
er für dasselbe angemessen findet, erziehen. 

Jedoch kann das Kind, wenn es sein Verlangen 
nach einer andern, seiner Neigung und seinen Fähigkeiten 
mehr angemessenen Berufsatt dem Vater fruchtlos vorge­
tragen ha t , sein Gesuch vor die vormundschaftliche Be-
Horde bringen, welche mit Rücksicht auf das Vermögen 
und die Einwendungen des VaterS darüber zu erkennen hat. 

§. 69. 

Während der Minderjährigkeit darf kein Kind, ohne 
Einwilligung des Vaters, das väterliche Haus verlassen. 

Hievon ist bloß der Fall ausgenommen, wo ein Sohn 
zum Dienste des Vaterlandes aufgerufen würde, oder wo 
ein Kind in besondern Fällen die Bewilligung hiezu, 
ungeachtet der Einsprüche des Vaters, von der obervor-
mundfchaftlichen Behörde, nachdem die Waisenbehörde ein 
Gutachten eingereicht haben wird, erhalten hätte. 
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§. 70. 

.. vermögt». So lange die Kinder in der väterlichen Gewalt sich 
befinden, kömmt dem Vater die Venvaltung und die Nutz-
nießung des anfälligen Vermögens derselben zu. 

§. 71 . 

Die Nutznießung erstreck! sich nicht auf dasjenige 
Vermögen, welches den Kindern unter der ausdrücklichen 
Bedingung geschenkt oder vermacht worden ist, daß der 
Vater keinen Genuß davon haben soll. 

$ . 7 2 . 
Bei der Nutznießung werden die Rechte, welche dem 

Eigenthümer gegen den Nutznießer zustehen, am Platz 
der Kinder von der Waisenbehörde ausgeübt. 

H. 73. ^ 
Die Waisenbehörde hat ebenfalls dafür zu sorgen, 

daß, so wie der Vater den Besitz deö Vermögens seiner 
Kinder erlaugt, ein Verzeichnis darüber aufgenommen, 
und angemessene Sicherheit dafür geleistet werde, in wel-
cher Hinsicht er von ihr zu Einlegung des Kapitalguts 
in die Depositalkassa augehalten werden kaun. 

§. 74. 

Ueber das, was ein, obgleich minderjähriges, jedoch 
außer der Verpflegung der Aeltern stehendes Kind durch 
seinen Fleiß erwirbt, so wie auch über Sachen, die einem 
Kind nach erreichtem fünfzehnten Jahre zum Gebrauch 
übergeben worden sind, kann es frei verfügen. 

Was hingegen die Kinder, so lange sie unter der 
väterlichen Obsorge stehen, mittelst Handarbeit im Hause 
des Vaters verdienen, gehört dem letztern. 

§. 76. 
<!. Verbindlich' Die unter der väterlichen Gewalt stehenden Kinder 
keilender Kinder, können ohue Einwilligung des Vaters kejne gültigen Ver-

bindlichkeiten eingehen. Solche Verbmdlichkeiten sind so-
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wohl für den Augenblick, in dem sie geschlossen wurden, 
als für alle Zukunft ohne Kraft, und es ist auf sie über-
Haupt dasjenige anzuwenden, was über die verbindlichen 
Handlungen der unter der Vormundschaft stehenden Pfleg-
befohlenen (§§. 111 und 112) bestimmt wird, jedoch uucer 
Vorbehalt der in den zwei nachstehenden Paragraphen 
bezeichneten Fällen. 

§. 76. 

Ein unter der väterlichen Gewalt stehender Sohn, 
der mit Zustimmung des , Vaters eine Stelle verwaltet, 
oder einen Beruf ausübt, macht sich durch die Handlungen, 
die er in Folge jeuer Stelle oder dieses Bewfes vor-
nimmt, persönlich verbindlich. 

Gleichermaßen ist ein Sohn für geschlossene Verträge 
verbindlich, wenn er das Alter der Volljährigkeit erlangt 
hat, und er mit Wissen des Vaters fiir sich schaltet und 
waltet, mit Ausnahme von Bürgschaften, Geldanleihen, 
Kauf und Verkauf von Liegenschaften. 

§. 77. 

Wenn ein unter der väterlichen Gewalt stehender 
Sohn notorisch im Namen seines Vaters schaltet und 
waltet, und dessen Geschäfte besorgt, so haftet der Vater 
für die von demselben eingegangenen Verträge, ausge-
uommeu Bürgschaften, Geldanleihen, Kauf und Verkauf 
von Liegenschaften, als wofür eine spezielle Autorisation 
des Vaters nothwendig ist. 

Wenn überhaupt der Vater aus einem von dem Sohn 
geschlosseneu Vertrage Nutzen gezogen hat, so haftet er, 
so weit dieser Nutzen reicht, 

'§. 78. 

Dem Vater liegt die Verbindlichkeit ob, seine min> 
derjährigen Kinder zu vertreten. 

Wenn aber der Vater in jFall kommt, mit einem 
unter seiner Gewalt stehenden Kinde ein Rechtsgeschäft 



38 

zu schließen, oder wo sonst daS Interesse des VaterS mit 
jenem des Kindes in Kollision geräth, muß dem letztem 
ein außerordentlicher Beistand beigegeben werden (§. 186). 

§. 79. 
auf«*™ der Die väterliche Gewalt hört auf: 
v^rlichen Ge. u m dem Tode oder der Bevogtung des Vaters 

oder des Kindes. 
2. Mit der Volljährigkeit und der Herausnahme des 

Vermögens; wenn nämlich das Kind, nachdem eS 
das zwanzigste Jahr seines Alters erfüllt hat, sich 
mit seinem Vermögen von dem Vater trennt, oder 
von ihm eine Aussteuer empfängt, oder sonst für 
sich zu haushalten anfängt, uud auf diese Weise 
in den Zustand des eigenen Rechtes eintritt. 

3. Durch die Emanzipation. Wenn der Vater ein 
Kind vor zurückgelegtem zwanzigsten Jahre vor 
dem Gemeiuderath, und mit Genehmhaltung dessel-
ben, der väterlichen Gewalt entlassen erklätt. 

4. Durch die Verehelichuug des Kindes. I n diesem 
Falle tritt der Sohn in den Zustand des eigenen 
Rechtes, und die Tochter kommt unter die Gewalt 
ihres Ehemanns. 

6. Durch Mißbrauch der väterlichen Gewalt. Gegen 
diesen Mßbrauch oder gegen die Vernachlässigung 
von Pflichten des Vaters, wodurch das Kiud in 
seinen Rechten gekränkt wird, kann nicht nur das 
Kiud selbst, sondern jedermann, der davon Kennt-
niß hat, und besonders können die Verwandten 
den Beistand der vormundschaftlichen Behörde an-
rufen. Diese Behörde hat den Gegenstand der 
Beschwerde zu untersuchen, die den Umständen 
angemessenen Verfügungen zu treffen, und nöthigen-
falls dem Kinde einen Vormund, unter Beobach-
tuug der hinsichtlich der Bestellung eines solchen 
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vorgeschriebenen Form <§. H3 u.f.), zu bestellen, 
wo dann die väterliche Gewalt auftört. 

Zweites Kapitel. 

Von den unehelichen Kindern. 
§. 80. 

Uneheliche Kinder sind diejenigen, welche außer der Bestimmung der 
Ehe erzeugt, uud von einer unverehelichten Weibsperson £ £ " * * " ®* 
geboren worden. 

Auch die während einer Ehe geboruen Kinder werden 
alS uneheliche betrachtet, wenn die Rechtmäßigkeit ihrer 
Gebutt (§. 68) angestritten, uud durch das gerichtliche 
Urtheil nicht anerkannt worden ist. 

§. 31. 
Jede unverehelichte Weibsperson soll ihre Schwanger- Ausmieeluna. 

schaft, sobald sie von derselben Kenntniß hat, dem Prä- "anzeige. 
sideuten des Gerichts, welchem laut §. 37 die Beuttheilung 
der VaterschaftSklage zusteht, anzeigen. 

Derselbe verhört die schwangere Weibsperson über 
den Urheber, die Zeit und den Ott der Schwängerung, 
so wie über alle mit derselben in Verbindung stehenden 
Verhältnisse, und giebt ihr den Befehl, bei ihrer Nie-
derküuft, neben der Hebamme, einen Ortsvorgesetzten und 
zwei glaubwürdige Zeugen herbeirufen zu lassen. 

§. 82. 

Der Gerichtspräsident ladet sodann den angeblichen b. Vervor. 
Vater vvr sich, verhört ihn über die gegen ihn geschehene 
Angabe, uud stellt im Falle des Widerspruchs eine Kon-
ftoutation au. 

§. 83. 

Der Präsident giebt von der Schwangerschaft und * mntmt****. 
deren erfolgten Anzeige sowohl dem Gemeinderath der 
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Heimathsgemeiude des Angegebenen, als demjenigen der 
Weibsperson Kenntniß, welcher letztere sogleich einen Bei-
stand zu bestellen hat. 

§. 84. 

.'. Bestellung Dieser Beistand hat für die Sicherheit der Geburt 
eines Bcist̂ des. JU sorgen, und insbesondere nach derselben den gericht-

lichen Zuspruch des Kindes zu bewirken. 

§. 36. 

c. Formalitäten Hat die Geschwächte bis zu ihrer Niederkunft von 
b^.^r Nieder, demjenigen, den sie als Thäter ihrer Schwangerschaft 

angiebt, noch nicht hinlängliche Sicherheit erhalten, daß 
er sich zu ihrer Schwangerschaft als Vater bekennt, so 
hat dieselbe bei der Niederkunft, und zwar vor, in und 
nach der Geburt, in Gegenwart der Hebamme, oder, in 
Abgang derselben, einer andern Weibsperson und zwei 
glaubwürdiger Zeugen förmlich zu erklären/ wer der Va-
ter des Kindes fei. 

Zu einer solchen Niederkunft ist gleichzeitig der Ge-
meindeamman oder nächste Richter herbeizurufen, damit 
obige Erklärung in dessen Beisein, oder bei allfällig früher 
erfolgter Entbindung aufs mindeste ihre Bestätigung unter 
Eidesverbindlichkeit geschehe. 

Der Gemeindeammann hat diese Erklärung sogleich 
in Schrift zu verfassen, nebst der Hebamme und den Zeu-
gen zu unterzeichnen, und dann dem betreffenden Gerichts-
Präsidenten einzugeben. 

§. 86. 

Der bürgerliche Stand eines unehelichen Kindes wird 
in jedem Falle von den Gerichten bestimmt, indem die-
selben das Kind dem Vater oder der Mutter zuerkennen. 
Von diesem Urtheil wird sogleich durch die Gerichtskanzlei 
den betreffenden Beamten (§. 30) zur Eintragung in die 
Geburts- und Taufregister Kenntniß gegeben. 

Bestimmung des 
bürgerlichen 
Standes. 



41 

§. 87. 

Die Beurtheilung der VaterschaftsUage steht in der Gerichtsstand. 
Regel dem Gerichte deS Bezirks zu, in welchem der be-
klagte Vater seinen Wohnsitz hat. Beschlägt die Klage 
einen Kantonsbürger, der sich in einer andern alS seiner 
Heimathsgemeinde, aber nicht auf ordentlichen Heimaths-
schein hin, aufhält, oder der außer dem Kanton wohn-
haft ist, so steht die Beurtheilung der Klage dem Gerichte 
des Bezirks zu, wo der Beklagte sein Ottsbürgerrecht 
besitzt. 

§. 88. 

I n Fällen wo keine Vaterschaftsklage erhoben wird, 
erfolgt die gerichtliche Zucrkennung des Kindes durch daS 
Gericht des HeimathsortS der Mutter. 

§. 89. 
Das Gericht, welches den bürgerlichen Stand des Bestrafung. 

unehelichen Kindes bestimmt, belegt gleichzeitig die Ge-
schwächte und den erkannten Vater mit einer Strafe 
nach den Bestimmungen des Polizeistrafgesetzes. 

§. 90. 

Das Kind wird dem Beklagten in folgenden Fällen Zucrtruuung. 
zugesprochen: «.*,«**«. 

a. Wenn er selbst die Schwängerung und Vaterschaft 
anerkennt; oder 

d. Wenn die Anzeige der Schwangerschaft wenigstens 
zwei Monate vor der Niederkunft von der Ge-
schwängetten bei dem betreffenden GerichtSpräsi-
deuten gemacht wurde, die Geschwängerte bei der 
Niederkunft nach den vorgeschriebenen Formen 
(§ . 86) auf dem angegebenen Vater beh^rrt, 
und nachhin vor Gericht ihre Klage mit einem 
Eide behärtet. 
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§. 91. 

d. de, Muttev. Der Klägerin wird aber nicht gestattet, den vorge-
dachten BeweiSeid zu schwören, und wird sonach ihr das 
Kiud zugesprochen: 

a. Wenn die Anzeige der Schwangerschaft nicht we-
nigsteus zwei Monate vor der Niederkunft von der 
Geschwächten bei dem betreffenden GerichtSprä-
sideuten gemacht wurde, oder 

d. Bei der Niederkunft die vorgefchrtebenm Formen 
(§. 86) nicht beobachtet wurden. 

o. Wenn der Beklagte seine Unfähigkeit, Kwder zu 
erzeugen, beweist. 

<L Wenn derselbe seine Abwesenheit von dem Otte der 
Schwängemug zur Zeit, als dieselbe vorgegangen 
sein soll (das Alibi)/ datthut. 

e. Wenn das Kind von der angegebeneu Schwänge-
ruug bis zum 300sten Tage nicht, oder vor dem 
i8osteu Tage geboren wird. 

£ Wenn die Reife des Kindes mit der angegebenen 
Schwängerung im Widerspruche steht. 

Jederzeit streitet die Vermuthung dafür, daß 
das Kind seme ordentliche Reife erlangt habe. 
Nimmt die einer unehelichen Geburt beiwohnende 
Hebamme au dem Kinde Merkmale einer Früh-
oder Spätgeburt wahr, so hat der zur Nieder-
kuuft herbeigerufene Gemeindeammann dafür zu 
sorgen, daß das Kind durch den Bezirksarzt 
untersucht, und von demselben über dessen Reife 
ein Befund schein ausgestellt werde, welcher dem 
betreffenden Gerichtspräsidenten einzureichen ist. 

g. Wenn die Geschwächte in ihren Angaben über den 
Urheber ihrer Schwangerschaft sich widerspricht. 

h. Wenn die Geschwächte einen unsittlichen Lebens-
wandet geführt hat, welches sich unter anderm 
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daraus ergtebt, wenn sie schon früher bereits 
außerehelich geboren hat , oder geständig oder 
überwiesen ist, mehreru Mannspersonen den außer-
ehelichen Beischlaf geftatttt zu haben. 

i. Wenn die Geschwächte mit einer Kriminalstrafe be-
legt worden ist. 

I n Folge der vorhergehenden Bestimmungen ist bei Vorfrage. 
Pateruitätsprozeffen die Borfrage zu beuttheilen, ob der 
Klägerin geftatttt sei, den BewOeid zu leisten, oder 
nicht. 

§ . 9 3 . 
Der von der Weibsperson, nach abgelesener AuSle- Eidesformel. 

guug des Eidschwurs, — unter Beobachtung der üblichen 
Feierlichkeit — abzuschwörende Eid soll lauten: «Ich 
»N. N. betheure und schwöre bei Gott dem Allmächtigen, 
„daß meine gegen N. N. gestellte Vaterschaftsklage wahr 
»und aufrichtig sei; daß ich mit keiner andern Manns-
u person in einer Zeit einen Beischlaf gepflogen habe, 
«nach welcher dieselbe möglicherweise Vater deS befrag-
»lichen Kindes fein könnte; und daß somit N. N. der 
v wahre Vater des von mir unterm (Datum) zur Welt 
»geborneu Kindes sei. Das betheure und schwöre ich, 
»so wahr mir Gott helfe und die lieben HeiligenI« 

§. 94. 
Gegen einen Abgestorbenen findet keine VaterschaftS- Klage gegen emm 

klage statt, es wäre denn Sache, daß durch ein von ihm ^gestorbenen. 
eigenhändig geschriebenes und unterschriebenes, oder vor 
einer öffentlichen Behörde, oder vor Notar und Zeugen 
abgelegtes Geständnis die Vaterschaft bewiesen würde. 

§. 96. 

Weibspersonen, welche nicht hiesige Angehörige smd, Klage fremder 
haben in Vaterschaftssacheu bloß insofern ein Klagerecht, «*'»«*>«"• 
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als die Gesetze ihres Heimathorts den hiesigen Angehö-
rigen ein solches ertheilen, wofür der Beweis geleistet 
werden muß. 

§. 96. 

Intervention der Den betreffenden Ortsbürgergemeinden ist daS Recht 
Gemeinde. ^ Intervention unbenommen, sobald sie wegen Eiuver-

ständniß der Pattheien eine Verkürzung ihres Rechts be-
sorgen. 

§. 97. 

Ortsbürgerrecht Das uneheliche Kind, welches dem Vater zugesprochen 
^Unehelichen ist, erhält den Geschlechtsnamen und das Ortsbürgerrecht 

des VaterS. 
§. 98. 

Wenn jedoch der Vater ein Fremder ist, in dessen 
Heimathott das Kiud nicht aufgenommen wird, so ist 
dem Kind das Ortsbürgerrecht der Mutter zu ertheilen. 

I n diesem Fall ist aber der Vater gehalten, an das 
Armengut der Ortsbürgerfchaft der Mutter für die Auf-
nähme seines Kindes ein gerichtlich zu bestimmendes Ein-
kaufsgeld, so wie der Mutter einen jährlichen Beitrag an 
die Unterhaltung des Kindes, welcher ebenfalls von dem 
Gericht zu bestimmen ist, zu entrichten. 

Für diese Ansprüche kann, bis dieselben gesichert 
sind, das im Lande liegende Vermögen des Fremden mit 
Arrest belegt werden. 

§. 99. 

Die Mutter soll ein dem Vater zugesprochenes Kind 
von der Geburt an ein Jahr auf ihre Kosten erhalten 
und besorgen. 

§. 100. 

Das uneheliche Kind, welches der Mutter zuge-
fprochen ist, erhält den Geschlechtsnamen und das Orts-
bürgerrecht der Mutter. 
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§. 101. 

Uneheliche Kinder sollen von derjenigen Person, Verpftegung und 
welcher sie zugesprochen worden, die gehörige Verpflegung ers,cOunfl-
uud. eine Erziehung erhalten, die sie in den Stand setzt, 
sich selbst durch die Welt zu helfen. 

I s t der Vater des unehelichen Kindes, dein dasselbe 
zuerkannt wurde, unvermögend, die Mutter des Kindes 
aber besitzt Vermögen, so ist diese zur Verpflegung und 
Erziehung desselben gehalten. 

Die Waisenbehörden der Gemeinden, welchen sie an-
gehören, sollen darauf achten, daß die Person, welche 
für die Verpflegung und Erziehung eines solchen zu sor-
gen hat, ihre Verpflichtung getreu erfülle. 

§. 102. 

Die Verbindlichkeit, uneheliche Kinder zu verpflegen 
und zu erziehen, geht gleich einer andern Schuld auf die 
Erben der verpflichteten Person über. 

Hat aber die verpflichtete Person eheliche Kinder 
als Erben, so steht denselben frei, entweder die Erzie-
huug des unehelichen Kindes zu übernehmen, oder das-
selbe mit ihnen nach gleichem Recht in die Erbschaft ein-
treten zu lassen. 

§. 103. 

Dem Stande eines unehelichen Kindes hängt gar 
kein Schandfleck an. Dasselbe genießt, alle bürgerlichen 
uud politischen Rechte, die jedem andern Bürger zukommen. 

Es gehött jedoch weder zur Familie seines Vaters, 
noch zu derjenigen seiner Mutter, und ist in Hinsicht auf 
diese Familien von den Rechten ausgeschlossen, welche in 
der Verwandtschaft ihren Grund haben; hingegen kann 
ein uneheliches Kind durch die Heirath eine eigene Fa-
milie und verwandtschaftliche Verhältnisse stiften, welche 
das Gesetz anerkennt. 

Bürgerliche 
Rechte uncheli-
cher Kinder. 
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Der yneheliche Sohn eines Korporationsbürgers wird 
nicht Anthetlhaber und Nutznießer des Korporationsguts. 

§. 104. 
Legitimation. Kinder, welche außer der Ehe geboren sind, treten, 
^durch nachfol- fth^h tyn Utltttn sich mit einander verehelichen, in die 
m * *' Familie ein, und werden unter die ehelich Erzeugten ge-

rechnet. 
§. 106. 

d. durch Dekret Hat unter den Aeltern keine Ehe statt gefunden, so 
... «..^_ ^ ^ hn Vater um die Legitimation seines unehelich er-

zeugten KindeS ansuchen, welche der Große Rath nach 
Beschaffenheit der Umstände durch ein Dekret ertheilt. 

§. 106. 
Die Kinder, welche durch die uachherige Ehe, oder 

durch ein Dekret des Großen RatheS legitimitt worden 
sind, treten unter die väterliche Gewalt, und erlangen die 
Rechte der ehelichen Geburt. Jedoch können sie den in einer 
inzwischen bestandenen Ehe erzeugten ehelichen Kindern 
andere bereits erworbene Rechte nicht streitig machen. 

§. 107. 
Bei der Legitimation durch den Großen Rath sind 

die dadurch erworbenen Rechte auf des Kindes Vater, 
dessm Aszendenten uud Deszendenten beschränkt, und die 
Legitimation bleibt in Rücksicht auf die übrigen Familien-
Mitglieder ohne Wirkung. 

Sechster Titel. 
Von der Vormundschaft. 

Erstes Kapitel. 
Allgemeine Bestimmungen.. 

§. 108. 
Bestimmung der Personen, denen die Sorge eines Vaters nicht zu 
Vormundschaft. ^tttn kommt, und die aus irgend einem gesetzlichen 

Wirkungen der 
Legitimation. 
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Grunde ihre Angelegenheiten selbst zu besorgen unfähig 
sind, stehen unter der Obsorge und dem besoudem Schutze 
des Staats. 

z. 109. T 

Diese Obsorge des Staates für feme Pflegebefohlenen Vogtei. 
wird unter Aufsicht der dazu verordneten Vormundschafts- ®«staa»sd>stf'-
behörden (§. 112) einem Vormund übertragen, und dieser 
ist euweder em Vogt oder ein Geschlechtsbeiftand. 

§. 110. 
Ein Vogt wird geordnet: 

2. Dm Minderjährigen, sobald die väterliche Gewalt Falle der Vogtei. 
durch dm Tod des Vaters erlöscht, oder durch 
eingetretme Hindernisse außer Wirksamkeit kömmt. 

b. Denjenigen Volljährigen, welche wegen geistigm 
oder torperlichm Gebrechen zur Verwalmng ihres 

* Vermögms unfiihiK sind, und nicht unter der 
Aufsicht eines Vaters oder eines Ehemanns stehm. 
Um aber wezen geistigen oder körpertichm Ge-
brechm jemand nnter Vormundschaft zu stellm, 
muß, je nach dm Umständen, die eigene Erklä-
ruug der Person, die es betrifft, oder ein Zmg-
niß zweier patmtirter Aerzte, durch welches der 
Grad deS Gebrechms bescheinigt wird, vorliegm. 

Bei vorübergehenden Krankheitszufällen einer 
Person hat die vormuudschaftliche Bchörde iuso-
fern allfällig nöthige Vorsorgen einsweilm bis 
zur Genesung zü treffm, als der Kranke außer 
Stand ist, selbst einm Sachwalter zu bestellen. 

0. Dmjmigm, denm wegen ihrer Verschwmduug, 
welche einm künftigen Nochftaud befürchten läßt, 
die Verwaltung ihres Vermögens nicht mehr an-
zuvettrauen ist.' 

ä. Dm Berurtheilten, die in obrigkeitlichen Strafan-
stalten sich besindm. 
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§. 111 . 

Beistandschaft. Einm Geschlechtsbeistand (§ . i ?3 und f.) erhattm 
die volljährigen unverheiratheten Weibspersonen; die Ehe-
frauen in allen Fälleu, in welchen sie nicht durch ihren 
Ehemann vettrttm sind ( § . i 8 i uud 182) und die 
Wittwen. 

§• 112. 

Die vormundschaftlichm Behördm des Staates sind: 
2, die Gemeinderäthe, 
b. die Amtsräthe, 
c der Kleine Rath. 

§. •• 113. : 

Die nächsten Anverwandten, welchm laut bestehenden 
Gesetzm die Pflicht obUegf, im Falle der Armuth oder 
Unvermögenheit des Vogtsbedürftigm oder Bevogteten in 
einem erhöhten Grade au diefeu zu steuern, oder, im 
Abgänge solcher, die Präsumtiverben des Letztern werden 
bei den in den nachfolgenden Kapiteln festgesetzten Fällen 
von der vormuudschaftlichen Behörde zugezogen. 

Sie werden aber nur insofern einberufen, als sie in 
der Gemeinde, wo der zu Bevogteude oder Bevogtete an-
heimisch ist, oder in einer an dieselbe angrenzenden Ge-
meinde haushablich sind. 

Es liegt in der Willkür eines solchen eingeladenen 
Verwandten, bei der ihm angezeigten Verhandlung sich 
einzustuden, oder nicht, und das Ausbleiben eines oder 
selbst aller eingeladenen Vemaudten kaun daher die Be-
Horde nicht hindern, in ihren Berhandluugm fortzufahren. 

Kein Verwandter erhält aber für die B.eiwohnuug 
bei solchen Verhandlungen die mindeste Entschädigung. 

§. 114. 

Ungültigkeit der ' Personen / welche einen Vogt oder einen Beistand 
rechtlichen Hand haben, müssen in ihren rechtlichen Handlungen durch 
lungenderVevor»' ! . ' • . . , , ' ' .^, . . ^ , 

mm.deten. diesen vertreten werden; lnsbesondere lst leder Ve r t rag , 

Vormundschaft« 
liche Behörden. 

Zuziehung der 
nächsten Anver, 
wandten oder 
Präsumtiverben. 
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den sie ohne Mtwirtung desselben schließen, für sie, so-
wohl für dm Augenblick, als in Zukunft unverbindlich. 

Dieselben sind zwar berechtigt, durch erlaubte Hand-
lüngeu, ohne Mitwirkung ihres Kormunds, etwas für sich 
zu erwerbm, allem sie können, ohne Geuehmhaltung des-
selben, weder etwas veräußern, noch irgend eine Ver-
pstichtung über sich nehmen. 

§. 116. 
Wenn eine volljährige/ bevogtete Person eine andere, 

der ihre Bevogtung nicht bekannt ist, einfühtt, mit ihr 
einm Vertrag zu schließm, und letztere Person hiedurch 
in Schaden geräth, oder hätte gerathen können, so soll 
der Bevogtete als Betrüger/ nach den diesfalls bestehenden 
Gefetzm, mit einer Leibesstrafe belegt werden. 

Zweites Kapitel. 
V o n d e r B o g t e i . 

Erster Abschnitt. 
Von Entstehung der Vogtei. 

§. 116. 

Den Gemeinderäthen liegt die Pfiicht ob: jeden An- Bestellung eines 
gehörigen ihrer Gemeinde oder ihres Steuerbriefs, der *°m\ 
in den Fall kömmt, nach den im §.,tio des gegenwärti­
gen Gesetzes enthalteneu Bestimmungen bevogrn zu werden, 
unter vormuudschaftliche Obsorge und Aufsicht zu stellm. 

Zu diesem Ende ist der betreffende Gemeinderath 
gehaltm, sobald ein solcher Fall eintritt, die nächste 
Anverwandten (§ . i i 3 ) des Bogtbedürftigen zu sich zu 
bemfen, und sich mit ihum über die auzuordneude Be-
vogtuug in Rücksprache zu setzen. 

Die nächsten Anverwandten sind verpflichtet, wo ein 
solcher Fall eintritt, ^insonders wo ein Vater stirbt, der 
minderjährige Kinder hinterläßt, davon dem Gemeinde-
rath Anzeige zu machm, sowie hinwieder letzterer auch 

4 
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von sich aus wachen soll, daß solche Fälle zu seiner 
Kenntniß gelangen. 

'$• " 7 . 
Ist eS um die Bestellung eines Vormundes zu thun, 

uud befindet sich der Gemeinderath nicht in unbefangener 
Stellung, so geschieht die Bestellung durch den Amtsrath, 

§•. .118. 

Persönliche Vor. Diejmigm Individueu, die kam §. I i o l^in. b und c 
B^Igttnde^ °" wegen körperlichen oder geistigen Gebrechm oder wegen 

Verschwendung unter Bevogmng zu stellen sind, sollen, 
wo möglich, persönlich vorberufen, und ihre allfälligm 
Einwmdungen angehört werden, worauf sodann die Wai-
senbehörde eine Schlußnahme schriftlich abfaßt, und der 
betreffenden Person eröffnet. 

§. 119. 
Unterzieht sich die betreffende Person der Schluß-

nähme freiwillig, so soll sie dieselbe eigenhändig unter-
zeichnen, oder falls sie nicht schreiben kann, ihren Willen 
vor zwei herbeigerufenen Zeugen erklären. 

§. 120. 

Widersetzt sich hingegen die betreffende Person der 
Schlußnahme, so hat der Gemeinderath dieselbe auf die 
nächste Sitzung des Gerichtes vorzuladen, welches dann 
dm Entscheid über die Zuläßigkeit oder Unzuläßigkeit der 
Bevogmng ettheilt. Der Gemeinderath kann, je nach 
Umständen, die Abhaltung einer außerordentlichen Sitzung 
des Gerichtes anverlangeu. 

Der zu Bevogtende sowohl, als der Gemeinderath 
können den Entscheid des Gerichtes an das Appellaüons-
geeicht appelliren, jedoch muß binnen zehn Tagen, von 
eröffnttem Urtheil an gerechnet, die Appellation eingelegt, 
und der endliche Abspruch auf die nächstfolgmde Sitzung 
desselbm angesetzt werden. 

Bevogtungs» 
Prozeß. 
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Der Gemeinderath bezahlt bei solchm gerichtlichen 
Vorständen in keinem Falle Gerichtsgebühreu und Kosten, 
auSgeuommcn, wenn' derselbe auffallend leidenschaftlich 
sich zeigen sollte, in welchem Falle er dann aber nicht 
befugt ist, solche Kosten in Rechnung zu bringm. 

§. 121. 
Wenn der Gemeinderath, der über ein notorisch 

lüderliches oder verschwenderisches Individuum die Be­
vogmng unter Vornahme eines Schuldenrnfes zu verhängen 
im Falle ist, mit Gwnd besorgen würde, daß ein solches 
die Zwischenzeit, die bis zur Abhaltung dieser letztern 
Verhandlung verstießt, zu Mißbrauchung seiner Freiheit 
und zu Vereitlung des Zweckes seiner Bevogtung verwen-
den dürfte, so kann der Gemeinderath, —̂  eS mag das 
Individuum sich seiner BevogtungSschlußnahme unterziehen, 
oder nicht, — bei dem Amtsftatthalter daS Ansuchen stel-
len, daß dasselbe einswcileu bis nach abgehaltenem Schul-
denruf in Arrest versetzt werde, über welches Ansuchen 
der Amtsstatthalter nach den obwaltendm Umständen ent­
scheidet, der Schuldmmf aber, sobald *r erkannt ist, in 
kürzester Zeitfrist zu erfolgen hat. 

§. 122. 
Die Bevogmng eines Volljährigm soll durch das Publikation. 

Amtsblatt publizitt werden. 
§. 123. 

Wenn eine Bevogmng erkannt ist, so ist dem Ge- Schuldcnnu. 
meinderath überlassen, je nach Umständen, die Vornahme 
eines Schuldenrufs zu begehren, welcher sodann nach 
gesetzlicher Vorschrift statt stndm soll. 

§. 124. 
Die Psticht uud das Recht, Vogt zu seyn, ruhet Pflicht und Recht 

a. Zunächst auf demjenigen oder denjenigen, die all- £a;;
nw- *°*th 

fällig ein Vater vor seinem Absterben zum Vogt 
oder zu Vögtm seiner Kinder bestimmt hat.. 
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b. Dann auf den nächsten Anverwandten, unter welchen 
diejmigm den Vorzug haben, die bei Unterstützung 
des zu Bevogtmden im Falle der Armuth uach 
dießfalls bestehenden Gesetzen in erhöhtem Maße 
kontribuirm müssen. 

c Endlich auf jedem Bürger der Gemeinde oder des 
Stmerbriefs, m dem der zu Bevogtende Heimath-
rechtig ist, oder, je nach Umständen, auf den Bür-
gern der Gemeinde, wo der zu Bevogtende wohnt. 

Immerhin muß der zu bestellende Vogt zu dieser 
Stelle tauglich seyn. 

i 126. 
untaugllchkeit zu Untauglich, die Stelle eines Vogtes zu bekleiden, 
einer Vogtsstelle. fa\) Di«MtgM: , 

a. Welche wegen Leibes- oder Geistesgebrechen, oder 
aus andern Gründen ihren eigenen Geschäften 
nicht vorstehm können. 

b. Welche eines Krimiualverbrechms schuldig erkannt 
worden sind, oder von denen eine anständige Er-

. ziehuug des Pstegebefohlenm, oder nützliche Ver-
waltuug des Vermögens nicht zu erwarten ist. 

c. Weibspersonen und diejenigen, welche sich außer 
dem Kantone aufhalten. 

d. Personen, welche mit dem Bevogteten m einer Ge­
meinschaft oder in einem Rechtsstreite stehen. 

§ . 1 2 6 . 
... Zur Uebernahme einer Vogtei wider ihren Willen 

tonnen nicht angehalten werden: 
a. Diejenigen, welche siebenzig Jahr alt sind. 
b. Diejenigen, welche schon mehrere beschwerliche Bog-

teim oder Beistandschaften zu besorgen habm. 
§. 127. 

Die Mitglieder von Vormundschaftsbehörden sollen 
nicht zu Vögten ernannt werden, so lange andere taug-

Rekusations« 
Gründe. 
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liche Personen vorhanden sind, wenn sie nicht besonders 
dafür angefprochm werden. 

§. 128. 

Dem ernannten Vogt wird von dem Gemeiuderath 
ein schriftlicher EruenuungSakt zugestellt. 

§. 129. 
Wenn jemand eine ihm übertragene Vogtei ablehnen 

will, so kaun er sich, wenn seine Vorstellungen bei dem 
betreffenden Gemeinderach keinen Eingang finden, au den 
Amtsrath wenden, dessen Ausspruch sowohl von ihm, alS 
dem Gememderath an den Kleinen Rath relurrirt werden 
kann. 

§. 130. 
Da, wo nach der Bestimmung des §, 124 Litt, a ein 

Vater vor seinem Absterbm seinm minderjährigen Kindern 
insgesammt, oder einem jeden Einzelnen von ihnen, einen 
Vogt bestellt, soll der Angesprochene diese Vogtei zu über-
nehmen, und der betreffende Gemeinderath ihm solche zu 
übertragen pfiichtig sein, es wäre dann Sache, daß aus 
vollgültigm Gründen jener diese Vogtei zu übernehmen, 
oder letzterer ihm solche zu übcttragen sich weigerte, wo 
dann der Entscheid nach Vorschrift des §. 129 dem Amts­
rath und dem Kleinen Rathe zusteht. 

Zweiter Abschnitt. 
Von dem Antr i t te der Vogtei. 

§. 131. 
Sobald der Vogt seine Ernennung erhalten hat, soll Güterverzeich. 

er sich von dem Gemeinderath das von ihm zu verwal- "*• 
tende Vermögen zustellen lassen. 

Hat er keinen Vorgänger in der Vogtei gehabt, uud 
ist nicht unmittelbar vor dem Antritte derselben ein amt-
liches, Güterverzeichniß aufgenommen worden, so muß 
über das zu verwaltende Vermögen, in Gegenwart eines 
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Abgeordneten des Gemeinderaths und des Vogts, durch 
den GemeinderathSschreiber ein umständliches Verzeichnis 
aufgenommen werden. Hat er hingegen einen Vorgänger 
gehabt, so soll er, in Gegenwart eines Abgeordnetm des 
Gemeinderaths, die Richtigkeit des letzten Vermögmsver-
zeichnisses untersuchen, welches von jenem gemacht wordm. 

§. 132. 

Das VermögenSverzeichniß oder die Anerkennung der 
Richtigkeit des Vermögensverzeichnisses des Vorgängers 
w der Vogtei soll von dem Vogt und allen Personen, 
welche der Aufnahme desselben beiwohnen, unterschrieben, 
in das Vogtrechnungsprotokoll eingetragen/ und von dem 
Vogt in Verwahrung genommen werdm. 

§> 133 . 

Beiziehung des Ein anwesender Pstegebefohlmer, der das vierzehnte 
Pftegebefobleneu. ^ erfüllt hat, uud die diesem Alter angemessene Ver-

standesfähigkeiten besitzt, soll sowohl zu der Aufnahme 
oder Anerkennung des Vermögmsverzeichnisses, als zu 
allen wichtigen Berathungen über seine Angelegenheiten 
zugezogen, und seine Ansicht darüber vernommen werden. 

§. 134. 

Die dem Pflegebefohlenen zugehörigm Kapitalbriefe 
und wichtigen Urkunden, so. wie allfüllige Kostbarkeiten, 
welche ihm nicht zum eigenen Gebrauch überlassen werden, 
sollen in die Depositalkasse eingelegt werden. 

Dritter Abschnitt. 
Von der Verwaltung der Vogtei. 

§ . 1 3 6 . 
Der Vogt soll in jeder Hinsicht für die Person des 

Pstegebefohlenm sorgen. Bei Minderjährigen vettritt er 
die Stelle des Vaters, und leitet unter Aufsicht der Vor-
mundschaftsbehörde die Erziehung derselben; bei gebrech-
lichm Personen sorgt er fiir ihre anständige Verpflegung, 

Einlage in die 
Devosttalkasse. 

Pflichten des 
Vogts. 
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und Verschwender sucht er zu einer regelmäßigen Lebens-
art anzuhalten. 

Immerhin hat der Vogt bei der Bermögeusvemal-
mug lediglich die Person und das Interesse seines Pflege-
befohlenm, und nicht dasjenige dessen Anvemandtm oder 
Präsumtiverben im Auge zu halten. 

$. 136. 
Die Pflegebefohlenen sind dem Vogte AchMug und «eckte des Vogts. 

Gehorsam schuldig. 
Wenn der Vogt, durch die ihm zur Erziehung ein-

geräumte Gewalt, den Vergebungen der Minderjährigen 
nicht selbst Einhalt zu thun vermag, so hat er sich an 
den Gemeinderath zu wmdm. I n dieser Beziehung stehm 
dem Gemeiu.derath sohaun diejenigen Rechte zu, welche 
mit der väterlichen Gewalt verbunden sind (§. 67). 

§. 137. 
Wenn der Vogt seine Gewalt auf was immer für Mißbrauch der 
«r -rt> ^ , . ^ „ . ' . .. ' vogtllchen Ge« 

eme Art mißbrauchen, oder d:e Pfttchtm der nöthigen walt. 
Obsorge, und Verpflegung vernachlässigen würde, so ist 
nicht nur der Pflegebefohlene selbst, sondern jedermann, 
der davon Kenntniß hat, berechtigt, und die Verwandten 
sind insbesouders verpflichtet, sich darüber bei der vor-
mundschaftlichen Behörde zu beschweren. 

§. 138. 
Der minderjährige Pflegebefohlene soll für seine Per- Anvertrauen der 

fon vorzüglich der Mutter anvertraut werden, es wäre ^ « « r . 
denn, dasi das Beste des Kindes eine andere Verfügung 
erforderte. 

§. 139. 
Der Vogt soll auf das Vermögen des Pstegebefohle- Vermögens. 

uen denjenigen Grad von Aufmerksamkeit verwenden, dm Verwaltung. 
ein ordentlicher Hausvater auf fein eigenes Vermögen ver-
wmdei, und demselben jeden Schaden ersetzen, der ihm 
aus seiner Gefährde oder Nachlässigkeit zuwächst. 
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Insbesondere haftet derselbe für alle während seiner 

Vogteiverwaltung von ihm angeschafften Kapitalbriefe oder 
Schuldinstrumente, wenn diese während ihrer laufenden 
ersten Ausdimung wetthlos "werden sollten. 

Falls ein solches Instrument während einem Jahre, 
von der Abgabe desselben durch den Vogt an die Depo-
sitalkasse angerechnet, schon seine nächste Ausdienung er-
reichte, hat der Vogt fiir diese sowohl als für den ganzen 
nächsten Termin der Ausdienung zu haften. 

Bei dieser Garantie bleibm jedoch immerhin außer-
ordentliche Zeimmstände und Naturereignisse vorbehalten. 

4. 140. 
Für jede Vergütung und Schadenersatz, den ein Vor-

mund zu leisten hat, kann, im Falle dessen Unzahlbarkeit 
eintreten würde, das-im Konkursgesetz für Vogtgut be-
stimmte Vorrecht in Anspruch gmommen werden. 

§. 141. 
Vogtlohn. Dem Vogt gebühtt des Jahres. als Lohn eins vom 

Tausend des Kapitals, so er zu verwalten hat. 
I n außerordmtlichen Fällen können jedoch auch beson-

dere Taggelder, allein immerhin mit Bescheidenheit, gefor-
dett werden. Die Vogtrechnungsabnehmer bestimmm solche 
Taggelder. 

§. 142. 
«lufficht des Ge> Der Gemeiuderath ist befugt uud verpflichtet, den 
memderaths. %m ^ t t r beständiger Aussicht zu halten, und ihm alle 

zu Führung der Vogtei erforderlichen Vorfchriftm zu er-
theilen. 

§. 143. 

Wenn sich ein Vogt durch eine Verordnung des Ge-
meinderaths beschwert erachtet, sosoller seine Beschwerde 
darüber zuerst bei der nämlichen Behörde, und wenn sie 
fruchtlos ist, bei dem Amtsrathe, und, wenn auch hier 
keine Abhülfe geschieht, bei dem Kleinm Rathe anbringen. 

Vorrecht im 
Konkurs. 
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j . 144. 
I n allm wichtigen und bedenklichen Angelegenheiten 

soll der Vogt der Vormundschaftsbehörde Anzeige davon 
machm, und sich eine Weisung cttheilm lassen. 

§. 145. 
InsonderS darf der Vogt ohne Ermächtigung keine 

Liegmfchafteu kaufen, verkaufm oder vettauscheu, keine 
Gülwerschreibuugm errichten und Bürgschaften eingehen, 
überhaupt kein Geschäft vomehmm, wodurch daS Kapital-
vermögm des Pflegebefohlenen ganz oder zum Theil benach-
theiligt werden könnte. 

§. 146. 
I n den, im vorhergehenden Attikel beschriebenen 

Fällen muß sich der Vormund an den Gemeinderath wenden. 
Dieser hat sodann den Pftegebefohlenen uud seine 

Verwandten ( M i 3 ) zuzuziehm, und mit ihnen Rück­
sprache zu nehmen. 

Betrifft der Gegenstand, um den es sich handelt, 
mehr nicht, als 200 Frauken, so kann der Gemeinde-
rath die Ermächtigung ertheilen, ohne daß eine Weiters-
ziehung statt findet. Ein Abschlag der Ermächtigung aber 
kann an den Amtsrath, und von da au den Kleinen Rath 
rckurritt werden. 

Betrifft der Gegenstand mehr als 200 Franken, so 
stellt der Gemeiuderath ein Gutachten aus, das dem Amts-
rathe vorzulegen ist. .. • . 

Der Amtsrath ertheilt oder verweigert, nach gmanem 
Untersuch der Sache, dem Gutachten die Ratifikation. 

Falls das Gutachtm des Gemeinderaths und der 
Ausspruch des Amtsraths nicht übereinstimmend ausfallen, 
oder wenn der Mündel, oder der Vogt, oder die einbe-
rufenen Verwandten, oder einzelne aus ihnen Einsprüche 
dagegen erheben würden, so soll die Sache an den Kleinen 
Rath zur endlichen Verfügung gebracht werden. 
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Wenn ein Vogt ohne Ermächtigung eine der oben 
beschriebeneu Handlungen vornimmt, und dem Pftegebe-
fohleum daraus ein Nachtheil erweislich zuwächst, so 
kann die Handlung zu Guustm des Pstegebefohlmm als 
nichtig angefochten werden. Der Vogt aber haftet gegen 
den Mitkontrahenten für den Schadenersatz. 

§. * 4 7 . 
Für Gelder, welche ein Vogt für dm Pstegebefohle-

nm, ohne die im vorigm Paragraph bezeichnete Ermäch-
tiguug, aufbricht, haftet er allem; es sey dmn, der 
Gläubiger könne genügend zeigen, daß das gelehnte Geld 
in den Nutzen und zum Vortheil deö Pflegebefohlenen ver-
wendet worden. 

.§. 148. 
Liegenschaftsver. I m Falle der Veräußerung von Liegenschaften, die 
B e S Elchen, welche unter Vormundschaft stehen, zugehören, 

bedarf es stets einer öffentlichen Steigerung, ausgeuom-
mm der Amtsrath, auf ein Gutachten hin des Gemeinde-
raths, bewillige die Unterlassung der Steigerung. Gegen 
eine solche Bewilligung können inner zehn Tagen Ein-
sprüche bei dem Kleinen Rathe eingegeben werden, der in 
diesem Falle endlich verfügt. 

Die Versteigerung von Grundflücken, derm Kaufspreis 
die Summe von 800 Franken übersteigt, muß stets durch 
daS Amtsblatt bekannt gemacht werden, insofern diese Be-
kannmachung nicht nachgelassen wird, welche Nachlassung 
auf gleiche Weise wie die Nachlassung der öffentlichen 
Steigerung zu erfolgm hat. 

D a , wo der Kaufspreis diese Summe nicht ersteigt, 
bedarf es nur der öffentlichen Bekanntmachung an dem 
O t t , wo das Grundstück liegt, und wo es sonst noch der 
Gemeiuderath für gut und zweckmäßig findet. 

D a , wo es sich in Erbsfällen um Liegenschaftsaus-
kaufe handelt, bedarf es keiner öffentlichm Versteigerung. 
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Ebenso, wenn eine Liegenschaft mehrern Personen 
angehött, von dmen einige unter Vormundschaft stehen, 
soll bei Veräußerung derselben eine öffentliche Steigerung 
nur dannzumal eintreten, wenn die Mehrzahl der Antheil-
Haber unter Vormundschaft sich befindet. 

. §• 149. 
Wmn die Einkünfte zur Erziehung oder Unterhalmng Kaplealangriffe. 

des Pflegebefohlenen nicht hinreichen, so bestimmt der Ge-
memderath, an welchen der Vogt sich zu wendm hat, 
nach genommener Rücksprache mit den nächsten Anver-
wandten, wie weit das Kapitalvermögen angegriffen wer-
dm dürfe, wobei jedoch immer mit möglichster Bescheiden­
heit uud Sorgfalt zu Werke gegangen werden soll. 

Fallen gegen eine solche Bestimmung Einsprüche, so 
fertigt der Gemeinderath ein Gutachten, und der im §. 146 
bezeichnete Pfad wird befolgt. 

§. 160. 

Der Gemeinderath ist verantwortlich: 
a. Wenn dem Vogt von dem Kapitalgut aus der Depo-

sitalkasse mehr anvertraut wurde, als unumgäng-
lich nothwendig war. 

d. Wenn dem Vogt Kapitalbriefe abgenommen und in 
die Depositalkasse niedergelegt würden, die einen 
offenbar gefährdenden Werth haben, während statt 
ihrer werthvolle Instmmente hätten deponirt wer-
den können. 

Ein Instrument, welches nicht wenigstens mit 
Berechnung von drei Zinsen und dem Marchzinse 
bei allen ihm vorgehenden Kapitalien in die 
Würdigungssumme zu stehen kommt / ist jedenfalls 
als von g'efährdmdem Werthe zu betrachten. 

Verantwortlich, 
keit des Gemeiw 
deraths. 
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Vierter Slbschmu. 
Von der Rechnungsablage des Vogtes . 

§. 161 . 

Zeit der Rech. Jeder Vogt soll der Regel nach alle vier Jahre über 
nungsablage. f ^ geführte Verwaltung Rechnung ablegen. 

Bei bedmtenden Vogteien und besonders, wenn der 
Mündel Liegenschaften oder sonst Gewerbe besitzt, oder 
der Bogt Kapitalzahluugm zu bezichen, oder an Nutzen 
zu legen hat, soll die Rechnung alle zwei Jahre abge-
legt werden. 

Der Gemeinderath oder der Amtsrath sind befugt 
und selbst verpflichtet, wenn sie eS nöthig findm, auch 
zwischen dieser ordentlichen Rechnungsableguug einm Vogt 
zur Vorlegung seiner Rechnung aufzufordern. 

§. 162. 

Grundlage der DaS aufgenommene Verzeichniß, oder der Zustand 
Rechnung. foi Vermögens, wie derselbe in der letzten Rechnung 

bestimmt worden, dient dieser Rechnung zur Grundlage. 

§. 163. 

Inhalt derselben. Die Vogtrechnung soll die vollständige Angabe der 
Einnahmen und der Ausgaben des Vogts während den 
Rechnuugsjahrm und sodann den Verzeig des Guthabens 
enthalten, und von dem Vogt unterschrieben werden. 

Jeder Posten in den Ausgaben/ der den Betrag von 
sechs Frankm übersteigt, soll spezifizitt und, soviel mög-

. l ich, belegt angesetzt werden. 

§* 164. 

Rechnuugsab. Die Vogtrechnuugm werden von dem Gemeinderathe 
«ahme. m j j Zuzug eines Mitgliedes des Amtsrathes am Haupt-

orte der Gemeinde oder des Steuerbriefs abgenommen. 
Der. Vogt hat feine Rechnung in Schrift verfaßt 

uud ausgefertigt vorzulegen. 
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§. 166. 

Die Vogtrechnungsabnehmer sollen sowohl dem Pflege- . 
befohlenen, wenn derselbe anwesend ist, das vierzehnte 
J a h r erfüllt hat , uud die diesem Alter angemeffenm Ver-
standesfähigleiten besitzt, alS seinen nächsten Auverwandtm 
(§ . 113) den Tag bekannt machen, welchen sie zur Ab-
nähme der Rechnung bestimmt haben, damit dieselben sich 
dabei einfinden können. 

§.. 156. 
Die Vogtrechnungsbehörde prüft die Rechnung sowohl Prüfung der 

in Hinsicht der in dm §§. 139 und 153 angegebenen Er- ^ " m g . 
fordemisse, als der Zweckmäßigkeit der darin vorkommen-
den Verhandlungen und der Richtigkeit der Berechnung. 
Infonders richtet sie ihr Augenmerk darauf,^ ob die 
Ausgaben den in dem Abschnitt über die VerwalMng der 
Vogtei enthaltmm Vorschriften gemäß seien, und ver-
wirft die anfälligen, gegen diese Vorschriften taufenden 
Ausgaben. 

Das' Ergebniß her Prüfung, bei welcher übrigens 
auf die Bemerkungen des Pflegebefohlenen und seiner Ver-
wandten billige Rücksicht genommen werdm soll, ist durch 
dm Gemeiuderathsschreiber in die Rechnungsschrift ein-
zutragen. 

Gleichfalls sollen die Entschließungen und Verfügungen 
der Vogtrechnungsabnehmer, hinsichtlich der abgelegten 
Rechnung sowohl, als der künftigen Verwaltung, der 
Vogtrechnuug nachgetragen werden. 

§. 167. 
Anstände, die bei einer Vogtrechnuugsabnahme sich Erledigung von 

erheben, und das M e i n und D e i n betreffen, müssen, 9inftstn*eiu 

insofern sie nicht beschwichttgt werden tonnen, auf zivil-
richterlichem Wege ausgetragm werden. 

Hicher gehött insbesonders der Fall, wo dem Vogt 
eine Ausgabe nicht anerkannt werden will, derselbe aber 
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auf der Anerkennung beharrt, in welchem Falle die Rech-
uung nach der Bestimmung der Vogtrechnuugsabnehmer 
abzuschließen, dem Vogt dann aber überlassen ist, gegen 
den neu zu bestellmden Vogt des Mündels feine bestrit-
tene Fordewng einzuklagen uud geltend zu machm. 

§ . 1 5 8 . 
Das Mitgl ied des Amtsraths hat bei den Vogtrech-

nungsabnahmen vorzüglich zu wachen, ob Vernachläßigun-
gen oder andere Pflichtvergessensten in Vorschein t reten, 
und wenn solches der Fal l sein sollte, eS dem Awtsrathe 
anzuzeigen, der je nach Umständm selbst die nöthigen 
Maßnahmen t r i f f t , oder einen Bericht dem Kleinen Rathe, 
oder derjenigen Abtheilung desselben erstattet, die über 
das Vormundschaftswesen gesetzt ist. 

§. 169. 

Beschwerden. Wenn der Pflegebefohlene, seine Verwandten oder 
der Vogt sich über eine Vogtrechnungsverhandlung zu 
beschweren haben, so können sie ihre Beschwerden dem 
Amtsrathe einreichen, von wo der Rekurs an den Kleinen 
Rath geht. 

§. 160. 

Einlage dev Die Vogtrechnungsabnehmer sind verpflichtet, den 
Kapitalien. Vormund zur Einlegung jener Kapitalien in die Deposital-

lasse anzuhalten, die etwa seit der letzten Rechnungsab-
läge sich in seinen Händen befindm möchten. 

D i e Gemeinderäthe haben bei ihrer Verantwortl ich-
keit hiefür Sorge zu tragen, und das der Rechnungsab-
nähme beiwohnende Mitgl ied des Amtsraths ist ebenfalls 
bei Verantwortlichkeit gehstltm/ sich jedesmal vier Wochen 
nach der erfolgtm Rechnungsabuahme d m Empfaugschein, 
d m die Depoßtalkaffeverwalmug dem Vormunde fü r das 
eingelegte Gut ausgestellt ha t , vorweisen zu laffm u n d , 
zu Urkunde dessen, mi t seinem V i sa , jedoch uneutgeftl ich, 
zu versehen. 
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§. 161. 

Der Gemeinderachsschrciber hat die Vogtrechnung 
ungesäumt ordentlich zu protokollirm, und dem neu ein-
tretmden Vogt eine Abschrift derselben zuzustellen. 

§. 162. 

Der Gemeinderath soll bei Verantwottlichkeit einen Verfahrengegen 
Vogt, welcher zu gehöriger Zeit nicht Rechnung ablegt, "«migeVögte. 
auffordem, binnen einem Monat Rechnung abzulegen. 

§. 163. 
Läßt der Vogt diese Frist verstreichen, ohne der 

Aufforderung zu entsprechen, so soll der Gemeinderath den 
Fall dem Amtsstatthalter anzeigen, welcher dem Vogt von 
sich aus dm Befehl ertheilt, binnen acht Tagen Rechnung 
abzulegen. 

§. 164, 
Läßt er diese Frist abermals fmchtlos verstreichen, 

so soll der Gemeinderath dem Amtsstatthalter wieder Au-
zeige machen, welcher hierauf die Verhaftung des Vogts 
befiehlt, und sein Vermögen in Beschlag nehmen läßt. 

§. 166. 
Der Vogt soll des VerHafts nicht entlassen, uud der 

Beschlag, welcher auf sein Vermögm gelegt worden, nicht 
aufgchoben werden, bis er seine Rechnung abgelegt hat. 

§. 166. 

Einem Bogt, der die Gelder des Pflegebefohlenen 
oder dm demfelbm gebliebenen Rückstand nidtf auf die 
erste Aufforderung von Seite des. Gemeiuderaths auslie­
ft«, soll durch dm Amtsstatthalter eine Zeitfrist von 
vierzchm Tägm zur Ausliefemng festgesetzt werden. Er-
folgt die Ausliefemng nicht, so soll der Gemeinderath 
bei Verantwortlichkeit dem Amtsiwthalter Anzeige machen. 

Der AmtSstatchalter wird hierauf dm Befehl zur 
Verhaftung des Vogts ettheilm, daS Vermögen desselben 

Prorokollirung 
der Vogtrechnun» 
gen. 
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in Beschlag nehmen lassen, uud ihn dem kompetenten Ge-
richte überweisen, um je nach dm Umständen als ein nach-
lässiger oder ungetreuer Verwalter bestraft zu werden. ; 

i 167. 
Entlassung des Ein Vogt ist bei Anlaß der von ihm abgelegten Rech-
*°âHr nuug berechtigt, von dem Gemeinderathe feine Entlassung 

zu begehren, sowie hinwieder der Gemeinderath berechtigt 
ist, auch ohne Begehren ihm dieselbe zu ertheilen. 

I n beiden Fällen muß sogleich ein anderer Vogt 
nach den bestehenden Vorschriften ernannt werden. 

§. 168. 

Einzeilige Wenn der neuerwählte Vormund die ihm übettragene 
Vogteisührung. %mi nid)t annehmen wollte, und sich somit zum Rekurs 

an die betreffenden Behörden erklärte, so hat der abtretende 
Vormund seine Verrichtungm einsweilen noch fortzusetzen. 

I n außerordentlichm Fällm ist dasjenige Mitglied 
deS Gemeinderaths, welches die Stelle eines Verwalters 
bekleidet, gehalten, die einsweilige Besorgung von Bog-
teien zu übemchmeu. 

' I n jedem dieser beiden Fälle gehören die Einnahmen 
und Ausgaben, die während dieser Zwischenzeit geschehen, 
in die Rechnung des neuen Vormundes, der über diesel-
ben mit dem einswnligen Administrator Abrechnung zu 
pflegen hat. 

§. 169. 
Verrichtungen DaS Mitglied des Gemeinderachs, welches die Stelle 
des Verwalters, des Verwalters bekleidet, fühtt die Depositalkassabücher; 

hätt die Verzeichnisse über die ernanuten Vormünder, wo-
bei gmau das Damm ihrer Anstellung und der jedesmal 
ligen Rechnungsablage angemerkt seyn soll; setzt im Ein-
Verständniß mit dem Gemeinderathe und dem Amtsrache 
oder dem bttreffenden Mitgliede desselben die Tage an , 
au welchm Rechnungen abgenommm werden sollen; ^beruft 
hierzu dm Vormund und die Anverwandten des Bevog-



65 

m m , und sorgt endlich dafür, daß die Uebergaben an 
die Vormünder geschehen. 

Fünfter Abschnitt. 
Von dem Aufhören der Vogrei. 

§. 170. 
Die Bevogtung von Minderjährigen hört auf: Beendigung ei«r 

i . Wenn die Pflegebefohlene Person das zwei und Vogtei. 
- A ,-v € r»«, t . " von Minder. 

zwanzigste Jahr erfüllt hat. mnvu. 
2. Wenn sich die pstegebefohlme Person verheirathet. 

Jedoch kann der Gemeinderath beim Herannahm 
des Alters der Volljährigkeit, sowie bei dem 
Falle der Verehelichung, auf Ansuchen oder nach 
Vernehmen des Vormunds und der nächsten Ver-
wandten, wegen Leibes-oder Gemüthsgebrechen 
deS Pflegebefohlenen, oder wegen Hang zur Ver-
schwendung, die'Fortdauer der Vormundschaft 
auf eine längere oder unbestimmte Zeit anordnen. 
I n einem solchen Fälle sollen aber die Vorschrif­
ten der j§, 113, 116, 116, 117 und f. beob-
achtet und die Anordnung vor dem Eintritt der 
Volljährigkeit öffentlich bekannt gemacht werden. 

§. i ? i . 
Die Bevogtung von Volljährigen hört auf, wenn die u. vouVoüiahri. 

Gründe wegfallen, wegen welchen dieselbe ist verhängt Öcn-
worden. Der S&a>oqtctt fyat sich um die Aufhebung bei 
dem Gemeinderathe zn bewerben. Findet dieser, nach 
genommener Rücksprache mit dem Vogt und den nächsten 
Anverwandten, das Begehren zulässig, so läßt er ihm 
einen Akt über seine Entlassung von der Vormundschaft 
ausfertigen. I m Falle er hingegen das Begehren nicht 
zulässig findet, stellt er einen motivitten Abschlag aus, wo 
es dann dem in seinem Begehren Abgewiesenen frei steht, 
an den Amtsrath zu gelangen, und von dort im Falle des 
Nichtentfpruchs an den Kleinen Rath zu relurriren. 

5 
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Geschlechtsbei« 
stand schaft. 

Die Aufhebung der Bevogtung eines Volljährigen 
soll, auf Verlangen desselben, auf die gleiche Weise 
öffentlich bekannt gemacht werden, wie die Bevogmng. 

§. 172. 

«. vonVerur. Die Bevogtung eines in die obrigkeitlichen Straf-
TftTtnnemfi austalten Verurtheilten hört auf mit der Entlassung aus 

denselben. 

Drittes Kapitel. 
Von der Geschlechtsbetstandschaft oder der 

Verbeiständung der Weibspersonen. 
$. 173. 

Alle Weibspersonen, die sich nicht mehr unter der 
väterlichen Gewalt befinden, und denen nicht aus einem 
der im §. H O enthaltenen Gründe ein Vogt geordnet ist, 
sind einer Geschlechtsbeistandschaft, in Hinsicht der Besor-
gung ihres Vermögens unterworfen. 

A. Beistandschaft der ledigen Weibspe r sonen 
uud der W i t t w e n . 

§. 174. 
Der Beistand einer ledigen Weibsperson, sowie der-

jeuige einer Wittwe, wird durch den Gemeinderath er-
nmnt. Die betreffende Weibsperson hat das Recht eine 
ihr beliebige taugliche Person hiezu vorzuschlagen. 

Diejeuigm Personen, welche zu Annahme einer Vogts-
stelle gezwungen werden können (§§. 124 ,126 ,127 ) sind 
auch zur Annahme der Beistaudsstelle verbunden. 

§. 175. 

Das ererbte fahrende Kapitalvermögen dieser Weibs-
Personen soll in amtliches Verzeichnis genommen, möglichst 
sichergestellt, und die Kapitalbriefe und wichtigen Urkun-
den in der Depositalkaffe ihrer Heimathsgemeinde aufbe-
wahrt werden. 

Ernennung des 
Beistandes. 

Sicherung des 
ererbten Vermiß 
gens. 
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Die Anverwandten einer «solchen Weibsperson, oder 
die Vormünder dieser Anverwandten, oder endlich die 
einer ErbStheiluug deiwohnmdm Beamten sind, bei Folge 
der Vergümng, gehalten: daS Kapitalvermögen derselben 
niemand anderm auszuhändigen, als dem Gemeiuderathe 
derjenigen Gemeinde, wo die Weibsperson heimathrechtig ist. 

Der Gemeinderath ist aber schuldig, hiefür eine Quit-
mng auszustellen, die von dm Mitgliedern des Gemeinde-
raths , welche die Depositalkasse besorgm, zu uuterzeich-
nen ist. 

§. 176. 
Der Beistand einer Weibsperson hat dieselbe in ihren 

rechtlichen Angelegenheiten, mit Ausnahme von persönlichen 
Vergehungen, zu beracheu, und in vorkommmdm Fällen 
vor Bchörde zu vertreten. 

Wo eS um Handlungm Zu thun ist, durch welche über 
das in der Depositalkasse liegende Kapitalvermögen einer 
solchen Weibsperson verfügt wird, so wie bei Veräußemng 
uud Verpfändung von Liegmschafteu, oder bei Erwerbung 
derselben durch einen belästigenden Vertrag, muß der Bei-
stand, damit diese Handlungen gültig seim, seine Zustim-
mung ertheilen, und zu solcher Zustimmung die Ermächti­
gung des Gemeinderaths, oder bei Verweigemug dieser, 
der obern vormundschaftlicheu Bchörde erhaltm haben. 

Nammtlich bedürfen die Erbsauskäufe der Gmchmi-
guug des Gemeiuderaths. 

Bei Veräußerungen von Liegmschaftm sind die im 
§. 148 des gegmwärtigm Gesetzes enthaltenm Vorsthrif-
ten zu beachten. 

§. 177. 
Die unbevogteten Weibsperfonm köuum ohne Mit-

Wirkung ihres Beistandes ihre Einkünfte selbst beziehm, 
gültige Quittungen dafür ausstellm und ftei darüber ver-
fügen. 

Rechte der unbe» 
vogteten Weibs« 
Personen. 
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Ebenfalls haben die unbevogtetm Weibspersonen über 

ihr nicht in der Depositalkasse liegendes Vermögen freie 
Dispositiousbefugniß, mit der einzigen Ausnahme, daß sie 
keine Bürgschaften eingehen können irnd bei Veräußerung 
oder belästigmder Erwerbung von Liegenschaften an die im 
§. 176 aufgestellten Vorschriften gebunden sind. 

I m Falle das in der Depositalkasse befindliche Ver-
mögen von Weibspersonen zu Bestreitung von Auslagm 
angegriffen werden soll, so hat dieses auf dm Antrag des 
Beistandes in Kraft einer Erkanntniß des Gemeinderaths, 
oder wenn dieser einen Abschlag ertheilt, der obern vor-
mundschaftlicheu Behörde zu erfolgen. 

§. 178. 

Schulden einer Für Schulden, welche eine Weibsperson ohne Mit-
Weibsperson, ^ f y ^ ihres Beistandes kontrahirte, kann nur das ihrer 

Verfügung anheimgestellte Vermögen in Anspmch genom-
men werden. 

Der Gemeinderath kann einer unbevogtetm Weibs-
person gestatten, ein Gewerbe zu führen. I n diesem 
Falle haftet das sämmtliche Vermögen derselben für in 
Beziehung auf dieses Gewerb eingegangene Verpflichtungen. 

§. 179. 
Rechenschaft über Der Beistand einer Weibsperson hat dem Gemeinde-

Vermögen. ^ ^ alle vier Jahre einen Bericht über das der Vor-
mundschaft unterworfene Vermögen seiner Klientin zu 
geben. 

Hat Letztere ihm den Zinsenbezug oder andere Besor-
gungen überlassen, so hat er hierüber ihr selbst Rechnung 
zu geben. Sollte aber die Weibsperson in dieser Bezie-
hung sich zu beschwerm haben, so kann sie sich an den 
Gemeinderath wenden, und dieser ist dann berechtigt und 
verpflichtet, den Beistand zu Ablegung der Rechnung vor 
dem Gemeinderath anzuhalten. 
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§. 180. 

Ist eine Weibsperson nicht blos verbeiständet, son- Zus.and bevoa. 
dem bevogtet, so treten alle in dem gegmwättigm Gesetz- £«».*""*" 
buch hinsichtlich der bevogteten Personen enthaltenen Be-
stimmuugm in Anwendung. 

L. Beiftandschaft der verheiratheten Weibs-
perfonen. 

| . 181. 

Der Beistand einer verehelichten Weibsperson ist der Beistands«^ 
Ehemann derselben, so lange er eigenen Rechts ist.. des Ehemanuel 

Derselbe hat seine Ehefrau in ihren rechtlichen An-
Gelegenheiten, mit Ausnahme von persönlichen Vergeh«»-
g m , zu vertreten, und diest kann o W Zuzug des Ehe-
mannö keine RechtshMlung M ^ 

Die Handlungen jedoch und eingegangeneu Perbind-
lichkeitm der Ehefrau, welche die Verwaltuns^des Haus-
Wesens zum Gegenstande haben und nicht auMscheinlich 
über ihren Stand und Beruf hinausgehen, verpflichten den 
Ehemann. Mißbraucht die Frau das Zutrauen des Man-
nes und zieht er ihr dasselbe zumck, so muß er solches 
öffentlich bekannt machen. 

Der Ehemann ist in der Regel berechtiget, das Ver-
mögen seiner Ehefrau zu Handen zu ziehen, und dasselbe 
zum Nutzen der Familie zu verwenden. Zur belästigenden 
Erwerbung einer Liegenschaft zu Handen der Ehefrau.oder 
zur Veräußemng einer der Ehefrau zugehörigen Liegen-
schaft bedarf er jedoch der Ermächtigung des Gemeinde-
raths, oder bei Vemeigerung dieser der obern vormund-
schaftlichen Behörde. 

Bei Veräußerung von Liegenschaften sind die §. im 1.43 
des gegenwärtigen Gesetzbuches enthaltenen Vorschriften 
zu beachten. 
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§. 182. 

Behandlung dê  Dasjmige Kapitalvennögm, welches einer Eheftau 
Ebefr33"? *W erbsweise zufällt, darf nur dem Gemeinderathe ihrer Hei-

matsgemeinde ausgehändigt werden, welcher dafür, wie 
für das von ledigen Weibspersonm, Empfangsbescheini-
gung auszustellen hat. Der Gemeinderath soll dem Ehe-
mann das Vermögen aushingebm, wenn die Eheftau ihre 
Zustimmung schriftlich ertheilt, und wenn nicht die be-
gründete Besorgnis obwaltet, daß das Vermögm in dm 
Handen dcS Ehemanns zu Verlust gehen werde. Die Ver-
Weigerung der Hinausgabe kann an die obem Vormund-
schaftlichen Behörden rekurrirt werden. 

Der Ehemann muß für das von dem Gemeinderathe 
hinausgegebene Vermögen einen förmlichen Empfangschein 
ausstellen, welcher m der Depositalkasse aufbewahrt und 
in dem Depositalkaffabuch protokollirt werden soll. 

I n dem Empfangscheiu 'sollen die Vermögmsstücke, 
die er empfangen hat, spezifizirt, so wie deren Urspmng 
oder Herkunft und deren Werth angegeben werdm. 

Für dasjenige Vermögen, welches allfällig eine Ehe-
frau auf anderm Wege dem Ehemanne zubringet, hat der-
selbe ihr ebenfalls einen ähnlichen Empfangschein zuzustel-
len, der von dem Gemeinderath unterzeichnet werden soll. 

Die Ehefrau bleibt Eigenthümerin des ihrem Ehe-
mann zugebrachten Vermögens. Für diejenigen Stücke, 
welche der Ehemann veräußett, erhält sie au demselben 
eine Ansprache. 

z. 183. 

Die Ehefrau ist, wenn begründete Besorgniß obwal-
tet, daß ohne diese Maßnahme dem Vermögen ein Verlust 
drohtt, berechtigt zu verlangen, daß ihr in Handen ihres 
Ehemannes liegendes Vermögen in die Depoßtalkaffe ein-
gelegt werde. Es kann ferner der Gemeinderath von sich 
aus, oder auf Antrag der nächsten Anverwandten einer 

Hlulegung des 
Vermögens in die 
Dcposttalkasse. 
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verehelichten Weibsperson aus dem gletchm Grunde die 
Einlegung verordnen. 

Den Interessenten steht der Returs über die Vut-
scheiduugm des Gemeinderaths an die obem vormuud-
fchaftlichm Behörden offen. 

§. 184. 

Hött ein Ehemann auf eigenen Rechts zu sein, so 
wird der Ehefrau, insofem nicht der Fall vorhanden ist, 
sie selbst unter Vogtschaft zu setzen, ein Beistand wie einer 
ledigm Weibsperson (§. 174) beigegeben. I n diesem Falle 
ist daS fahrende Kapitalvermögen derfelbm sogleich in die 
Depositalkasse einzulegen, und überhaupt befindet sich eine 
solche verbeistäudete Ehefrau in dem ganz gleichen Zustand 
wie eine ledige verbeistäudete Weibsperson. Kommt eine 
Ehefrau in den F a l l , ' mit ihrem Ehemann selbst ein 
Rechtsgeschäft abzuschließen, so wird ihr zu diesem Ende 
ein außerordmtlicher Beistand beigegeben. 

Niemals kann sich aber eine Ehefrau weder für ihren 
Ehemann noch für sonst Jemand verbürgen.. 

§• 186. 

Wird das Kapitalvermögen einer Ehefrau gemäß §. 182, 
§. 183 oder §. 184 dem Ehemann nicht in die Hand gege-
beu, aber es verlangt derselbe davon etwas zu beziehen 
und in seinen Nutzen zu verwmdm, so hat er sich an den 
Gemeinderath zu wenden, welcher nach genommener Rück-
spräche mit der Eheftau, ihrem Beistande und ihren nach-
sten Anverwandten, über das Gesuch erkennt. 

Ueber die Erkanntniß dcS. Gemeinderaths kann an die 
obern vormundschaftlichen Behörden rekurrirt werden. 

Der gleiche Pfad ist zu beobachten, wenn eine ver-
chelichte Mutter zu Gunsten ihrer Kinder von dem in 
der Depositalkasse liegenden Kapitalvermögen etwas hin-
geben will. 

Anderweitige 
Verbeiständung 
der Ehefrauen. 

Mittelaushin» 
sprüche. 
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Viertes Äapitel. 
Von den außerordentlichen Beistandschaften. 

§. 186. 
I.^^entlicke Außerordentliche Beistände sind den wirklich unter 
». überhaupt, der ehelichen, väterlichen oder geordneten Vormundschaft 

stehenden Personen in solchen Fällen zu geben, wo sie durch 
den ordentlichen Vogt oder Beistand nicht vertreten wer-
den können (§§. 78 und 183). 

Die außerordentlichen Beistände werden ernannt, wie 
die Vögte oder ordentlichen Beistände. 

§. -187. 
Auf gleiche Weise kann ein außerordentlicher Beistand 

einer Weibsperson, die wegen Abgang deS Vermögens 
keinen ordentlichen Beistand hat , in einem besondern 
Falle bestellt werden. 

§. 133. 
Die außerordentliche Beistandschaft hört auf, sobald 

das Geschäft, wegen welchem der Beistand bestellt wurde, 
beendigt ist. 

§. 189. 
Der außerordentliche Beistand ist der Vormundschafts-

bchörde, von der er bestellt wurde/ über die Fühmug des 
ihm übertragenen Geschäfts Rechenschaft schuldig. 

§. 190. 
li. von Landesab« g ^ diejenigen, welche seit einem Jah r abwesend 
wesendeil. 

sind, ohne daß man ihren Aufenthalt kennt, soll, inso-
fern sie Vermögen bei Hause zurückgelassen haben, oder 
ihnen während ihrer Abwesenheit Vermögen zufällt, zur 
Verwaltung ihres Vermögens ein außerordentlicher Bei-
stand bestellt werden. 

§. 191. 
Hat der Abwesende einen Bevollmächtigten bestellt, 

so wird ihm ein Beistand erst dann geordnet, wenn die 
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ertheilte Vollmacht erloschen, oder in den Fällen, auf 
welche dieselbe nicht gerichtet ist. Femer, wenn der Be-
vollmächtigte innerhalb dreier Jahre keine Nachricht von 
seinem Vollmachtgeber erhalten hat, oder wenn er das 
Vermögen übel verwaltet, oder für seine eigene Person 
in Umstände geräth, die dm Abwesenden, wenn ihm die-. 
selben bekannt wären, wahrscheinlich zur Zurücknahme der 
Vollmacht veranlassm würden. 

§. 192. 
Der Beistand des Abweseudm hat die Angelegenhei-

ten desselben, wie ein Vogt diejmigeu eines Pflegebefoh-
lenen, zu besorgen, und es geltm also sowohl hinsichtlich 
der Bestellung, als der Verwalmngsfühmng uud Rech-
nungsablegung des Vogts alle über die Vogtei aufgestell-
ten Vorschriftm. 

§. 193. 
Wenn jemand aus einem der im §. 13 mthattmen Todesprechung. 

Gründe die Todeserklärung eines Abwesenden nachsuchen 
will, so hat er sich an dm Gemeinderath jener Gemeinde, 
inner deren Umkreise der Abwesende anheimisch ist, zu 
wenden, welcher, nach genommener Rücksprache mit der 
Verwandtschaft, ein Gutachten abfaßt, und dasselbe dem 
Amtsrathe übersendet. 

Dieser ertheilt sein Befinden über ein solches Gut-
achten, und läßt dann beide au dm Kleinen Rath ge-
langen. 

Findet der Kleine Rath , daß der Fall der Todtspre-
chung vorhanden sei; so hat er eine wenigstms auf ein 
halbes Jahr gestellte Ediktalzitation mit dem Beisatz er-
gehen zu lassen: daß, wmn der Abwesmde oder dessen 
allfällige, rechtmäßige Abkömmlinge inner dem auberaum-
ten, fatalen Termin nicht erscheinen, oder auf eine andere 
Art Kenntniß von ihrem Leben au die mit der Leimng 
und Beaufsichtigung des VormundfchaftswefenS beauftragte 
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Abtheilung des Kleinen Rathes geben, zur Todeserklärung 
desselben werde geschritten, und in Folge dessen seine 
Hinterlassenschaft unter die rechtmäßigm Erbm werde 
vertheilt werden. 

Eine solche Ediktalladung soll die Person deS Vor-
geladenen, uuter Angabe seines Alters, seiner Aettem, 
seines Heimathorts, Bemfs uud der Umstände, unter 
welchen er das Vaterland verließ, möglichst genau be-
zeichnen, und die Vorladung sowohl in das Amtsblatt, 
als auch in die vom Klemm Rache zu bestimmmdm in-
ländischeu und ausländischen, öffmtlichen Blätter ein-biö 
dreimal eingerückt werden. 

§. 194. 
Melden sich der Vorgeladene oder allfällige Deszen-

deuten desselben inner dem anberaumten, fatalm Termin 
nicht, so spricht der Kleine Rath die Todeserklärung 
förmlich aus, und diejmigen, die sich als Erben des Ver-
schollmen ausweisen, können zur Theilung der Verlassen-
schaft eines solchm schreiten. 

§. 196. 
Eine Todeserklärung schließt den Beweis nicht aus , 

daß der Abwesende früher oder später gestorben, oder daß 
er noch am Leben sei. Kommt ein solcher Beweis zu 
Stande, so ist derjenige, welcher auf dm Gmnd der 
Todeserklämng ein Vermögen oder einen Theil desselben 
in Besitz genommen hat, gehalten, das Empfangene, 
jedoch ohne Zins, wieder zu erstattm. 

§. 196. 
Erbschaften, die Belangend die Erbschaftm, welche einem Abwesen-
Verschollenen zu. den, von dessen Existenz mau keine Kuude hat/ uud der 

noch nicht todt erklärt ist, anfallen, so soll es damit fol-
gmdermaßen gehalten werden. 

Die betreffenden Erbtheile sollen für den Abwesen-
den auf dm Fa l l , daß feine Existenz sich ergebm würde, 
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zur Seite gelegt, und jeder derselben von dem Beistande 
des Abwesenden abgesondert administrirt werden. 

Ergiebt sich in der Folge die Existenz des Abwesen-
dm zur Zeit, als die Erbschaft eröffnet wurde, nicht, 
so fällt bei erfolgter Todeserklärung, jeder betreffende 
Erbtheil sammt den angeschwollenen Zinsen denjenigen oder 
ihren Nachkommen zu, die zur Zeit der eröffneten Erb-
schaft denselben erhaltey hätten, wenn er nicht vorsorglich 
für den Abwefmkm 4#f die Seite gelegt worden wäre. 

Fünftes Kapitel. 
Von dem Vormundschaftswesen in Betreff 

der angesessenen Fremden. 
§. 197, 

Hilfsbedürftige Fremde, die im Kanton angesessen Bevormundung 
sind, müssen sich in ihren Vormundschaftsangelegenheiten *0n fremden. 
unmittelbar an den Amtsrath ihres Wohnorts wenden. 

§. 198. 
Die Amtsräthe sollen den fremden Vormundschafts-

behörden, welche sich mit dm Angelegeuheitm ihrer hier 
angesessenen Angehörigen selbst befassen wollen, die nach 
den Gesetzen zulässige Hülfe leisten. 

i 9̂9. 
Fremden Personen, welche von den Vormundschafts-

behörden ihrer Heimath weder Schutz noch Rath erhalten 
können, ordnet der Amtsrath auf ihr Ansuchen einen Vogt 
oder Beistand, der sich bei ihm zu berathen uud ihm 
Rechuung abzulegen hat. Die gleiche Behörde soll auch 
für die Sicherheit des Vermögens sorgen, welches ein 
verstorbener Fremder hinterläßt. 

Von einem solchen Todfalle soll dem Amtsstatthalter 
daher unverweitt Kenntniß gegeben werden. 



Zweiter Theil. 

V o n dem Sachenrechte. 

^ittleituugstitel. 

Von den Sachen und ihrer rechtlichen 
Eintheilung überhaupt. 

§. 200. 

Sache. . Jeder Gegenstand eines Rechts, der nicht selbst 
Begriffe. rechtsfähig ist, heißt Sache. 

§. 201. 

Diejenigen materiellen und formellen Bestandtheile 
einer Sache, die sie zu einer Sache einer bestimmten Art 
machen, gehören zu ihrer Substanz. 

§. 202. 

Gesammt- Der Inbegriff einzelner Sachen, der als ein Ganzes 
***** angesehen und mit einem gemeinschaftlichen Namen bezeich-

net wird, heißt eine Gesammtsache. 
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Die einer Gesammtsache zuwachsenden einzelum Sachen 
nehmen an den Rechten uud Lasten des Ganzen Thei l ; 
die von denselben getrennten einzelnen Sachen nehmen 
nicht mehr an den Rechten und Lasten des Ganzen Theil. 

§. 203. 

Der Werth einer Sache muß nach dem Vortheile «smi,. 
geschätzt werden, den sie zu gewähren geeignet ist. Die 
Bestimmung dieses Werthes heißt der Preis . Wenn bei 
dieser Bestimmung bloß der Nutzen in Betracht kömmt, 
dm die Sache mit Rücksicht auf Zeit und Art gewöhnlich 
und allgemein leistet, so heißt der Preis gemeiner oder 
ordentlicher (Marktpreis). Nimmt man aber auf die 
besondern Verhältnisse, aus denen ein ungewöhnlicher 
Nutzen der Sache erwachsen kann oder auf zufällige Eigen-
schaften, die den Wetth derselben in den Augm des Be-
sitzers erhöhen, Rücksicht, so heißt der Preis ein außer-
ordentlicher (Affektionspreis). 

§. 204. 

Alle Sachen sind entweder unbewegliche (liegende) Emtbcilung. 
oder bewegliche (fahrende). j&?ffiä"* 

§, 206 . dachen. 

Die nachfolgenden Bestimmungen, was unbewegliches 
Gut sei, finden überall ihre Anwendung, wo das Gesetz 
nicht in besondern Fällen eine Ausnahme festsetzt. 

A. Von den unbeweglichen Sachen. 
§. 406. 

Die Sachen sind unbeweglich durch ihre Natur, durch A. unbewegliche 
ihre Bestimmung, oder durch dm Gegenstand, worauf sie eac6en-
sich beziehen. 

§. 207. 

Ih re r Natur nach unbeweglich sind die Sachen, «. der natur 
welche ihrer Substanz unbeschadet, nicht von einer Stelle- "**-
zur andern gebracht werden können. 
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Dergestalt sind unbeweglich, Aecker, Matten, Weiden / 
Wälder, Gatten, Weier und andere Gmndstücke, so wie 
Häuser, Scheunen, Speicher und dergleichm Gebäude/ 
die auf den Gutem erbaut worden. 

Gras, Bäume, Früchte und alle brauchbaren Dinge, 
welche die Erde hervorbringt, bilden, so lauge sie mit 
einem Grundstücke zusammenhängen, und von demselben 
nicht losgetrennt sind, einen Bestandtheil desselben uud 
sind also bis zu ihrer LoStreuuung ebenfalls unbeweglich. 
Auch die Fische in einem Weiher gehören zu dem unbe-
weglichm Gute. 

§. 208. 

b. der Vestim. Ihrer Bestimmung nach unbeweglich sind solche an 
mung nach. ^ beweglichen Sachen, die zum beständigen Gebrauche 

und Dienste einer unbeweglichen Sache bestimmt wordm 
sind. Demnach ist unbeweglich: 

2. Alles was auf Gmnd und Boden in der Absicht 
aufgeführt wird, um allda zu verbleiben,. als 
Pfähle, Hecken u. s. w. 

d. Alles was erde-, mauer-, uuth- uud nagelfest ist, 
und ohne Beschädigung der Stelle/ an welcher es 
befestiget worden, nicht weggenommen werden 
kaun, a ls : eiugezimmerte Schränke, Gegenstände, 
welche einen Theil der Wand, oder des Getäfels 
ausmachen, eingemauerte Kessel, Bmunenbetter 
u. f. w. 

o. Alles was zu einem Ganzen und gleichsam unzer-
trmnbar davon gehött, oder zum stäten örtlichen 
Gebrauch gewidmet ist, als: zum Haus die Thüre, 
Fenster; die Brügenen und Läger in den Kellem, 
Wein- , Most und andere Trotten u. f. w. 

d. Die Bewaffnungs - uud Löschgegenstände uud andere 
Geräthschaften, welche die Gesetze als unver-
äußerlich von einem Wohnhaus erklären. 
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e. Endlich der auf einer Liegenschaft vorsindliche 

Dünger. 
§. 209. 

Dem Gegenstaude nach, worauf sie sich beziehen, sind c- dem Gegen. 
unbeweglich die Rechte, deren Ausübung von dem Besitze ftan*nacÖ* 
einer unbeweglichen Sache abhängt, z . B . ein Tavernm-
recht, Gmndgerechtigteiteu u. s. w. , sonst gehören die 
Rechte zu den beweglichen Sachm. Schuldfordemugen 
gehören selbst dann zu dm beweglichen Sachen, wenn sie 
auf unbeweglichen versichert worden. 

§. 210. 
Unbewegliche Sachm sind den Gesetzen des Orts Gerichtsstand. 

unterworfen, wo sie liegen, alle übrigen Sachen hingegen 
stehen, mit der Person ihres Eigmthümers unter gleichen 
Gesetzen. 

B. Von den beweglichen S a c h e n . 
§. 211. 

Diejenigen Sachen sind bewegliche, welche sich von ». Bewegliche 
einem Orte zum andem, ihrer Substanz unbeschadet, | ^ * 
bringen lassen, sei es durch eigene Kraft, wie die Thiere, 
oder durch die Wirkung einer fremden Kraft, wie die 
leblosen Dinge. 

§. 212. -
Die Rechte werden als bewegliche Sachen betrachtet, 

insofern ihre Ausübung nicht mit dem Besitz einer unbe-
weglichen unzertrennbar verbunden ist, oder das Gesetz 
ihnen nicht die Eigenschaft einer unbeweglichen Sache 
ausdrücklich beilegt. 

§. 213. 
Unter der Benennung Fahrn iß oder bewegliches 

Vermögen werden alle Beweglichkeiten verstanden, inso-
fem sie nicht Zugehör einer unbeweglichen Sache sind 
(§. 208) ; unter derjenigen von Ef fek ten, alle belveg-
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lichen Sachen mit Ausnahme des baaren Geldes und der 
Schuldfordemngen; unter der Benennung Möbeln , die 
zu dem bequemen Gebrauche oder der Verzierung eines 
Wohnsitzes bestimmten Beweglichkeiten; unter Haus ra th 
noch überdies die Beweglichkeiten, welche zu Fühmng 
oder zu dem Dienste der Haushaltung bestimmt sind; 
unter Sch i f f und Geschirr alle Beweglichkeiten uud 
Werkzeuge, welche ein Fabrikant, Handwerker, Fuhr-
mann oder ein Landwirth zu der Ausübung feines Bemfs 
wirklich im Gebrauche hat; uud unter Weißzeug oder 
Wäsche, die Leib-, Bett- und Tischwäsche, und das zu 
Verfertigung solcher bereits abgeschnittene Tuch. 

C Von der Verschiedenheit der Sachen 

nach ihren Inhabe rn . 

§. 214. 
Dlsvositionsbe. Jede lebende Hand (physische Person) kann mit 

ihrem Vermögen nach Gmfinden schalten und walten, 
doch mit Beobachtung der Einschränkungen, welche durch 
die Gesetze festgestellt sind. 

' Güter, welche zu todter Hand/ (moralische Personen, 
als: Gemeinden, Körperschaften u. s. w.) gehören, werden 
nur nach den Formen uud Regeln, die ihnen eigen sind, 
verwaltet oder veräußert. 

Moralische Personen können nur mit Bewilligung des 
Großen Rathes Liegenschaften erwerben. 

§. 216. 

Alle innerhalb des Staatsgebietes befindlichen Sachen 
gehören entweder dem Staate oder physischen oder morali-
schen Privatpersonen. 

i 216. 
Die dem Staate angehörenden Sachen nennt man 

freistehende, wenn ihre Zueignung, und öffent l iche, 

fuguiß über 
Sachen. 

Staats» und 
Privatgut. 

Artendes 
Staatsguts. 
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wenn ihr Gebrauch jedermann erlaubt ist. Das S taa ts -
vermögen besteht aus den Sachen, die zu der Bestrei-
mng der öffmrlichm Bedürfnisse, oder zu dem ausschließ-
lichen Gebrauche der Regiemug bestimmt sind. 

§. 217: 

Die Bestimmungen/welche in diesem Gesetzbuche ml-
halten sind, beziehen sich in der Regel sowohl auf die 
Sachen, welche dem ßfaate, als auf diejenigen, welche 
Privatperspum angehören. Die Ansnahmm/ dtz in Be­
treff des Staatsvermögens und der Sachen der morMchen 
Personen nothwendig sind, sind in den politischm Gesetzen 
und Verordnungen enthalten. 

D. Eintheilung des Sachenrechts. 
§. 218. 

Rechte, deren Ausübung mit einer Sache, ohne Dingliche wate. 
Rücksicht auf gewisse Personen verbunden ist, werdm 
dingliche Rechte genannt. 

§. 219. 

Dingliche Rechte auf Sachen können, so lange das 
Recht selbst dauert, von dem Berechtigten gegen jeden, 
in dessen Gewahrsam, Besitz oder Eigenthum sich die Sache 
befindet, ausgeübt werden. 

§. 220. 

Rechte, welche zu einer Sache nur gegen gewisse Personliche 
Personm, unmittelbar aus einem Gesetz oder aus einer * ' * " -
verbindlichen Handlung entstehen, heißen persönliche 
Sachenrechte. 

6 
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Erstes Hauptstück des Süchenreclits. 

Von den dinglichen Rechten. 
Grstep Ti tel . 

Von dem Besitze. 
§. 22U 

Inliabuug. Der Zustand, in welchem Jemand eine Sache in 
seiner- Macht -oder Gewahrsame hat, und sich in der 
physischen Möglichkeit befindet, über dieselbe mit Aus-
fchließuug anderer zu verfilzen, heißt I n h a b u n g , und 
wenn diese mit der Absicht verbunden ist, die Sache auf 

Ben?. irgend eine Weise zu dem Seinen zu zählen, Besitz. 

§. 222, 

z. Envcrbunij Die Inhabung körperlicher Sachen wird durch die 
physische Ergreifung, und diejenige, von Rechten durch die 
Ausübung derselben erworben. 

§. '223. 

Um die Inhabung zum Besitz zu machen, muß der 
Inhaber den Gebrauch der Vernuuft haben, oder durch 
einen Vormund pennten werden. 

§^224.. 

Derjenige, welcher eine Sache als Stellvertreter 
eines andern inne hat/ , ist.- nicht berechtigt, ohne 23ei> 
stimmung dieses LetzlerN/ seine Inhabung in einen Besitz 

'zu verwandeln; 'hhigegen kann sich der Besitzer auf eine 
rechtsgültige Weife' erklären, das Besitzrecht einem andern 

' zu überlassen, und' den Besitzgegenstand von nun an als 
Stellvertreter desselben inne zu haben (§; 288.) 

§. 225. 

2. Arten des Vĉ  Ein Besitz ist rech tmäß ig , wenn derselbe auf einem 
a. rechtmäßiger, gültigen T i te l , d. h. auf einem Grunde beruht/ der es 
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dem Besitzer rechtlich möglich macht, den Bcsitzgegenstand 
in derjenigen Hinsicht, in welcher er den Besitz ausübt, 
zu dem Seinen zn zählen. Dergleichen Titel sind das 
Gesetz, ein rechtskräftiges Uttheil, und die Willmöer-
klämng des frühern rechtmäßigen Besitzers. 

§. 226. 
Wer einen gültigen Titel hat, den Besitz einer Sache 

zu erwerben, hat bloß das Recht zu dem Besitz, und muß, 
wenn ihm die Besitznahme streitig gemacht wird, dasselbe 
gerichtlich verfolgen. 

Wer also in den Besitz einer Sache sich setzen will, 
die ein anderer bereits besitzt, indem erzeigen kann, daß 
er die Sache auf eiue rechtmäßige Weife erworben und 
sie ihm also zugehöre, oder daß er sonst ein besseres Rechr 
habe, dieselbe zu besitzen, darf, wenn ihm der Besitz ver-
weigert wird, diesen nicht durch Selbsthülfe, sondem muß 
ihn auf dem Wege Rechtens zn erhalten suchen. 

§. 227. 
Der Besitzer, welcher keinen Gmnd hat, an der l.. redlicher. 

Rechtmäßigkeit seines Titels zu zweifelu, und der also 
die Sache, die er besitzt, für die seinige hält, ist ein 
redlicher, und derjenige, welcher die ttnrechtmäßigleit 
seines Titels kmnt, und der also weiß, oder aus dm Um-
ständen vermuthen muß, daß die in seinem Besitze befind-
liche Sache, einem andern gehöre, ist ein unredlicher 
Besitzer. 

§. 228. 

Jeder wirkliche Besitz, obwohl in solchem für sich 
allein noch kein Beweis des Eigenthumsrechts liegt, hat 
die Rechtsvermuthung der Rechtmäßigkeit und Redlichkeit 
für sich, der Besitzer kann weder zu der Angabe seines 
Titels, noch zu dem Beweise seiner Eigenschaft eines red-
lichen Besitzers angehaltm werdm. Wer ein besseres Recht 
zu dem Besitz behauptet, hat dasselbe darzuthun. 
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Diese Bestimmung hat jedoch lediglich Bezug auf die 
Zivilrechte der Staatsbürger, und die Fälle sind vorbe-
halten, wo nach Pol izei- oder Kriminalgesetzm der Be-
sitzer zu der Angabe seines Besitztitels aufgefordert werden 
kaun. 

§. 229. 

3. Rechtsverhält. Der redliche Besitzer hat über die Verwaltung der 
"**« redlichen von ihm besessmm Sache bis zu dem Zeitpunkt, wo er 
Besitzers. mit den Umständen bekannt w i r d , welche die Rechtmäßig-

keit seines Titels zweifelhaft machen, keine Rechenschaft 
zu geben. 

Dem redlichen Besitzer gehören bis zu diesem Zeit-
punkte alle aus der Sache* entspringenden Früchte, sobald 
sie von der Sache abgesondett'worden sind, sowie auch 
alle bis dahin verfalleum und eingehobenen Nutzungen. 

§. 230. 

Wenn der redlich^ Besitzer entwährt w i r d , so hat er 
daö Recht, von dem Entwährer den Ersatz des nothwen-
digen und nützlichen Aufwandes, den er bis zu dem Zeit-
punkte, wo der St re i t seineu Anfang genommen, auf die 
Sache verwendet, nach dem dermaligen Werthe desselben 
zu verlangen, infofern dieser den wirklich gemachten Auf-
wand nicht übersteigt. Für den zierenden Aufwand hat 
er bloß das Recht der Wegnahme, insofern ihm die Aus-
Übung desselben Botthei l gewährt, und der Substanz der 
Sache unschädlich ist. 

Der Aufwand, der zum Behuf einer Sache gemacht 
w i r d , ist ein n o t h w e n d i g e r , wenn er die Erhaltung 
derselben in ihrem Bestand; nü t z l i che r , wenn er die 
Bermehmng des Et t rags, und z i e r e n d e r Aufwand, wenn 
er bloß die Erhöhung der Annehmlichkeit der Sache zum 
Zwecke hat. 

§. 231. 
b. des unredlichen Der unredliche Besitzer steht in der Verpflichtung, 
Besitzers. nic^t nur alle durch den Besitz erlangten Vottheile zurück-
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zustellen, sondern auch diejenigen, welche der Verkürzte 
erlangt haben würde, und allen durch seineu Besitz ent-
standeuen Schaden zu ersetzen. I n dem Falle t daß der 
unredliche Besitzer durch eine in den Strafgesetzen ver-
botene Handlung zum Besitz gelangt ist, erstreckt sich der 
Ersatz bis auf den außerordentlichen Preis. Für den 
nothwendigen Aufwand, den der unredliche Besitzer auf 
die Sache verwendet, kann er den Ersatz nach dem der-
maligen Wetthe desselben verlangen, für den nützlichen 
und zierenden hat er bloß das Recht der Wegnahme, 
insofern ihm die Ausübung desselben Vortheil gewährt/ 
und der Substanz der Sache unschädlich ist. 

§. 232. 

Die eigenmächtige Störung des Besitzes jeder Art ist 4. Schutz des 
verbotm. Der Besitzer hat das Recht, den Richter auf- **$&*»#. 
zufordern, ihn je nach den Umständen, durch eine provi-
sorische Verfügung oder ein Verbot gegen unbefugte Ein-
griffe zu schützen. Wenn die richterliche Hülfe nicht bei 
der Hand ist, so darf er denjenigen, der ihn auf gewalt-
thätige Weise in seinem Besitze stört, mit Gewalt abtrei-
ben, und in jedem Falle den unbefugten Störer, zn dem 
Ersatz des erlittenen Schadens anhalten. 

§. 233. 

Bedroht der gefährliche oder der schadhafte Zustand b. insbesondere. 
einer fremden Sache den Besitzer eines dinglichen Rechts ^mBN"egen 
mit einem Schaden, so ist er berechtigt, den Besitzer der schadhafte Sa« 
gefährlichen oder schadhaften Sache anzuhalten, ihn binnen **"• 
tintt von der kompetenten Behörde zu bestimmenden Roth-
frist gegen den Schaden sicher zu stellen, und wenn der-
selbe dieses nicht thut, von dem Richter die Bewilligung 
auszuwirken, die Sache auf Kosten des Besitzers für sich 
unschädlich zu machen. 
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§. 234. 
Jeder, der dm Besitz einer Sache bescheinigen kann, 

ist, wenn er Gefahr läuft, in seinem wirklichen Besitze 
gestört zu werden, berechtigt, durch ein Verbot jede 
Störung des Besitzes mit einer Strafe von vier bis fünf-
zig Frauken bedrohen zu lassen. 

§. 236. 

b. des «eckt« zu Ist ein Besitzer irgend einer Art durch Gewalt, List 
de« Besitze. oder dm Mißbrauch einer Vergünstigung aus dem Besitze 

verdrängt worden, so hat er binnen der ordentlichen Ver-
jähmngfrist das Recht/ auf die Herstellung des vorigen 
Zustandes und auf den Ersatz des ihm durch die Ver-
dränguug zugefügten Schadens zu klagen. Beides soll 
das Gericht nach rechtlicher Verhandlung, selbst ohne 
Rücksicht auf ein stärkeres Recht, welches der Beklagte 
auf eine Sache haben könnte, verordnen. Der Sachfällige 
kann nach dieser Entscheidung die Klage aus einem ver-
meiutlich stärkern Recht auf die Sache noch anhängig 
machen. 

§. 236. 
M i r d der bloße Inhaber einer Sache von mehrem 

Besitzwerbem für die Ausliefemug derselben angesucht, 
und befindet sich einer darunter, in dessm Namen er bis-
dahin die Sache inne gehabt, so soll er sie diesem aus-
liefern, uud die Auslieferung den übrigen rechtlich kund 
thuu. Hat er die Inhabung nicht für eine bestimmte 
Person ausgeübt, so soll er die Sache hinter den Richter 
legm/ und es den Beteiligten überlassen, ihr Recht vor 
diesem auszufechtm. 

§. 237. 
Der Besitz einer körperlichen Sache hört auf: i ) durch 

den Verlust derselben und der Hoffnung, sie wieder auf-
zusinden; 2) durch freiwillige Aufgabe; und 3) durch die 
Erwerbung derselben von Seite eines andern. 

Gegen eigen« 
mächtige Stb . 
rungen. 
Verbot. 

Aufhören des 
Besitzes, 
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§. 233. 

Der Besitz derjmigeu Rechte und unbeweglichen 
Sachen, welche dem Erwerber fömlich zugefertigt, und 
in die öffentlichen Bücher eingetragm sind, erlöscht, wenn 
der Besitzer sie einem andem zufettigm läßt, oder wenn 
sie in diesm Büchern förmlich ausgelöscht werden. 

§. 239. 

Bei andern Rechten hört der Besitz auf, wmu jemand 
das, was er sonst geleistet hat, nicht mehr leisten zu wollen 
erklätt, wenn er die Ausübung des Rechtes eines andern 
nicht mchr duldet, oder wenn er das Verbot, etwas zu 
unterlassm, nicht mehr achtet, der Besitzer aber in allen 
diesen Fällen es dabei bewenden läßt, uud die Erhalmug 
deö Besitzes nicht einklagt. 

Zweiter Titel. 
Von dem Eigenthum. 

Erstes Kapitel. 
Von dem Eigenthumsrechte. 

§. 240. 

DaS Eigmthumsrecht bestcht in der Befuguiß über die Eigenthums« 
Substanz und die Nutzungen einer Sache willkürlich und vtd>u 

ausschließend zu schalten und zu walten, so lange mau ****** 
nur keine durch Gesetze untersagte Verfügung darüber 
trifft. 

§. 241. 
Bei einem Gmndstücke erstreckt sich das Recht des 

Eigmthümers nicht allein auf die Oberstäche, sondem 
auch aufwärts auf die Luftsäule, uud in umgekehtter Rich-
mng auf die Tiefe. 
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§. 242. 
Niemand kann gezwungen werden, sein Eigenthum 

abzutreten, es sei dann um des gemeinen Wohls willm 
und nach vorausgegangener Entschädigung, nach den Be-
stimmungm des Gesetzes. 

§. 243. 

Mitetgeuthum. Gehört das Eigenthum einer noch ungecheilten Sache 
oder ein und dasselbe Recht ««getheilt mchrern Personen 
zu, so entsteht ein gemeinschaftliches Eigenthum oder ein 
Miteigentum. 

Die Mitetgenchümer der gleichen Sache sind in Hin-
sicht auf das Ganze wie ein Alleineigenthümer, und in 
Hinsicht auf den einem jeden zustehetzden Theil an dem 
Rechte auf das Ganze wie so viele Alleineigeuthümer 
anzusehen. 

§. 244. 

Verfügungen in Betreff der ordentlichen Verwaltung 
und Benutzung der gemeinschaftlichen Sache können von 
der Mehrheit der Miteigenthümer auf eine für die Ge-
sammtheit verbindliche Weise getroffen werden. Die 
Mehrheit ist jedoch nicht nach der Zahl der Personen, son-
dem nach dem Verhältniß der Antheile zu berechnen. 

Jeder Theilhaber aber ist befugt, auf Ablegung der 
Rechnung und Vertheilung des Ertrags zu dringen. 

. §. 246. 

Verfügungen, welche die Mehrheit der Miteigenthümer 
in Betreff der Substanz oder einer wesentlichen Verände-
rung der Beuutzungsart der gemeinschaftlichen Sache trifft, 
sind für die Minderheit nicht verbindlich, wenn sie lieber 
aus der Gemeinschaft treten wil l , vorbehalten, daß nicht 
durch eine rechtsgültige Bestimmung das Recht zu solchen 
Verfügungen der Mehrheit eingeräumt sei. 
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j . 246. 
Jeder Miteigenthümer kann in der Regel die übrigen Theilung. 

zur Aufhebung der Gemeinschaft anhalten; würde jedoch 
einer derselben in einem Zeitpunkte von diesem Rechte 
Gebrauch machen, wo es seinen Miteigenthümern zum 
offenbaren Schaden gereichen müßte, so können dieselben 
einen mäßigen Aufschub verlangen. 

Hat sich jedoch ein Theilhaber verpflichtet, während 
einer bestimmten Zeit in der Gemeinschaft zu bleiben, so 
kann er vor Ablauf dieser Zeit nicht aus derselben treten; 
diese Verbindlichkeit erstreckt sich nicht auf d̂ e Erben. 

Die Anordnung eines Dr i t t en , durch welche eine 
Sache zur Gemeinschaft bestimmt w i r d , muß ebenfalls von 
den ersten Theilhabern, hingegen nicht von den Erben 
derselben befolgt werden. 

§. 247. 

I s t die Aufhebung der Gemeinschaft beschlossen wor-
den, so kann, wenn die physische Theilung nicht füglich 
Stat t finden kann, oder durch dieselbe die zu verteilende 
Sache an ihrem Werthe einbüsscn würde, und kein ande-
res Einverständuiß erfolgt, jeder Miteigenthümer verlangen, 
daß die gemeinschaftliche Sache au eine öffentliche Ste i , 
gerung gebracht werde. 

§. 248. 

Bei der Theilung, liegender Gründe oder Gebäude ist 
auch zu entscheiden, ob ein Theilgeuosse zu Benutzung 
seines Antheils einer Dienstbarkeit bedürfe, uud unter 
welcher Bedingung ihm dieselbe zu bewilligen sei. Ueber-
hMpt sind die Umstände zu berücksichtigen. 

§. 249. 

Die zum gemeinschaftlichen Gebrauche nöthigen Ur-
künden können nicht getheilt werden. Sie werden so, wie 
es durch das Einverständuiß sämmtlicher Theilhaber, oder 
im Falle des Widerspruches durch das Gericht bestimmt 
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wird, bei einem derselben oder an einem öffentlichen Orte 
aufbewahrt. Jeder Theiluehmer hat das Recht, auf feine 
Kosten beglaubigte Abfchriftm von gemeinschaftlichen Ur-
künden zu erheben. 

§. 250. 
Die auf eiuer vetthnltm Sache haftenden dinglichm 

Rechte dritter Personen leiden durch die Theilung keine 
Veränderung. 

§. 261.. 
Grenzberich. Jeder Eigmthümer eines Grundstückes hat das Recht, 
tigung. iit Eigenthümer der anstoßenden Gmudstücke zu der Be-

Zeichnung der Grenzen (Markung) oder der Emmerung 
der unkmutlich gewordeneu Grmzzeichen anzuhalten. 

§. 262. F' 
Zu einer Markuug oder Ernmemng der Grmzzeichen 

sollen alle Betheiligten vorgeladen, die Grenzen genau 
beschrieben, und die Kosten von allen, im Verhältnisse 
der Ausdehnung ihrer Grenzlinie, bestritten werdm. 

§. 263. 

Bei Grenzftreitigkeitcn zwischen Nachbaren soll vor 
allm Dingen das erweisliche Eigenthum eines jeden, und 
wenn dieses nicht ausgemittelt werden kann, der bisherige 
Besitzstand beschützt, und wenn auch dieser ungewiß ist, 
der streitige Raum nach dem Verhältnisse der Grundstücke 
unter die Bttheiligtm vertheilt werden. 

§. 264. 

Eigenthums. Der Eigenthümer hat das Recht seine Sache von 
fta**' jedem Inhaber durch die Eigenthumsklage zurückzufordern. 

Wer die Eigenthumsklage übemimm, muß den Be-
weis führen, daß die angesprochene Sache sein Eigenthum 
sei, uud daß der Beklagte diese Sache in itiut Macht 
habe. 

Es muß daher in der ersten Beziehung von dem 
Kläger der Titel (§§. 22s und 264) und eine rechtmäßige 
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Erwerbungsart (§. 264), wodurch er Eigenthümer gewor̂  
dm ist, bewiesm ^werden. 

Der Beweis aber, daß er bis zur SMnde Eigm-
thümer der Sache geblieben, liegt nicht ihm, vielmehr 
liegt dem Gegner der Beweis der nmern Thatsache ob, 
daß das Eigenthumsrecht des Klägers erloschen uud auf 
ihn übergangen sei. 

Bewegliche Sachen, welche sich von ähnlichen Sachen 
gleicher Gattung nicht unterscheiden lassen, wie baareS 
Geld mit anderm baarem Gelde vermengt/ sind kein Ge-
genstand der Eigenthumsklage. Wenn aber solche Umstände 
eintreten, aus denm der Kläger sein EigeuthumSrecht 
beweisen kann, und aus denen der Beklagte wissen mußte/ 
daß er die Sache sich zuzuwenden nicht berechtigt war, 
findet der Ersatz Statt. 

§. 266. 

Die Eigmthumsklage findet gegm den redlichm Be-
sitzer einer beweglichen Sache nicht Statt, wenn er be-
weiset: daß er diese Sache gegen Eutgeld von Jemanden 
an sich gebracht hat, dem oder dessm Vormann sie der 
Kläger in was immer für einer Absicht anvertraut hat. 
I n diesem Falle wird von dem redlichen Besitzer das Eigen-
thum erworben, und dem vorigen Eigenthümer steht nur 
gegen jene, die ihm dafür verantwortlich sind, das Recht 
auf Schadloshaltung zu. 

§. 267. 

Wenn aber der Besitzer mtweder schon aus der Namr 
der an sich gebrachten Sache oder aus dem auffallend zu 
geringen Preis derselben, oder aus den bekannten perfön-
lichen Eigenschaften seines Vormanus, aus dessen Gewerb 
oder audem Verhältnissen einen gegründeten Verdacht gegen 
die Redlichkeit seines Besitzes hätte schöpfen köunm, so 
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muß er als ein unredlicher Besitzer die Sache dem Eigen-
thümer abtreten. 

§. 263. 

Auf eine entwmdete Sache kann Niemand einen gül-
t igm Titel erwerben, bis sie wieder in den Besitz desjeni­
gen gekommen ist, dem sie entwendet wordm. Dieser hat 
das Recht jeden Inhaber derselben zu der Ausliefemng 
der ihm entwendeten Sache anzuhalten. 

§. 269. 

Wenn derjenige, der die Eigeuthumsklage anstellt, 
mit dem. Beweis der Erwerbung des Eigenthums zwar 
nicht ausreicht, aber den rechtmäßigen T i t e l , wodurch er 
zu ihrem Besitze gelaugt ist, dargethan hat, so wird er 
doch vor jedem audem Besitzer, der keinen oder nur einen 
schwächern Titel seines Besitzes anzugeben vermag, für 
den wahren Eigenthümer gehalten. 

§. 260. 

Weist der Besitzer, welcher mit der Eigenthumsklage 
angegriffen w i rd , einen gleich guten Titel vor, wie der 
Kläger, so soll dieser letztere abgewiesen werden. 

§. 261. 
Wer eine Sache blos in fremdem Namen besitzt, kaun 

sich gegen die Eigenthumsklage dadurch fchützm, daß er 
denjenigen, in dessen Namen er besitzt, nennt uud sich 
darüber ausweist. 

.§. 262. 

Wer eine Sache im Besitze hat und nach gegen ihn 
angestellter Eigenthumsklage den Besitz aus Gefährde oder 
Nachläßigkeit fahren läßt, muß sie, wenn der Kläger sich 
nicht an den wirklichen Inhaber halten w i l l , auf feine 
Kosten wieder herschaffen, oder den außerordentlichen Preis 
derselben bezahlen. 
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§. 263. 

Wer eine Sache, die er nicht befitzt, zu besitzen vor-
giebt, uud den Kläger dadurch irre füht t , haftet ftir 
allen daraus entstehenden Schadm. 

Zweites Kapitel. 
Von der Erwerbung und dem Verluste 

des Eigenthums. 
§. 264. 

Zu der Erwerbung des Eigmthums ist erforderlich: Allgemeine E^ 
i ) Ein Titel oder ein rechtlicher Erwerbuugsgrund, und E ^ " « » / " 
2) eine Erwerbuugsart, oder eine äußere Handlung, durch 
welche sich derjenige, der einen Titel hat, den Eigen-
thumsgegeustaud zueignet. 

§. 266. 
Bei freistehenden Sachen (§. 216) besteht der Titel 4. unmittelbare 

in der Befugniß, sich dieselben zuzueignen, und die Er- ^ " ^ 
werbungsatt in der Ergreifung des Besitzes. 

§. 266. 
Jeder Gmndbesitzer hat das Recht, sich auf seinem *. Thierfang. 

Grund und Boden der wilden Thiere durch Tödmng oder 
festes Ergreifen zu bemächtigen, vorbehalten jedoch die 
Bestimmungen, welche die politischen Gesetze über die 
Jagd aufstellen. 

§. 267. 

Häusliche Bienenschwärme und andere zahme oder 
zahmgcmachte Thiere sind kein Gegenstand des freien Thier-
faugs. Der Eigenthümer hat das Recht, sie auf fremdem 
Gmnde zu verfolgen, soll aber dem Gmndbesitzer den ihm 
dadurch vemrsachten Schaden ersetzen. Sofern aber ein 
zahmgemachtes Thier während zweiundvierzig Tagen von 
selbst ausgeblieben ist, verliert der Eigenthümer sein An-
spmchsrecht. 
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§. 268. 

v. Fund. Bewegliche Sachen, welche der Eigenthümer nicht 
^verlorner ©* mehr als die feinigm behalten wi l l , und daher verläßt, 

kann sich jedermann zueignen. 
I m Zweifel aber ist nicht zu vermuthen, daß jemand 

fein Eigenthum aufgeben wolle, und daher jeder Finder 
verbunden, dem vorigen Besitzer, wenn er aus den Merk-
malen der gefundenm Sache oder aus andem Umständm 
dmtlich erkennt wird, die Sache zurückzugeben. 

§. 269. 
Ist dem Finder der vorige Besitzer nicht bekannt, so 

soll er den Fund bei Sachen von geringem Werth sogleich 
und spätestens innerhalb acht Tagen durch öffmtlichen 
Ausmf au dem Orte, wo die Sache gefundm wurde, 
bekannt machen, und wmn die gefundene Sache mehr 
als zwanzig Franken werth ist, den Fund dem Gemeinde-
ammanu anzeigen. 

Der Gemeindeammann soll für die Entdeckung des 
Eigenthümers der gefundenen Sache zweckmäßig sorgen, 
und wenn es ihm nicht gelingt, dmselben zu entdecken, den 
Vorfall dem Amtsftatthalter anzeigen, der die allfälligen 
weitern Vorkehmngm zu Auffindung des Eigenthümers 
anzuordnen, uud nach den Umständen die gefundene Sache 
einstweilm in Verwahmng zu nehmen, oder wenn sie 
nicht ohne merklichen Schaden aufbewahtt werden könnte, 
öffentlich versteigern zu lassen und dm Erlös auftube-
wahren hat. 

§. 270. 
Der Finder, welcher seinen Fund nicht bekannt macht, 

ist als ein unredlicher Besitzer anzusehen. Er verliert den 
Anspruch auf den Finderlohn, und ist, je nach Umstän-
den, als Betrüger zu bestrafen. 

§. 271. 
Wenn während der Frist eines Jahres, von der Be-

lanntmachung des Fundes au zu rechnen, niemand ein 
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Recht auf die gefundene Sache zeigt, so ist dieselbe, 
oder der daraus erlöstte Wetth dem Finder zur Be-
Nutzung zu überlassen. 

§. 272. 

Erwcißt Jemand vor Ablauf der VerjähmngSfrist 
fein Recht auf die gefundene Sache, so soll ihm dieselbe 
oder der Erlös gegen Erstatmng der Auslagm uud der 
Bezahlung eines Finderlohns von zehen vom Hundert des 
Werthes zurückgestellt werdm. Nach Ablauf der Verjäh-
mngszeit erlangt der Finder gleich einem redlichen Be-
sitzer daS EigenchumSrecht. 

§. 273. 

Geld oder Kostbarkeiten, die dem Anscheine nach d. eines Schafs. 
lange verborgen gelegen und deren Eigenthümer unbekannt 
ist, nennt man einen Schatz. Der Finder eines solchen 
hat die gleichen Pflichten, wie der Finder einer verlomea 
Sache. 

§. 274. 

Wird der Eigenthümer des Schatzes in Jahresfrist 
nicht entdeckt, so soll der Schatz dem Finder und dem 
Eigenthümer des GmndstückS, in welchem er gefunden 
worden zu gleichen Theilen, und mit den gleichen Rechten 
uud Pflichten zur Benutzung überlassen werden, wie in 
den §§. 271 und 272 von dm gefundenen Sachen bestimmt 
worden. 

§. 276. 

Hat sich der Finder des Schatzes bei der Aufsuchung 
desselben einer unerlaubten Handlung schuldig gemacht, 
oder seinen Fund nicht angezeigt, so fällt sein Autheil 
dem Armmfond des Otts anheim, wo er den Schatz 
gefunden, und er wird den Gerichten zur Bestrafung über-
wiesen. 

§. 276. 
Die Zuwüchse einer Sache, welche aus ihr selbst 2. Zuwachs. 

entstehen, heißen natürliche Früchte und gehören dem %*l%'me 
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Eigenthümer der Sache, der sie hervorgebracht. Die 
gleiche Bewandtniß Hat es mit denjenigen Vermehrungen, 
welche von außenher mit einem Grundstücke iu Verbindung 
gesetzt werden, es sei denn, der Eigenthümer des An-

b. Anwachs. Wachses könne denselben auf eine dem Gmndstücke unschäd-
liche Weise davon trennen, und mache sein Recht dazu 
binnen einer Nothfrist eines Jahres geltend. 

§. 277. . 
3. Verbindung. ^Skt ftemde Sachen verarbeitet, wer sie mit dm 

seinigen vereinigt, vermengt oder vermischt, erhält da-
durch noch keinen Anspmch auf das fremde Eigenthum. 

§ . 2 7 8 . 
Könnm dergleichen verarbeitete Sachen in ihren 

vorigen Zustand zurückgebracht, vereinigte, vermengte oder 
vermischte Sachen wieder abgesondert werden, so wird 
einem jedm Eigmchümer das Seinige zurückgestellt und 
demjmigm Schadloshaltung geleistet, dem sie gebühtt. 
Ist die Zurücksetzung in den vorigen Stand oder die Ab-
söudemng nicht möglich, so wird die Sache den Eigen-
thümern gemein, doch steht demjenigen, mtt dessen Sache 
der Andere durch Verschulden die Vereinigung vorgenom-
mm hat, die Wahl ftei, ob er den ganzen Gegenstand 
gegen Ersatz der Verbessemng behalten oder denselben 
gegm Vergütung seines Autheils dem Andem überlassen 
wolle. Der Schuld tragende Theilhaber wird nach Be-
schaffenheit seiner redlichen (§ .229) oder unredlichen 
(§ . 231) Abficht behandelt. Kann aber keinem Theile 
ein Verschulden beigemessen werden, so bleibt dem, dessm 
Antheil mehr werth ist, die Auswahl vorbehalten. 

§. 279. 
Werden fremde Materialien nur zur Ausbesserung 

einer Sache verwendet, so fällt die fremde Materie dem 
Eigenthümer der Hauptsache zu, und dieser ist verbunden, 
nach Beschaffenheit seines redlichen (§ . 229) oder uured-
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lichen (§ . 231) Verfahrens, dem vorigen Eigenthümer 
der verbrauchten Materialien den Werth (§, 203 ) dersel-
ben zu bezahlen. 

i 280. 
Wenn jemand auf eigenem Boden ein Gebäude auf-

fühtt und fremde Materialien dazu verwendet hat,-so 
bleibt das Gebäude zwar fein Eigenthum, doch muß selbst 
ein redlicher ( ^ . 2 2 7 ) Bauführer dem Beschädigten die 
Materialien, wenn er sie außer dem im (§. 256) bezeich­
neten Verhältnisse an sich gebracht hat, nach dem Markt-
preis; ein unredlicher aber muß sie nach dem Affektions-
preis und überdieß noch allen anderweitigeu schaden 
ersetzen. 

if 281, 
Hat hingegen jemand mit eigenen Materialien, ohne 

Wissen und Willen des. EigenthümerS auf fremdem Gmnde 
gebaut, so hat der Grundeigenthümer das Recht, das Ge-
bände entweder für sich zu behalten, oder denjenigen, der 
es aufgebaut hat, zu stiner Mgräumung zu nöthigen. 
Wil l der'Grundeigenthümer daS Gebäude für sich behal-
ten, so ist er verbunden, den Wetth der Materialien und 
den Arbeitslohn zu ersetzen, ohne Rücksicht auf das, was 
'h'aS Grundstück dadurch an seinem Werthe mchr oder 
weniger gewonnen haben möchte. Verlangt der Gmnd-
eigenthümer die Wegräumung des Gebäudes, so soll die-
selbe' auf Kostm des Bauführers erfolgen, und dieser 
außerdem noch dem Eigenthümer den dadurch erlittenen 
Schaden und den entgängmen Gewinn ersetzm. . ^ 

Hat der Eigenthümer des Gmnd und BodmS um 
die Baufühmng gewußt und sie dem Bauführer nicht 
sogleich untersagt, so kann er nur den Marktpreis des 
Gmnd und Bodens fordern, und auf das Gebäude selbst 
keinen AuGruch machen. 

,7 
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§. 282. 

Ist daS Gebäude auf ftemdem Gmnde und aus frem-
den Materialien entstanden, so treten zwischen dem Gmnd-
eigenthümer und Bauführer die nämlichen Rechte und 
Verbindlichkeiten ein, wie dieselben hiervor bestimmt sind, 
und was den vorigen Eigenthümer der Materialien betrifft, 
so muß der Bauführer/ nach Beschaffenheit seiner redlichm 
oder unredlichen Absicht, ihm den Marktpreis oder Affek-
tiouspreis derstfbm ersetzen. 

h. 283. 
Was bisher wegen der mit fremden Materialien auf-

gefühtten Gebäude bestimmt worden ist, gilt auch für die 
Fälle, wenn ein Feld mit fremden Saamen besäet oder 
mit fremden Pflanzen besetzt worden ist. Ein solcher Zu-
wachs gehört dem Eigenthümer des Gmndes, wenn anders 
die Pflanzen schon Wurzel geschlagen haben. 

' i 284. 
Das Eigenthum eines Baumes wird nicht nach den 

Wurzeln, die sich in einem angrenzenden Grunde ver-
breiten, sondern nach dem Stamme bestimmt, der aus 
dem Grunde hervorragt. 

Jeder Grundeigenthümer kann die Wurzel̂ eines frem-
den Baumes auf feinem Boden ausreuten, und die in den 
Luftraum seines Gmndstückes überhängenden Aeste benutzen 
oder den Nachbar anhalten, dieselben abzuschneiden. 

: §. . 285. ' 
4. Verjährung. Wie das Eigmthum einer Hemden Sache durch die 

Verjährung erworben werde, ist in dem Titel, welcher 
von der Verjährung und Ersitzung handelt, bestimmt. 

§. 286. 
B. Mittelbare Bei Sachen, welche bereits einen Eigenthümer haben, 
Erwerbung. ^ ^ der T i t e l zu der Erwerbung in einem Vertrage, in 

einer Verfügung auf den Todesfall, in der Bestimmung 
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eines rechtskräftigen Urtheils oder in der Anordnung des 
Gesetzes. 

Der bloße Titel giebt noch kein Eigenthumsrecht, 
sondern es muß eine rechtliche Uebergabe und Uebemahme 
hinzukommen, mit Ausnahme der in dem Gesetze besonders 
bestimmtm Fälle. 

l . 287. 

Bewegliche Sachen sollen in der Regel von Hand uebergabe. 
zn Hand übergeben werden. Läßt aber die Beschaffenheit %^m*v 

der zu übergebenden Sache eine solche Uebergabe nicht zu, «. wirkliche. 
so können dieselben durch Zeichen übergeben werden, l- ^ M H ^ 
welche die Absicht des Uebergebers und des Uebemehmers 
dmtlich an den Tag geben, wie z. B . die Urkunden, die 
zu dem Beweise des Rechts auf die zu erwerbmdeu Sachm 
errichtet werden, oder die Mittel, wodurch sich der Ueber-
nehmer in den ausschließenden Besitz der Sache setzen 
kann, wie die Schlüssel zu einem Waarenlager, oder 
durch eine solche Bezeichnung der Sache, an welcher 
sogleich Jedermann erkennen kann, daß das Eigenthum 
der Sache auf einen Andern übertragen worden ist. 

§. 288. 

Ausnahmsweise kaun unter folgenden Bedingungen <-. durch Erklä. 
eine bewegliche Sache schon durch die Erklärung deö bis- ""* 
her Berechtigten eigenthümlich übergeben werden, i ) Wenn 
derselbe denjenigen, der die Sache in seinem Namen 
innehat, anweist, dieselbe in eigenem Namen zu besitzen, 
oder 2) wenn er sich erklärt, die Sache, die er bisher 
als Eigenthümer besessen, von nun an im Namen des 
Uebemehmers inHaben zn wollen. I n diesem Falle haben 
jedoch die Gläubiger des Uebergebers das Recht, wenn 
derselbe an den Konkurs (Geldstag) geräth, die von 
ihm auf diese Weise übergebenen aber nicht förmlich aus-
gelieftttm Sachen zur Masse zu ziehen. 
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§, M 9 . 
Uebersendete Sachen gehen in der Regel erst durch 

den Empfang in das Eigenthum desjenigen über, dem sie 
übersendet: werden; es sei denn, derselbe habe die Ueber-
smdungsart selbst bestimmt oder imchmigt, in welchem 
Falle das Eigenthum durch die Abgabe der Sache zur 
Uebersendung übertragen wird. 

Hat ein.Eigenthümer dieselbe bewegliche Sache m 
verschiedme Personen veräußert, so gchört sie Vorzugs-
W«se derjenigen/ welche sie durch körperliche Uebergabe 
.oder .durch.Übersendung erhalten hat, bei einer Uch^r-
gäbe durch Zechen oder durch Erklämng aber derjenigen, 
her sie zuerst, übergeben worden. 

§. 29i. 

2. Unbewegliche Die Hchefgfibe und Uebernahme des Eigenthums 
Sachen. einer unbeweglichen Sache geschieht/ indem das Erwer-

bungsseschäft^ dem Gemeinderath des Orts in dessen Be-
zirk sie gelegen ist, angezeigt und in die dazu bestimmtm 
öffentlichen Bücher oder Protokolle eingetragen wird. 

§. 292. 

a. Zufertiguus. Soll eine Liegenschaft in Folge eines Kaufs - oder 
M e r n Vertrags aus einer Hand in die andere über-
gWN/ so erfolgt die. Zuftrtigung nach Vorschrift' des 
dießfälligen Gesetzes über die Kaufs - und Tauschfer-
tiguugen. 

i 293. ' 
Besteht der Erwerbungstitel des Eigenthümers einer 

Liegenschaft in dem Gesetze, wie z. B . bei der Intestat-
erbfolge, i n einem rechtskräftigen Urthei le, oder in einer 
letzten Willensordnuyg/ so soll der Erwerber dem Ge-
meiuderath seine Erwerbung gehörig bescheinigen, und die 
Zuschreibung verlangm. 

u. durch Ueber» 
sendung. 
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Diese Zuschreibuug M m dem Fettigungsprotokolle 
des Gemeinderaths vorbemerkt werden, und der Gemeinde-
rath dafiir sorgen, daß auch in dem Gerichtsprotokoll 
diese Vormerkung eingetragen werde. 

§. 294. 
Wenn eine Zufertiguug verweigert wird, oder der- ^Vormerkung. 

selben sonst Hindemiffe im Wege stehen, so kann doch 
derjenige, welcher das Eigenthum einer unbeweglichen 
Sache anspricht, und darüber einen glaubwürdigen Er-
werbstitel besitzt (§. 286) eine Vormerkung, d. h. eine 
bedingte Eintragung in das öffentliche Buch bewirken. 

§. 296. 

Durch eine solche Vormerkung erhält er ein beding-
tes Eigenthumsrecht, und wird, sobald er zufolge richter-
lichen Ausspmches dieselbe gerechtfertiget hat, von der 
Zeit seines angebrachten Vormerkungsgesuchs hinweg, für 
den wahren Eigenthümer gehalten. 

§. 296.-

Derjenige, der eine Vormerkung bewirkt hat, soll 
dieselbe dem andern Theile auf rechtlichem Wege bekannt 
machen, und binnen dreißig Tagen, vom Tage der geschehe-
nen Vormerkung, die ordentliche Klage zum Beweis des 
Eigenthumsrechts oder zu Hebung der obwaltenden Hin­
dernisse vor Gericht anbringen; widrigenfalls die bewirkte 
Vormerkung erloschen sein soll. 

§. 297. , 
Das Eigenthumsrecht wird durch den Willen des AuMre« des 

Eigenthümers, durch die Bestimmung des Gesetzes oder ®g{J*D,wl* 
durch ein rechtskräftiges Urtheil aufgehoben. Das Ei-
genthum der .unbeweglichen Sachm . aber wird nux^durch 
die förmliche, Löschung in den öffentlichen. Büchern oder 
durch, ihre Zuschreibuug an einen neuen Erwerber auf-
gehoben. 
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Dritter Titel. 
Von dev Dienstbarketten. 

§. 293. 

Begriff. Das dingliche Recht, vermöge dessen Jemand den 
Eigenthümer einer Sache anhalten kann, ttwaS auf der-
selbm zu dulden oder zu unterlaffm, begründet eine 
D i e n st b a r k e i t (Servitut). 

§. 299. 

Eintheilung. Besteht eine Dimstbarkeit zum Vortheil eines Gmnd-. 
stückes, so daß das Recht,, sie zu fordern, von dem jewei-
ligen Besitzer desselben abhängt, so heißt sie Grund-
dienstbarkeit und das Recht Grundgerecht igkei t ; 
ist sie aber unmittelbar zum Vortheil einer Person errich-
tet., foheißt sie eine persönliche Dieustbarkeit . 

*§ . 300. 

Dienstbarkeiten, welche an sich Gmnddimstbarkeiten 
sind, können der Person allein, oder Begünstigungen, die 
ordentlicherweise Dienstbarkeiten sind, bloß unter der Be-
dingung des Widermfs. zugestanden werden. Die Ab-
weichungen von de^ Nawr einer Dienstbarkeit werden 
jedoch yicht vermuthet; Wer sie behauptet, dem liegt der 
Beweis oh. 

Erstes Kapitel. 

Von den Grundhienstbarkeit-en. 

k 301. 

Eine Grunddienstbarkeit entspringt entweder aus der 
natürlichen Lage des OtteS, oder aus der Verfügung des 
Gesetzes oder aus verbindlichen Willmserklärungm der 
Eigenthümer. 
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Erster Abschyjtt. 
Boy dtzn Grunddienstharteiten aus der L«ige 

der Orte. 
& 302. 

Ein jedes Gmndstück soll so benutzt werden, daß auch 
die Nachbarn ihre Grundstücke ihrem Rechte nach benutzen 
können; insbesondere soll der Eigenthümer ewes tiefer 
gelegenm GmndstückeS weder den natürlichen Abfiuß des 
Wassers aus dem höher gelegenen, noch den. natürlichen 
Durchfluß der Bäche und Wasserrinnen durch fein Grund-
stück auf eine rechtswidrige Weife hemmen. 

Zweiter Abschnitt. 
Von den Grunddienstbarkeiten aus dem Gesetz. 

§, 303. 
Das Gefetz legt den Eigmthümern gegen einander Allgemeine Be« 

verfchiedme Verbindlichkeiten auf, ohne daß eine Ueber- mmumt 

einkunft zwischen ihnen Stat t gefunden hat. Diese Ver-
bindlichkeiten betreffen die Schcidemauern uud Gräben, 
die Zwischenräume bei Bauanlagen, das Licht, die Dach-
rraufe, und das Recht des Durchgangs oder der Durch-
fahrt. 

i> 3Q4. 
Gräben, Zäune, Mauern und andere Einfristuugm Emfristung.. 

von Grundstücken gehörm den angrenzenden Eigenthümern 
gemeinschaftlich, und sind von dmselben nach dem Ver-
hältuisse ihrer Grenzlinie, zu errichten und zu unterhalten, 
es sei denn, es könne durch Titel oder andere Kennzeichen 
dargethan werden, daß dieselben dem einen oder dem 
audem in emem andern Verhältnisse angehören, oder in 
einem andern Verhältnisse von ihnen zu umerhaltm seien. 

§. 306. 

I n Bttreff derjenigm Emftistungm, welche Gmnd-
stücke von öffentlichen Straßen, Waldungen und Allmeu-
den ausscheiden, soll vor allm Dingen anf die hierüber 

Aufnahme des 
Wassers. 
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bestehenden besondern Bestimmungen und Gebräuche Rück-
ficht genommen werden, wo aber keine dergleichen vorhanden 
sind, liegt die Verpflichtung, die Einfristung zu errichten 
und zu unterhalten, dem Eigmthümer des Grundstückes ob. 

I n der Regel ist der ausschließende Besitzer eines 
Grundstückes nicht schuldig eine Einfristung zu errichten 
und zu unterhalten, ausgenommen wenn für d m Grmz-
nachbar durch die Unterlassung der Einfristung Schaden 
erwachsen würde. 

I. 306. 
Derjenige, welcher verpflichtet ist, eine Einfristung 

zu errichten uud zu unterhalten, und feine Verpflichtung 
nicht gehörig erfüllt, ist für allen Schaden verantwortlich, 
der andern daraus vemrfachet w i rd , und soll den Schaden 
an sich selbsten haben,, der ihm aus seiner Unterlassung 
zuwächst, den Fal l vorbehalten, wmn der Schaden^durch 
die absichtliche Veranstaltung eines andern herbeigeführt 
worden. 

§. 307. 

Wenn der Verpflichtete^ auf die.Auffordemng feines 
Nachbars h in , die Einfristung nicht in guten Stand fetzt, 
so kann der Betheiligte mit richterlicher Bewilligung die 
Einfristung durch Sachverständige besichtigen arnto sie nach 
dem Ermessen derselben auf Kosten des andem herstellen 
lassen. 

§. 308. 

Gemeinschaft' Jede Mauer, welche zwischen zwei Gebäuden zur 
uche Mauer. Scheidewand dient, ist, soweit sie an einander stoßen, bis 

zum First, in ihrer ganzen Höhe gemeinschaftlich, wenn nicht 
Titel oder andere Kennzeichen das Gegentheil beweisen. 

§. 309. 

Jeder Mitgenosse darf an eine gemeinschaftliche 
Mauer aubaum und auf seiner Seite bis auf die Hälfte 
ihrer Dicke Ballen oder Trager einlegen. Hingegen dürfen 
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in einer solchen Mauer Schornsteine, Fmerheerde, Wand-
schranke oder andere Vettiefnngen nur mit Einwilligung 
des Nachbars und bei Weigerung desselben nur dann 
angebracht werden, wenn die durch Sachverständige als 
erforderlich bestimmten Mittel angewendet sind, damit das 
Gebäude nicht in Gefahr gesetzt, und der -Nachbar auf 
keine Art. in dem Gebrauche seines Antheils gehindett 
werde. 

An eine Mauer, welche dem Nachbar ausschließlich 
gehört, darf ein Feuerherd oder ein Schornstein (Rauch-
fang) nicht angelehnt werden. 

§. 310. 
Hochstämmige Bäume, welche nicht Obstbäume sind. Nothwendige 

darf der Besitzer eines Grundstückes nur in einer Eut- Zwischenräume. 
^ .•,<* ~ <* j^r^rn r - • „- <• • 1.Baumpftanzer. 

fernung von zwölf Fuß; Obstbaume aber m emer Entfer-
nung von acht Fuß von der Linie, welche zwei Gmnd-
stücke scheidet, pflanzen. 

§• 3 1 1 . 
Stäl le , Dünger - und Lohgruben, Abtrittslöcher, 2. Dung« «no 

Behälter von Salzvorräthen und andere den Gebäuden Lohgruben. 
schädliche Anlagen sollen wenigstens sechs Fuß von der 
Scheidemaucr, diese mag gemeinschaftlich sein oder nicht, 
entfernt bleiben, insoferne der Eigenthümer nicht auf 
seinem Gmnd eine hinreichend starke Gegenmaucr errich-
tet, damit seine Anlage dem Nachbar keinm.Schaden bringe. 

§. 312. 

Feueressen/Schmelz- und Backöfen sollen zur Sicher- 3. Feueresse» 
heit des Nachbars von der Scheidemauer, diese mag "•*•*• 
gemeinschaftlich sein oder nicht, durch einen fteim Zwi-
schenraum von drei Fuß, oder durch eine hinreichend starke 
Gegenmauer getrennt sein. 

§, 313. 

Wer sein Gmndstück durch einen Graben oder durch 4, Lebhäge und 
einen Lebhag einftisten, oder auf seinem Gmnd und ®m'itt* 
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Boden zu Leitung oder zu Abführung des Waffers Gräben 
aufwerfm oder Kanäle in der Erde anbringen w i l l , soll 
von der Scheidlinie des angrenzenden Gmndstückes eine 
Entfernung von zwei Fuß beobachten. 

§. 314. 
2. Brunnengra. Wer auf seinem Gmnd und Boden einen Bmnnen 
Un' graben oder einm Wassersammler anlegm will, soll mit 

demselben sechs Fuß von der Grenze des Nachbars entfemt 
bleibm, und darf damit die Rechte des Nachbars nicht 
verletzen. 

§. 316. 
6. Gebäude. Neuzuernchtmde Gebäude müssen, wenn nicht befou-

dere Polizeigesetze ein anderes vorschreiben, wenigstens 
6 Fuß von der Grenze des Nachbars aufgeführt werden. 

&.. 316. 
Kömmt der Bau vor die Fenster des Nachbars zu 

stehen, und sind diese schon feit zehen Jahren oder länger 
vorhanden, so muß der neue Bau so weit zurücktreten, 
daß der Nachbar aus den ungeöffneten Fenstern des un-
terstm Stockwerks dm Himmel erblicken kann, 

§• 317. 

Will jemand:, um Licht in sein Gebäude zu bringen, 
Oeffnungm in feine eigene Mauer oder Wand macheu, 
so sollen diese Oeffnungm, wenn sie in einer unmittelbar 
an des Nachbars Gut stoßenden Mauer oder Wand gemacht 
werden, da, wo es die Umstände gestatten, sechs Fuß 
von dem Boden des Zimmers oder Behältnisses erhöht, 
in allm Fällm aber mit eisernen, höchstens drei Zoll von 
einanderstehenden Stäben, oder mit einem Drahtgitter 
vemahrt seyn. 

§. 318. 

Jeder Eigenthümer soll das Dach auf seinem Gebäude 
so einrichtm, daß das Regenwasser auf feinem eigeum 

Lich,. 

Dachtraufe. 
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Gmnd und Boden abstieße, er darf es auf den Boden 
feines Nachbars nicht leiten, ohne daß dafür eine Ser-
vitut besteht. 

§. 319. 

Ueber die Gestaltung eines Durchfahrtsrechts, einer Durchfahres-
Brunnenleitung, und einer Holzreiste in Nothfällen ver- ** '• 
<••• i. • * /• v - , « * / - , Brunuenleltung. 

fugt ein besonderes Gesetz. $onmi>c 
§. 320. 

Alle Beschränkungen des Eigenthums, welche in den 
vorhergehenden Bestimmungen (.§§.' 302 bis 319) zum 
Besten der Nachbaren festgesetzt sind, können durch ver-
bindliche Willenserklärungen dieser Personen aufhören. 

Dritter Abschnitt. 
Von den Grunddienstbarkeiten oder S e r v i t u t e n 

aus Handlungen der Menschen. 
A. Von den verschiedenen Gattungen von Servituten, welche 

auf Güter gelegt werden können, und ihren Ncchten. 
§. 321. 

Jedes Recht, das zur vortheilhaften oder bequemen Mgemeincr Ve> 
Benutzung eines Grundstückes beiträgt, kann, wenn es *"*' 
dem Gesetze oder der öffentlichen Ordnung nicht entgegen 
läuft, von dem Eigenthümer zur Grunddienstbarkeit gemacht 
werden, sei es, daß er dasselbe als eine Last auf seinem 
Eigenthum übernehme, oder zum Vortheil seines Eigen-
chums auf dem Gut eines andern erwerbe. 

§. 322. 

Die Grunddienstbarkeiten theilen sich in Fe ld- und Eintheilung. 
Hausservituten, je nachdem das berechtigte oder herrschende 
Grundstück zur Landwirthschaft oder zu einem andern 
Gebrauche bestimmt ist. 

§. 323. 

Die Hausservituten sind gewöhnlich: A- Hausservitut 
1. das Recht, eine Last semes Gebäudes auf ein frem- ""' 

des Gebäude zu fetzen; 
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2. einen Balten oder Sparren in eine fremde Wand 
einzufügen; 

3. ein Fenster in der fremden Wand anzubringendes 
sei des Lichtes oder der Aussicht wegen; 

4. ein Dach oder einen Erker Aber des Nachbars Luft­
raum zu bauen; 

6. den Rauch durch des Nachbars Schornstein zu 
führen; 

6. die Dachtraufe auf fremdm Grund zn leiten; 

7. Flüssigkeiten auf des Nachbars Grund zu gießen oder 
durchzuführen. 

Durch diese und ähnliche Hausservituten wird ein 
Hausbesitzer befugt, etwas auf dem Gmnde seines Nach-
bars vorzunehmen, was dieser dulden muß. 

§. 324. 
Durch andere Hausservituten wird der Besitzer des 

dienstbaren Gmndes verpachtet, etwas zu unterlassen, was 
ihm sonst zu thun frei stünde, dergleichen sind; 

8. sein Haus nicht zu erhöhen; 
9. eö nicht niedriger zu machen; 

i o . dem herrschenden Gebäude Licht und Luft, oder 
.1,1. Aussicht nicht zu beuehmm; 

12. die Dachtraufe feines Hauses von dem Grunde 
seines Nachbars, dem sie zur Bewässemng oder 
auf eine andere Weife nützlich seyn kann, nicht 
abzuleiten. 

§. 326. 

u.Feld,'erviluten. Die vorzüglichen Feldservituteu sind: 
i . das Recht, einen Fußsteig/ Viehtrieb oder Fahrweg 

auf fremdem Grund und Boden zu halten; 
2. das Wasser zu schöpfen, das Vieh zu t r&t fm, das 

Wasser ab- und herzuleiteil; 
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3. das Vieh zu weiden; 
4. Holz zu fällen, Aeste und Reiser zu sammeln te. w,; 
6. Steine zu brechen, Saud zu graben u. s. w. 

§. 326. 

Uebrigens, kann es unter den aufgezählten so viele 
Arten von Grunddienstbarkeiten geben, als es Vortheile 
giebt, die ein Grundstück im Stande ist, einem andern 
Gmndstücke zu gewähren. 

§. • 327. 

:• Gebrauch und Umfang aller solcher.Servitutm richtet i. Ncchtsverhält. 
sich nach ihrer Urkunde, und wo Heine solche vorhaudm "M,C" 
ist, nach den hiernächst folgenden Gmndsätzeu. 3mm?mg«^ 

§.' 328. 

Der Besitzer der dienstbaren Sache ist in der ytegel 
nicht verbunden, euvas zu thun> sondern nur einem 
andern die Ausübung eines Rechts zu gestatten, oder das 
zu unterlassen, was er sonst als Eigenthümer zu thun 
berechtigt wäre. 

§. 329. 

Der Besitzer des dienstbaren Guts darf in demselben 
nichts vornehmen, was die Benutzung . der Servitut 
schmälern oder unbequem machen kann. 

Er darf also, dm Zustand des..Platzes, worauf die 
Servitut haftet, nicht wesentlich verändern, noch die Aus-
Übung derselben auf eine andere Stelle verlegen, als wo-
rauf sie ursprünglich angewiesen worden. 

Ware inzwischen diese ursprüngliche Anweisung d M 
Eigenthümer des dienstbaren Guts beschwerlicher geworden, 
oder hinderte sie ihn etwa, nützliche Verbesserungen dort 
vorzunehmen, so darf er dem Eigenthümer des andern 
Gmndstückes einen zur Ausübung seines Rechtes ebenfalls 
bequemen Platz anweisen, und dieser muß ihn annehmm. 
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j . 330. 

2. Hilfsmittel. Wer da* Recht zu einer Gmnddimstbarkeit h a t , ist 
befugt, auf dem dienstbarm Gmudftücke alle Handlungen 
vorzunehmen, ohne welche die Dienstbarkeit nicht gehörig 
ausgeübt werden kann; wer z. B . das Recht hat , Wasser, 
daS in einem fremdm Gmndstücke mtspr ingt , ans das 
seinige zu le i ten, hat auch die Befugniß, die Leimng ein-
zulegen und derselbm, so weit es nöthig ist, uachzugehm. 

§. 331. 

I.unterhaltungs. D ie E in rich tun g m , welche zu der Ausübung einer 
kosten. Gmuddienstbarkeit nothwendig sind, müssen, wenn Urkun-

d m nichts anders bestimmm, von dem Berechtigten ge-
macht und unterhal tm werden, doch kann er den Besitzer 
der dienstbaren Sache zu einem verhältnismäßigen Beitrage 
au dm daherigen Aufwand anhalten, wenn derselbe diese 
Einrichtungen mitgebraucht. 

I n dem Fal le , wo der Eigenchümer des dimendm 
GmndstückeS verbundm ist, die zum Gebrauch und zur 
Erhalmug der Se rv im t uöchigm Anlagen auf feine Kosten 
zu machen, kann er sich jederzeit von der Last befteien, 
wenn er daS dienende Grundstück dem Berechtigten überläßt. 

§. 332. 
4. unvertheilbar. Sowohl das Recht, als die Last einer Dienstbarkeir 
ttiu ist insofern uutheilbar, alS das auf dem Gmndstücke haf-

tende Recht durch Vergrößemng, Verkleinemng oder Zer-
ftückelung desselben weder verändert noch getheilt werdm 
kann. Wird daher das Gut, zu dessen Gunsten die Ser-
vitut errichtet worden ist, vertheilt, so muß dieselbe jedem 
Theil geleistet werden, ohne daß jedoch der Zustand des 
dimmden GmndstückeS dadurch erschwert werde. S o sind 
z . B . im Falle einer Weggerechtigkeit alle Mtteigenthümer 
des herrschmden Gmudstückes berechtigt, den Weg zu 
gebrauchm, aber sie müssen ein und denselben Weg ein-
halten. 
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}. 333. 

DaS MaH, in welchem die Dtenstbarkeit ausgeübt b. Maß. 
werden darf, soll in Ermangelung deutlicher Urkunden 
oder einer anerkannten Uebung, nach dem Bedürfnisse des 
herrschenden Gmndstückes aber nie höher bestimmt werden, 
als das dimende Gmndstück ohne Schwächung seiner 
Substanz ertragen kann. I m ZweifelSfalle streitet die 
Vermuthung für die Freiheit eines Grundstücks ilnd Ser-
vituten sind eher einzuschränken als auszudehnen. 

§. 334. 

Keine Dimstbarkeit läßt sich einseitig von der dienst-
baren Sache absondern, noch das Recht derselben auf 
eine andere Sache oder Person übertragen. 

§. 336. 

Nach dm oben aufgestellten Grundsätzen sind die 
Rechtsverhälmisse bei den besondern Atten der Servituten 
zu bestimmen. 

B. Bon der Erwerbung und Erlöschung der Grunddienstbarkeiten. 

§. 336. 

Der Titel zu einer der vorerwähnten Servituten Erwerbungs. 
liegt in einem Vertrage, m einer letzten Willensäußerung uttU 

oder in einem rechtskräftigen Urtheile. 

§. 337. 

Um aber in Zukunft eine Grunddienstbarkeit als Erwerbungsake. 
dingliches Recht wirklich zu erwerben, muß darüber zwi-
scheu den Betheiligtcn eine Urkunde errichtet, davon in 
den öffentlichen Büchern Vormerkung gemacht und derge-
statt die Dimstbarkeit dem Bttreffendeu zugeschrieben wer-
den. Wenn dem Erwerber eines Grundstücks in dem Er-
werbungstitel eine auf dem Grundstücke haftende Dienst-
barkeit angezeigt, und ihm das Eigenthum mit^ dieser 
Anzeige zugeftttiget worden, so genügt dieses. 
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§. 338. 

Diejenigen Dienstbarkeiten, welche vor dem Zeitpunkte, 
wo dieses Gesetzbuch in Kraft tr i t t , durch die Verjäh-
rung emorben worden, bleiben in ihrem Bestand, 

§. 339. 

Ist eine Dienstbarkeit dem Berechtigten oder seinem 
Vorfahrer nicht zugefertigt wordm, so kann der Eigen-
thümer des dienenden Grundstückes die Freiheit desselben 
durch die Verjähmng erwerben. 

§. 340. 

Erlöschung. Grunddienstbarkeiten hören auf: i . Wenn sie blos 
auf eW bestimmte^ Zeit errichtet worden, mit dan Ahlauf 
derselben. 2. Wmn sie ohne Zeitbestimmung errichtet 
worden, durch die Verzichtleistung des Berechtigten, durch 
die Unmöglichkeit sie auszuüben, so lange der Zustand des 
herrschenden oder des dienenden Gmndstückes dauert, der 
diese Unmöglichkeit veranlaßt, und durch die Vereinigung 
des Eigenthums des berechtigten uud des dienenden Gmnd-
stückes in einer Person. 

Ist von einer Grunddienstbarkeit in den öffentlichen 
Büchern Vormerkung gemacht/ so sind die in dem vorher-
gehenden Paragraph angegebenen Thatsachen als Erlösch-
ungsgründe derselben anzusehen. Die Erlöschung selbst 
folgt erst, so wie die Erlöschung in den öffemlichm Bü-
chern angemerkt ist. 

Zweites Kapitel. 
Von den- persönlichen Dienstbarkeiten. 

Erster Abschnitt. . 
Von den verschiedenen Gattungen der persönlichen 

Dienstbarkeiten und ihren fechten. 
§. 341. , 

Persönliche ES kann so viele Arten persönlicher Dienstbarkeitm 
^ b e ^ geben als eS Vortheile giebt> welche eine Sache im 
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Stande ist, einer Person durch Duldung oder Unterlassung 
zu gewähren. 

i 342. 
Die Mtznießung, daS Gebrauchs - und das Woh- l. Vorzügliche 

nuugsrccht sind ihrer Natur nach persönliche Dienstbar- * " " ' 
ketten. 

§, 343. 
Die Nutznießung besteht in dem Rechte, eine Sache, Nutznießung. 

derm Eigenthum einem Andern zusteht, unbeschränkt, 
wieder Eigenthümer selbst, jedoch mit Schonung der 
Substanz zu gmießm. Der Berechtigte kann die Aus-
Übung des Rechts einem Andern überlassen. 

' §. 344, • 
Verbrauchbare Sachen d. h. solche, welche durch die 

gewöhnliche Benutzuugsart zerstört oder aufgebraucht wer-
den, und welche daher durch Sachen von gleicher Art 
und Güte zu" erstatten sind, gehen in das Eigenthum deö 
Nutznießers über, welcher demjenigen, der ihm die Nutz-
nießung gewähren muß, für den Werth derselben verpfiich-
tet wird. Zu den verbrauchbaren Sachen sind jedoch 
angelegte Kapitale auch dann nicht zu zahlen, wenn sie 
während der Dauer der Nutznießung abgelöst werden. I n 
Betreff solcher hat der Nutznießer blos das Recht, die 
Zinse und, wenn ein Kapital abgelöst wird, von dem 
Eigenthümer eine nme ordentliche Anlegung, oder die 
Versicherung der Zinse zu fordern. 

.§•, 346. 
Haben die Betheiligtcn unterlassen, bei der AnHebung 

der Nutznießung eine Beschreibung des Zustandes des Nutz-
nießungsgegenstandes zu machen, so ist nach der Beendi-
gung der. Nutznießung anzunehmm, derselbe sei mit allen 
zu. seinem.Gebrauche nothwendigen Zubchörden in brauch-
barem Stande und mittlerer Beschaffenheit übergeben und 
übernommen worden, 

3 
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| . 346. 
Pflichten des _ Der Nutznießer steht in der Verpflichtung: 1) alle 
Nutznießers. " êl | r ^it Ut AnHebung seines Rechts auf dem Nutznießung«-

gegenstände haftenden dinglichen Lasten zu tragen, mit 
Ausnahme der Abbezahlung der Kupitalien, für welche die-
selbe verpfändet ist; hingegen die darauf haftenden Kapi-
talien hat er zu verzinsen. 2) Den Nutznießungsgegen-
stand in ftmen Kosten in demjenigen Zustande zu erhalten, 
in welchem er denselben übemommeu. Wesmtliche Aus-
besserungeu, die durch das Alter des Nutznießungsgegen-
standeS oder durch Zufälle nothwendig geworden, müssm 
von dem Eigenthümer gemacht werden. Zeigt sich derselbe 
hierin säumig, so kann der Nutznießer mit richterlicher 
Bewilligung die nothwmdigen wesentlichen Ausbesserungen 
machen lassen, und dafür in dem gleichen Maße Ersatz 
fordern, wie ein redlicher Besitzer. Zu den wesentlichen 
oder Hauptausbesserungen, die dem Eigenthümer zur Last 
fallen, gehören die Ausbesserungen der Hauptmauern und 
Gewölbe, die Emmerung der Hauptbalken, der ganzen 
Dächer, u<s. w. Zu den kleinern Ausbesserungen, welche 
der Nutznießer zu tragen hat, gehört die Erhaltung der 
Einfristuugen, der Dachungen, der Gebäude, das Nach-
pfianzen von Fruchtbäumen u. f. w. 3) Der Nutznießer 
hat die nothwendigen Vorkehrungen zu treffen, daß die 
Rechte des Eigenthümers auf dem Nutznießungsgegenstand 
weder erlöschen noch vermindert werden, namentlich den 
Eigenthümer von den Anmaßungen zu benachrichtigen, 
die sich dritte Personen auf den Nutznießungsgegmstand 
erlauben. 

$• 347. 
Ist der Eigmchümer des Nutzuießungsgegmstandes 

während der Dauer der Nutznießung außer Stand, fein 
Recht selbst wahrzunehmen, oder dermal noch unbestimmt; 
so hat der Nutznießer die Verpstichmug, in eigenem 
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Namen die Rechte des NutznießungsgegmstaudeS gegen 
dritte Personen geltend zu machen. 

, §. 348. 
Nach vollendeter Nutznießung muß der Nutzuießuugs-

gegmstand dem Eigenthümer in dem gleichm Zustande 
übergeben werdm, in welchem ihn der Nutznießer über-
nommeu, es sei denn, die Verschlimmerung desselben sei 
durch einen Zufall vemrsacht worden, oder der Nutznie-
ßungsgegenstand gehöre zu denjenigen Sachen, welche auch 
durch eine regelmäßige Benutzung an ihrem Werthe ver-
lieren, in welchem Falle der Nutznießer für die Vermin-
demug des Werthes, die eine Folge der regelmäßigen 
Benutzung ist, keinen Ersatz zu leisten hat. Die zur Zeit 
der vollendeten Nutznießung noch nicht von dem Gegen-
stände derselben getrennten Früchte gehören dem Eigen-
thümer, der jedoch die anfälligen Aubauuugstostm erstat­
ten soll. Andere Nntzuugm der dienstbaren Sache, wie 
z. B. die Mieth - und Kapitalzinse sind zwischm dem ^Ei-
genthümer und Nutznießer oder seinem Stellvertreter nach 
Markzahl zu vertheilen. 

§. 349. 
Der Eigenthümer hat das Recht, den Nutznießer in Sicherheitslei. 

allen Fällen, wo er zu besorgen hat, daß ihm durch den aun3* 
Mißbrauch seines Rechtes ein Schaden zuwachsen könnte, 
zur Sicherheitsleistung anzuhalten, wenn der Besteller der 
Dimstbarkeit dem Berechtigten diese Verpflichtung nicht 
ausdrücklich nachgelassen hat. 

§. 360. 

Kann oder will der Nutznießer die ihm obliegende 
Versicherung nicht leisten, so ist gerichtlich zu bestimmen, 
ob die Sache entweder dem Eigenthümer gegen eine ange-
messeue/ an den Nutznießer zu leistende, Entschädigung zu 
überlassen, oder nach Umstäudm zu» Vortheile des. Nutz-
nießerS unpatteiisch zu besorgen sei. 
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<§. 361. 

2. Gebrauchs. Das Gebrauchsrecht besteht in dem Recht, eine 
Sache, deren Eigenthum -einem Andern zusteht, ohne Ver-
letzung der Substanz, bloS zu seinem Bedürfnisse zu 
benutzm. Der Berechtigte darf die Ausübung seines Rech-
tes nicht einem Andern abtreten. 

'$.''"352." 

Das Bedürfniß des Gebrauchsberechtigten ist in der 
Regel nach dem Stande, dem Bemf und dem Hauswesen 
zu bestimmen, die er zur Zeit der Errichtung der Dienst-
barkeit gehabt. 

§. 353. 

Der Ueberschuß von Nutzungen der Sache/ auf wel-
cher ein Gebrauchsrecht haftet, gehört dem Eigenthümer, 
welcher dagegen verbMden ist, an alle auf der Sache haf-
tenden Lasten und den zu ihrer Erhaltung nothwendigen 
Aufwand verhältnißmäßig beizutragen. 

§. 354. 

Was hinsichtlich der Sicherheitsbestellung oben (§§. 349 
und 360) bei der Nutznießung bestimmt wurde, gilt auch 
hinsichtlich des Gebrauchsrechtes. 

§.> 355. 
Das Wohnungsrecht besteht in dem Rechte^ die 

bewohnbaren Theile eines Hanfes nach seineu Bedürf-
uissen zu benutzen, und ist als solches eine Dienstbarkeit 
des Gebrauches von dem Wohngebäude (§. 351 u. f.). 
Werden aber Jemanden alle bewohnbaren Theile des 
Hauses, mit Schonung der Substanz ohne Einschränkung 
zu genießen überlassen, so ist i diesMe eine Nutznießung 
(§» 343 û  f.) des Wohngebäudes. Nach dieser Verschie­
denheit sind die Verhältnisse zwifchen dem Hzerechtigten 
und dem Eigenthümer zu bestimmen. 

3. Nohnungs» 
rechl. 
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.§. 3^6. .,:• 

Der Bestimmungen ungeachtet, welche in den vorher-
gehenden Paragraphen (343—366) enthalten sind, bleibt 
es dem Besteller einer Nutznießung, eines Gebrauchs - oder 
Wohnungsrechtes frei, innerhalb der Grenzen seiner Be-
fugniß andere Verfügungen zu treffen. 

Zweiter Abschnitt. 
Von der Erwerbung und Erlöschung der persönlichen 

Dienstbarkeiten. 

§. ^67. 
Der Tttel zu einer persönlichen Dienstbarkett liegt Erwerdstitc». 

unmittelbar in dem Gesetz/ in einem Vertrage, in einer 
letzten Willensverordnung/ oder in einem rechtskräftigen 
Uttheile. 

§. 35£. 
- Die wirkliche Erwerbung erfolgt bei beweglichen Erwerbaktuder» 

Sachen durch die Uebergabe. Ist die dienstbare Sache ^ ^ ^ ^ 
eine unbewegliche, so erfolgt sie durch die Vormerkung in 
den öffentlichen Büchem und die hierin liegende Zufer-
tigung. 

h 369. 
Die persönlichen Dienstbarkeitm hören auf l ) auf 

die in dem §. 340 bestimmte Weise; 2) durch den Tod 
des Berechtigten. 

Besteht eine persönliche Dienstbarkeit in der durch 
letztwillige Verordnung eingeräumten Benutzung einzelner 
oder auf der bloßen Mitbenutzung aller Gemächer einei 
Wohngebäudes, so ist durch den Richter auf Anrufm des 
einen oder andern Theils eine Geldsumme"zu^'bestimmen, 
die der Eigenthümer des Gebäudes dem Berechtigten statt 
der Benutzung jährlich zu leisten hat, 

Werden persönliche Dienstbartetten ausdrücklich auf 
die Erben ausgedehnt, so sind im Zweifel nur die ersten 
gesetzlichen Erbm darunter verstanden. 

Vlllgemeiuc Ve< 
stimmutlg. 
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Die einer moralischen Person eingeräumte persönliche 
Dienstbarteit dauert dreißig Jahre. 

Vierter Titel. 
Von dem Pfandrechte. 

§. 360. 

Begriff. Das Pfandrecht ist das dingliche Recht, welches 
einem Gläubiger zur Sicherheit seiner Fordemng auf die 
Sache eines Andern eingeräumt wird. Die Sache, auf 
welcher dem Gläubiger dieses Recht zusteht, heißt P f a n d . 

§. 36i. 
Spezialität. DaS Pfandrecht kann nur auf bestimmte, besonders 

dafür bezeichnete Sachen (SpezialHypothek) bestellt werden. 
Die Verpfändung der Gesammtheit des gegenwärtigen und 
zukünftigen Vermögens eines Schuldners (Generalhypothek) 
ist ungültig. 

§. 362. 

Entstehung. Der Titel zu einem Pfandrechte liegt in einer Be-
^^"bungs. stimmung des Gesetzes; in einer richterlichen Verfügung; 

in einem Bettrag oder in einer letzten Willensverordnung. 

§. 363. 

Die Fälle, in welchen das Gesetz Jemanden einen 
Titel zu einem Pfandrechte ertheilt, so wie die Ar t , wie 
die Titel zu einem Pfandrechte durch richterliche Ve r -
fügung/ durch V e r t r a g oder durch eine letzte W i l -
l en sve ro rd n uu g erhalten werden kann,. ist ap den betref-
senden Orten angegeben. 

§. 364. 
.̂ Erwerbungs' Der bloße T i t e l giebt, mit Ausnahme der im 
""- Gesetze bestimmten Fälle, noch kein Pfandrecht, sondern 

es muß eine Erwerbungsar t hinzukommen. 
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DaS dingliche Recht auf die Pfandsache wird erworben: 

i . Bei beweglichen Sachen; 
u. entweder durch die Uebergabe uud Uebernahme 

derselben zur Verwahrung (Faustpfand). Ueber-
steigt der Werth der Pfandsache die Summe von 
einhundert Franken^ so muß noch überdies über 
die Verpfändung «ine Schrift errichtet werden; 

L. oder, wenn die Pfandsache nicht übergeben wird, 
durch Errichmng einer öffentlichen VerpfänduugS-
Urkunde (Einfatzung) in gesetzlich vorgeschriebe-
«er Form, (Siehe das Gesetz über Errichtung 
von Hypothekarinstmmmtm.) 

2. Bei unbeweglichen Sachm; 
bei diesen wird daS Pfandrecht erworben durch 

die Ernchmng von Verfchreibungen (Gülten, 
Aufschläge, Kaufzahluugsbriefe und Erbsaus-
kaufe) in gesetzlicher Form uud durch die Ein-
tragung in die öffentlichen Bücher. (Siehe 
oben angeführtes Gesetz über Errichtung von 
Hypothekarinstrumenten.). 

§. 365. 

Nur der Eigenthümer einer Sache kann dieselbe ver-
pfänden. Die ohne Einwilligung desselben geschehene 
Verpfändung ist ungültig. I n solchen Fällen aber, in 
welchen bei beweglichen Sachen die Eigenthumsklage gegen 
den redlichen Besitzer nicht stattfindet (§. 256) f ist der 
Eigenthümer verbunden, enweder den Pfandinhaber zu 
entschädigen oder die verpfändete Sache fahren zu lassen 
uud sich mit dem Recht der Schadloshalmng gegen den 
Verpfänder zu begnügen. 

§• 366. 
Das Pfandrecht perhaftet die _ Pfandsache für die Wirkung des 

Kapitalfumme der Fordemng, und wenn diese zinstragend **««>«*«. 
ist, für die Ziust und für die Betreibuugsiosten. 
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z. 367. 

Wenn der Zahlungstermin eingetreten ist, so kann 
der Gläubiger zu seiner Befriedigung den öffentlichen Ver-
kauf oder die Abtretung des Pfandes auf dem vorgeschrie-
benen Betreibungswege bewirken. Der Nebenvertrag, daß 
das Faustpfand dem Gläubiger als Eigenthum anheim 
fallen soll, wenn derselbe zur Verfallszeit nicht bezahlt 
worden, ist unzulässig und ohne rechtliche Gültigkeit. 

§. 368. 

Der Inhaber eines Faustpfandes ist dem Eigenthümer 
für die sorgfältige Aufbewahrung desselben verantwortlich 
und hat kein Recht/ die Pfaudsache auf irgend eine Weise 
zu benutzen. 

Wenn er sich dieses Recht durch einen besondern 
Vertrag von dem Schuldner 'einräumen läßt; so ist die 
Rechtmäßigkeit dieses Vertrages nach den Gesetzen über 
den Geldzins zu beurtheilen.' 

§.. . 369. 

Erlösung des Das Pfandrecht erlöscht: 
Pfandrechts. l t Durch die Verzichtleistung des Gläubigers. 

Die Aushändigung des Faustpfandes an den 
Verpfänder ist als eine Verzichtlcistuug auf das 
Pfandrecht anzuseheu. 

2. Durch das Aufhören der Forderung, für welche das 
',,.',.- Pfandrecht eingeräumt worden ist. 

3/.Mfch/hch',,Uu'ttrgan8 der Pfandsache; mit Wieder-
Herstellung der Sache lebt jedoch das Pfandrecht 
wieder auf. 

4. Durch den Minderwerth der Pfandsache, der sich 
aus dem Verkaufe derselben bei einer Gelds'tagver-
steigerung ergiebt, für diesen Minderwerth, indem 
die auf der Sache haftenden Schulden dem Käufer 
nur bis zu Erschöpfung des Kaufspreises überbun-
den werden. 
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§. 370. 

Bei uubeweglichcu Pfandsachen (Liegenschaften) muß 
die Erlöschung in die öffentlichen Bücher eingetragen 
werden. 

Fünfter Titel. 
Von dem Erbrechte. 

Erstes Kapitel. 
Allgemeine Bestimmungen. 

§. 371. 
Der Inbegriff der übertragbaren Rechte und Ver- Verlasseuschaft. 

bindlichkeitm eines Verstorbenen macht seine Verlassen-
schaft aus. 

, ' § . 372. 

Die Verlassenschaft eines Verstorbenen soll durch den Besieglung. 
Gemeinderathspräsidenten des Ortes, wo der Todfall er-
folgt ist, sogleich unter Siegel gelegt werden, wenn 

i . bekannt ist, daß derselbe ein Testament hinterlassen 
hat; 

2. seine Erben unbekannt sind > oder seine bekannten 
Erben nicht alle anwesend sich befinden; 

3. unter den Erben Minderjährige, Bevogttte oder 
Weibspersonen sich befinden; 

4. die Erben ein amtliches Güterverzeichniß (Benefizium 
Inventarii) zu veranstalten gedenken; 

5. einer derselben die Versiegelung der Verlassenschaft 
ausdrücklich verlangt; 

6. der Abgestorbene öffentliche Gelder oder amtliche 
Schriften hinter sich liegen hat; 

7. die betreffende Behörde es verlaugt zur Envahrung, 
ob der Verstorbene fein Vermögen gehörig ver-
steuert habe. 
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§. 373. 

Bei einem Todfalle haben die Erben des Verstorbe­
nen, und wenn diese nicht bekannt oder nicht anwesend sind, 
seine Familien und Hausgenossen und die Personen, die 
ihm abgewattet, die Verpflichtung, dem Gemeinderachö-
präsidenten sogleich den Todesfall anzuzeigen. Um sich 
auszuweisen, daß sie die Verpachtung erfüllt, haben sie 
sich mit einer Bescheinigung des Gemeinderathspräsidenten 
zu versehen. 

§. 374. 

So wie au dm Beamten diese Anzeige gelangt, oder 
er sonst Kunde von einem ^Todfalle erhalten hat, soll er 
sich, wenn einer dex-im ^. 3?2 beschriebenen Umstände 
vorhanden ist/ bei feiner Bemntwortlichkeit, ohne Säum-
niß in die Wohnnng des Verstorbenen begeben, die Ver-
lassenschaft unter Siegel legen und über den Vorgang ein 
Protokoll aufnehmen, 

§. 375. 
Vorsorge für Is t einer der bekannten Erben des Verstorbenen lan-
Landesabwcsende desabwesend, so soll ihm, wmn er keinen Bevollmächtigten 

zurückgelassen hat, ein außerordentlicher Beistand verordnet 
werden, um sein Recht in Betreff der ihm angefallenen 
Erbschaft so lange zu besorgen, bis der Abwefmde selbst 
zu verfügm im Staude ist. 

§. 376. 

Inventur. Bei Abnahme der Siegel wird eine amtliche Inven-
tur durch dm Gemeinderathspräsidenten uud Schreiber 
gefertiget: wenn 

i . em Miterbe es begeh«, 
2. die Erben unbekannt sind, oder einer derselben im 

Falle des §.375 sich befindet; 
3. unter den Erben Minderjährige/ Bevogtete oder 

Weibspersonen sind; 
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4. der Staat eine ErbSabgabe zu beziehen hat, oder 

von Behörden nach §. 372 Ziffer 7 die Besieglung 
begehrt wurde; 

-, 6. die Wohlthat eines amtlichen Güterverzeichnisses 
(bea<$cium inventarii) angemfm würde. In 
diesem letztern Falle erfolgt die Inventur nach An-
leituug des §. 492 u. f. 

§• 377. 

y Wenn nicht sofort zur Theilnug einer Erbschaft 
gefchrittm werdm kann, weil die Erben unbekannt sind 
und daher eine gerichtliche Ediktalladung erlassm werden 
muß, oder weil über den Zutritt zur Erbschaft oder die 
Vettheilung derselben sich. Streit erhebt, so hat der Ge-
weiuderach für die Besorgung der Verlassmschaft bis Aus-
trags der Sache einen Verwalter (Kurator) zu bestellen. 

§. ' 378. 

Das Recht, sich das Ganze oder einen bestimmten Erorecht. 
Theil, z. B. die Hälfte oder dm Zehutheil des Ganzen 
einer Verlassenschaft zuzueignen, heißt das Erbrecht und 
die Verlassenschaft in Hinsicht auf dieses Recht die Erb-
fchaft. 

Wird Jemanden kein solcher Erbtheil, der sich auf 
den ganzen Nachlaß bezieht, sondern nur eine oder meh-
rere einzelne Sachen zugedacht, so heißt das Zugedachte 
ein Vermächtuiß (Legat), und derjenige, dem es hin-
terlassm worden, ist nicht als ein Erbe sondern nur als 
ein Vermächtnißnchmer (Legatar) zu betrachten. 

§. 379. 

Der Rechtsgrnnd zn Erlangung einer Erbschaft bemht 
i . auf dem Gesetz, oder 
2. auf der Willenserklärung des Erblassers oder, 
3. auf einem nach dem Gesetz zulässigm Erbvertrag 

(§. 467). 

Ediktalladung u. 
Bestellung eines 
Kurators. 

1. Erwcrbungs' 
gründ. 
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2(nfslU ocr Erb» 
schall. 

2. Erwerbungsl 
art. 

Btmrsicium 

§. 380. 

Die Erbschaft fällt der Person, welche aus einem 
dz?r im vorigen Paragraph angegebenen Recht̂ gründe auf 
dieselbe Anspruch zu machen hat, in dem Zeitpunkte des 
Todes des Erblassers an. Wenn sie diesen Zeitpunkt 
erlebt, so trägt sie ihr Erbrecht auf ihren Erben über. 
DaS Gleiche ist bei den Vermächtnissen der Fall. 

§. 381. 
Derjenige, welchem eine Erbschaft angefallen ist, 

macht sich durch die Annahme derselben zum wirllichm 
Erben. 

§* 382. 

Der wirkliche Erbe tritt in alle Rechte und Vet> 
bindlichkeiten ein, welche, der Verlassmschaft angehören 
oder auf derselben haftm, und muß die ihm von.dem 
Erblasser auf eine gültige Weise auferlegten Leistungen 
erfüllen. 

Vor der Annahme des Erbm wird die Verlassmschaft 
so bttrachtet, als wenn sie noch von dem Verstorbenen 
besessen würde. 

§. 383. 

Mehrere Miterben haften Einer für Alle und Alle 
für Einen (solidarisch) für die Verbindlichkeiten, in wel-
cheu die Vcrlassenschaft steht, und für die Leistungen, 
welche der Erblasser ihnen insgesammt anbefohlen. Der 
Miterbe, welcher eine solche Verbindlichkeit oder Leistung 
allein abführt, tritt gegen die Erbschaft in die Rechte 
des Gläubigers ein, den er befriedigt hat. ~ 

Jeder Miterbe hat das Recht, die übrigen im Ver-
Hältnisse ihrer Theile zur Sicherheitsleistung für die aus-
stehenden Erbschaftsschulden anzuhalten. 

§. 384. 
Besorgt ein Erbschaftsgläubiger, daß er durch Ver-

mengung der Verlassenfchaft mit dem Vermögen des Erben 
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für seine Forderung Gefahr laufen tonne, so kann er ver-
laugen, daß, bevor der Erbe die Erbschaft zur Hand 
nimmt, sein, deS Gläubigers, Anspmch darauf berich-
tiget werde. 

Zweites Kapitel. 

Von der gesetzlichen Erbfolge. 
§. 386. 

Die gesetzliche Erbfolge findet so weit statt, als ©ese^e er*. 
nicht rechtsgültige Willenserklärungen des Erblassers oder ">**«. 
gültige Erbverträge anders verfügen. 

§. 386. 

Gesetzliche Erben sind zuvörderst diejenigen, welche Vegriff. 
mit dem Erblasser vermittelst ehelicher Abstammung ver-
wandt sind. 

§. 387. 

Die Erbfolge der Verwandten geschieht in fünf Ordnung 
Klassen nach den folgenden Bestimmungen. 

§. 388. 

So lange Erben aus einer vorhergehenden Klasse Au-
fprüche machen können, so lange haben Erben der nächst-
folgmden Klasse keine Ansprüche. 

§. 389. 

Die Erben einer Klasse treten zugleich mit dem allen-
falls überlebenden Ehegatten nach den dießfallsigen Vor-
fchriften ein. 

Erste Klaffe. 
§, 3#0. 

I n die erste Klasse der gesetzlichen Erben gehörm die Erste Klasse. 

ehelichen Abstämmlinge (Deszendenten) des Erblassers und Deszendenten. 

zunächst die Kinder.. 
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§. 391. 
Teilung der vä. Die Verlassmschaft des VaterS wird zwischen den 
senscha/! M T ° Söhnen und Töchtern dergestalt gttheilt, daß ein Sohn 
hauvt. fünf und eine Tochter vier Theile erhält. 

§. 392. 

Theilung der vä< Die Liegenschaften, welche ein Vater hinterläßt und 
mut™M$£. zu denselben das vorhandene Heu, Holz und Stroh, wel-
de«. ches darauf gewachsen, müssen den Söhnen, wenn sie es 

begehren, in einem mäßigen Anschlage, der aber nie unter 
die Summe des auf den Liegenschaften Verschriebenen 
hinuntersinkcn kann, überlassen werden. Die Erbm haben 
diesen Anschlag unter sich selbst auszumitteln. Können sie 
sich nicht verständigen, so ernennt jede Partei einen 
Schätzer und der Friedensrichter den Obtystnn. Die 
Schätzer hqbeu Stjick für Stück Mit dMIuDar t enmaß , 
wo ein solches vorliegt, oder statt dessen, mit dem jähr-
lichen Ertrag auf ein Verzeichnis zu fetzen, uud so auch 
die Gebäulichkeiten, nebst Holz, Heu und S t roh , uud 
dann nicht überreden Gegenstand eine besondere, sondern 
über das Ganze, wie dasselbe sammethaft benutzt wurde, 
eine Schätzung nach dem wahren Kaufswerthe oder 
Marktpreise auszusetzen. 

D m Söhnen sind sodann die Liegenschaften um drei 
Viertheile dieser Schatzungssumme nach dem wahren Werthe 
zu überlassen. 

Das vorhandene B a u - u n d Feldgeschirr, nebst den 
nöthigen Wagen und Karrm soll besonders abgeschätzt und 
um den Schatzungspreis den Söhnen mit den Liegen-
schaften überlassen werden. 

§. 393. 
Wenn die Parteien mit der friedensrichterlichen Ab-

fchatzung sich nicht zufriedene stellen, so wird die Sache 
zur richterlichen Behandlung an das Gericht gebracht, wo 
dann der wahre Kaufswerth durch eine nach Vorschrift 
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der Prozeßordnung vorzunehmende Abschätzung durch Sach-
verständige, welche letztere sich jedoch ebenfalls nach den 
im vorhergehmden Paragraph aufgestellten Vorschriften zu 
richtm haben, auszumitteln ist. 

§. 394. 

Die Verlassenschaft der Mutter wird zwischen ihren 
Kindern zu gleichen Theilen getheilt, und obne daß die 
Söhne einen vorzüglichen Anspruch auf die von der Mut-
ter besessenen Liegenschaften genießen. 

§, 396. 

Ist ein Kind des Erblassers vor ihm gestorben und Kwämnxtion^ 
sind von demselben her ein oder mehrere Enkel vorhanden, ***** 
so fällt der Antheil, welcher dem verstorbenen Kinde 
gebührt hätte/ dem oder den Enkeln zu. War das ver-
storbene Kind ein Sohn, so wird sein Erbsantheil unter 
seineu Kindern, wenn er Söhne und Töchteyt hinterläßt, 
zu fünf uud vier Theilen vertheilt. Ist von den Enkeln 
ebmfalls einer gestorben und hat Kinder nachgelassen, so 
wird auf die nämliche Art der Antheil des verstorbenen 
EnkelS unter die Urenkel vettheilt. 

§. 396. 
Auf diese Art wird die Erbschaft nicht nur dann 

getheilt, wenn Enkel von verstorbenen Kindern her mit 
noch lebenden Kindern zusammentreffen, sondern auch 
dann, wenn die Erbschaft blos zwischen Enkeln von ver-
fchiedenen Kindern her, oder zwischen Urenkeln von ver-
schiedmen Enkeln her zu theilen ist. Es können also die 
von jedem Kinde nachgelassenen Enkel, und die von jedem 
Enkel nachgelassenen Urenkel, ihrer seien viele oder wenige, 
nie mehr und nie weniger erhalten, als das verstorbene 
Kind oder der verstorbme Enkel erhalten hätten, wenn sie 
am Leben geblieben wären. 

Theilung der 
mütterlichen Vcr, 
lassen schaff. 
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§ . 3 9 7 , 

Einsckießuug des Bei der Theilung des älterlichen Vermögens muß 
&M™MT' jedes Kind dasjenige, was es bei Lebzeiten der Aeltern 

von denselben als Ausstattung zur Ehe oder zu eigner 
Haushaltung oder unmittelbar zum Antritte eines Amtes 
oder eines Gewerbes erhalten hat, so wie was allfällig 
zu Bezahlung seiner Schulden verwendet wurde, in die zu 
vertheilende Massa einschießen. Ein Enkel muß nicht nur 
daS, was er unmittelbar selbst, sondern auch, was seine 
Aeltern, an deren Stelle er t r i t t , auf solche Weise em-
pfangen haben, einschießen. Das Einschießen geschieht 
ohne Zinsberechnung, wenn dieselbe nicht ausdrücklich von 
dem Erblasser vorbehalten oder anbedungen wurde. . 

§. 398. 

Was Aeltern außer den im vorhergehmden Paragraph 
erwähnten Fällm einem Kinde befugter Weife zugewendet 
haben, wird, wenn die Aeltern nicht ausdrücklich sich die 
Erstattung ausbedungen haben, für eine Schenkung gehal-
ten und nicht angerechnet. 

§. 399. 

Wenn der Erbe) welcher dergestalt etwas einzuschießen 
im Falle wäre, keinen Erbtheil anspricht, so kann er auch 
zu keiner Erstattung angehalten werden. 

§. 400. : 

I n der Theilung der älterlichen Verlassenschaft gehören 
die Waffen und Kleider des Baters den Söhnen uyd die 
Kleider der Mutter den Töchtern ausschließlich. 

Betreffend die Kleinodien, als: Ketten, Ringe, Arm-
bänder, Taschenuhren u. s. w., ist dm Eltern freigestellt, 
unter den Kindern eine Verordnung nach Willkür zu tref-
fen. Wird keine solche, Verordnung getroffen, sp fallen 
die Kleinodien in die Erbsmasse. 

Theilung der 
Waffen/ Kleider 
und Kleinodien. 
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Zweite Klasse. 
§. 401. 

I n die htocitt Klasse der gesetzlichen Erben gehören 3«.«« Kianr. 
der Vacer, die Mutter und die ehelichen Abstämmlinge 
des Vaters eines Erblassers. 

§. 402. 

Der Vater erbt vor allen andern seine ehelichen Vaicr. 
Kinder, welche keine Abstämmlinge hinterlassen, ausschließ-
lich. 

§. 403. 
Is t der Varer des Erblassers vor ihm gestorben, so Mutter und Gc, 

treten die Mutter und die ehelichen Geschwister, welche " " " " • 
mit dem Erblasser den gleichen Vater haben, zum Erbe. 
Die Mutter erhält den Antheil eines Geschwisters. 

Is t ein Geschwister des Erblassers vor ihm gestorben Abstämmlinge 
und hat dasselbe Kinder hinterlassen, so fällt der Antheil, ""«Geschwistern. 
welcher dem verstorbenen Geschwister gebührt hätte, seinen 
Kindern zu gleichen Theilen zu. Ist von den Kindern 
eines Geschwisters ebenfalls eines gestorben, so wird auf 
die nämliche Art der Antheil dieses Kindes unter die von 
ihm hinterlassenen Kinder vertheilt. 

.§. 405. 
Auf diese Art wird eine Erbschaft nicht nur dann 

getheilt, wenn Kinder von verstorbenen Geschwistem her 
mit noch lebenden Geschwistern zusammentreffen, sondern 
auch wenn die Erbschaft blos zwischen Kindern von ver-
storbenen Geschwistern her (Nepotcn) oder zwischen Groß-
lindern von verstorbenen Geschwistern her (Pronepoten) zu 
theilen ist. Es können also die von jedem Geschwister 
nachgelassenen Repoten, und die von jedem Repoten nach-
gelassenen Pronepoten, ihrer seien mehr oder wmiger, 
Nie Mehr und nie weniger erhalten, als das verstorbene 

9 
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Väterlicher 
Großvater. 

Geschwister oder der verstorbene Nepot erhalten hätten, 
wenn sie am Leben geblieben wären. 

i 406. 
Hinterläßt der Erblasser keine Abstämmlinge, keinen 

Vater, nnd keine Geschwister, die mit ihm den gleichen 
Vater hatten, oder Abstämmlinge von diesen, so erbt die 
Mutter allein. 

Dritte Klasse. 
§• 407. 

Dritte Klasse. I n die dritte Klasse der gesetzlichen Erben gehören 
deS Erblassers Großvater väterlicherseits (Vater des Vaters) 
und seine ehelichen Abstämmlinge. 

§« 403. 
Hinterläßt der Erblasser keine Abstämmlinge, keine 

Aeltern und keine Geschwister, die mit ihm den gleichen 
Vater hatten, oder Abstämmlinge von diesen, so erbt der 
väterliche Großvater ausschließlich. 

§. 409. 
Ist der Großvater vor dem Erblasser gestorben, so 

erbm seine Kinder zu gleichen Theilen. Ist eines dieser 
Kinder gestorben, so fällt der Antheil, welcher dem ver-
storbenen Kinde gebührt hätte, dessen Kindern zu u. f. f., 
alles nach den in den §§. 404 u. 405 aufgestellten Grund­
sätzen. 

V i e r t e Klasse . 
§• 410. 

Vierte Klasse. I n die inerte Klasse der gesetzlichen Erben gehören 
des Erblassers Großvater^ mütterlicherseits (der Vater der 
Mutter) und feine ehelichen Abstämmlinge. 

§. 411. 
I n dieser Klasse treten zunächst zum Erbe die Ge-

schwister des Erblassers, welche mit demselben die gleiche 

Abstämmlinge 
des väterlichen 
Grofjvarers. 
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Mutter aber nicht den gleichm Vater hatten und die ?lb-
Ummlinge dieser Geschwister. 

I n Abgang dieser Personen folgt der Vater der 
Mutter, und wenn derselbe gestorben ist, seine Abftämm-
linge auf gleiche Weise, wie im §. 409 augegeben ist. 

Fünfte Klasse. 
§. 412. 

Zu der fünften Klasse der gesetzlichen Erben folgen Fünfte Klasse. 
die übrigen Blutsverwandten; derjenige, welcher der 
nächste im Grade ist, schließt die entferntem aus. Sind 
mehrere gleich nahe dem Erblasser verwandt, so theilen 
sie die Erbschaft zu gleichm Theilen. 

§." 413. 
Außer der Ehe gebome, aber durch nachfolgende Ehe Erbrecht twtu 

ihrer Aeltern H$itimitu Kinder genießen auch iu Rück-
ficht der gesetzlichen Erbfolge die. Aechte ehelicher, unter 
der im §. 106 enthaltenen Beschränkung. 

§. 414. 
Einem unehelichen, auf Ansuchen J>es Vaters durch 

Dekret des Großen Rathes legitimirten Kinde kommt ein 
Erbrecht auf die väterliche Verlassenschaft so wie auf die 
Verlassenschaft der Aszendenten des Vaters uud der Des-
zmdenten desselben zu, wie wenn es ehelich gchorm wäre. 

§. 415. 
Den unehelichen, nicht legitimirtm Kindern steht kein Erbrecht unehe. 

gesetzliches Erbrecht zu, ausgenommen auf das Vermögen l,<6ec Ä,nbev' 
der Mutter, hinsichtlich welchen Vermögens sie uud ihre 
Abstämmlinge bei der Erbfolge gleiche Rechte wie die ehe-
lichen gmießen. 

z. 416. 
Auf dm Nachlaß eiueS durch nachfolgende Ehe oder Beerbuna um-

Dekret des Großen Rathes legitimitteu KindeS kommt "'""' *inUv' 
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allen denjenigen Personen daS gesetzliche Erbrecht zu, welche 
es in Folge der Legitimation ebenfalls zu beerben befugt 
wurde. S ie genießen dieses Erbrecht nach der oben vor-
geschriebenen Erbfolgeordnung. 

§. 417. 
Auf den Nachlaß eines ohne erbfähige Nachkommen-

fchaft verstorbenen unehelich gebliebenen Kindes kvNimt 
aus dem Gmnde der Blutsverwandtschaft Niemanden ein 
Erbrecht zu, ausgenommen der Mutter. 

§. 418. 
Dem überlebenden Ehegatten des Erblassers gebührt, 

in Abgang einer 'letztwilligen Verordnung oder eines Erb-
Vertrages, wofern der Verstorbene eheliche Abstämmlinge, 
mithin gesetzliche Erben der ersten Klasse hinterläßt, der 
vierte Theil der Verlassenschaft zur lebenslänglichen Nutz-
nießung ali Eherecht. DaS Eigenthum davon bleibt den 
Abstämmlingen des abgestorbenen Ehegatten. 

Sind keine gesetzlichen Erben der ersten Klasse, hin-
gegen solche der zweiten Klasse vorhanden, so erhält der 
überlebende Ehegatte den vierten Theil der Verlassenschaft 
als Eigenthum. Sind auch keine Erben der zweiten Klasse, 
sondern nur weit entfernte Erben vorhanden, so erhält 
der überlebende Ehegatte einen Dritttheil, der Verlassen-
schaft als Eigenthum. Sind gar keine gesetzliche Erben 
vorhanden, so fällt dem überlebenden Ehegatten die Hälfte 
der Verlassenschaft zu. 

i 419. 
Bei der Theilung zwischen dem überlebenden Ehe-

gatten und den übrigen Erben deS Verstorbenen, sollm 
den letztern, wenn sie es begehren, die in der Erbschaft 
befindlichen Liegenschaften auf die gleiche Weise und unter 
den gleichen Bedingungen zufallen, wie den Söhnen bei 
der väterlichen Verlaffenschaft. 0 . 392und 393.) 

Vccrbung unehh 
licher Kinder. 
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i 420. 
Geschiedene Ehegatten genießen gegenseitig kein Erb^ 

rechr. 
§. 421. 

Is t eine Verlassmschaft erblos, so hat der Staat daS ^ l o t t Verlas-
Recht, dieselbe au sich zuziehen, ist aber, wenn der Erb-
lasser ein Angehöriger des Kantons Luzern war, verbun-
den, die Hälfte des Bezogenen in den Armenfond der 
Heimathögemeinde des Erblassers abzugeben. 

Drittes Kapitel. 
Von letzten Willensverordnungen über-

Haupt und von Testamenten insbesondere. 
§. 422. 

Die einseitige Verfügung des.Erblassers über feine ^ ^ " " " ^ 
Verlassenschaft, oder über einzelne dazu gehörende Sachen, Begriff.""' 
welche erst durch seinen Tod zu Kraft gelangt, heißt eine 
l e t z t w i l l i g e V e r o r d n u n g . 

§. 423. 

Eine Person, welche eine letzte Willensverordnung Persönliche Ja. 
errichten w i l l , muß volljährig seyn, uud sich im Zustande * ' " " "£ , , , 
der Besonnenheit uud Willensfreiheit befinden. 

§. 424. 
Eine Weibsperson/ auch wenn sie nicht bevogtet ist, d. der Weibs-

welche eine letzte Willensverordnung zu errichten gedenkt, 
muß mit einem gesetzlichen Beistände versehen seyn. 

§. 425. 
Bevogtete Personen, welche eine letzte Willeusver- e. der Bevogre 

ordnung errichten wollen, müssen ihren Vogt beizieheu. 
Jedoch ist eine bevogtete Person berechtigt, behufs der 
Errichtung einer letzten Willensverordnung die Bestellung 
eines außerordentlichen Beistandes zu verlangen, welcher 
statt des ordentlichen Vogtes chr beistehen soll. 

a. überhaupt. 

ver,onen. 

ten. 
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$.. 426. 

Die Aufgabe eines Beistandes oder Vogtes bei Er-
richmng von letzten Willensverordnungen besteht lediglich 
d a r i n , .ihren Klienten zu der Beobachtung derjenigen 
Förmlichkeiten, welche zn der Errichtung der letzten W i l -
lenSverordnung erforderlich sind, behilflich zu seyn, uud 
sie bei der Erklärung derselben gegen I r t t h u m , Be t rug , 
Zwang und Zudringlichkeiten zu schützen. E in weiterer 
Einstuß auf die Willensverordnung steht ihm nicht zu. 

Eben so hat die vormundschaftliche Behörde, außer der 
Bestellung des Beistandes oder V o g t s , bei der Errichtung 
einer letzten Willensverorduung nicht mitzuwirken« 

§. 427. 
Durch die letzte Willensverordnung einer Weibsper-

son oder eines Bevogteten kann nicht zn Gunsten des bei 
der Verordnung mitwirkenden Beistandes oder Vogtes, 
noch seiner Verwandten bis im zweiten Krade einschließ-
lich verfügt werden. 

§. 428. 

Befugniß. Personen, welche gesetzliche Erben der ersten Klasse 
" a u ° d r 1 t t ^ haben, dürfen nur über den fünften Thei l ihres Vermögens 

sonen. in ihrer letzten Willensverordnung wil lkürlich verfügen. 
Personen, die keine gesetzliche Erben der ersten Klasse, 
hingegen solche der zweiten Klasse haben, dürfen über 
die Hälfte ihres Vermögens durch letzte Willensverordnung 
verfügen. 

S i n d keine' Erben der ersten und zweiten Klasse, 
sondern nur weiter entfernte, oder gar keine gesetzliche 
Erben vorhanden, so kann der Erblasser über sein ganzes 
Vermögen frei verf i igm. 

§.. 429. 
d. In Beziehung Eine Person, die einen Ehegatten hinterläßt, mit 

aufdenEliê at- i m f ie ^ lüttem Erbvertrag steht, muß ihre letzte Wil-
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lensverordnuug stetS so einrichten, daß dem Ehegatten 
wenigstens ein Viertheil der Verlassmschaft als Nutznießung 
zufällt. 

§. 430. 

Ein Ehegatte, der keine Abstämmlinge hinterläßt, 
kann dem andern Ehegatten fein sämmtliches Vermögen 
mittelst letzter Willensverorduung zur lebenslänglichen Nutz-
nießung vermachen. 

§. 431. 
Die Aeltern sind befugt, mittelst einer letzten Willens- c. In Beziehung 

Verordnung hinsichtlich der Vertheilung des Vermögens, " f «e Kinder. 
das sie den Kindern hinterlassen müssen, zwischen diesen 
eine freie Verordnung zu treffen, in dem Maße jedoch, 
daß kein Kind weniger als zwei Dritttheile desjenigen 
Antheils erhält, welchen es ohne solche Verordnung 
erhalten hätte. 

Hiernach sind auch Käufe und Erbsauskäufe, die 
allfällig zwischen Aeltern und Kindern geschlossen werden, 
zu beurtheilen. 

§. 432. 

Einem unehelichen Kinde kann der Vater, auch wenn «L In Beziehung 
er gesetzliche Erben der erste« und zweiten Klasse hinter- $ ^ t m * 
läßt, mittelst letzter Willmsverordnung die Hälfte des 
Erbsantheils zuwenden, den dasselbe erhalten hätte, wmu 
es ehelich geboren wäre. 

Ist das uneheliche Kind vor seinem Vater gestorben, 
so kann dessen Abstämmlingen der gleiche Antheil zuge-
schöpft werden. 

§. 433. 

Eine letzte Willensverordnung muß schriftlich mit Form der letzten 
Zuziehung von zwei mäunlichm Zeugen errichtet werden, Wiueusverord. 
welche sowohl in Hinsicht auf den Erblasser als auf die 
Personen, die er in derselben bedenken w i l l , die Eigen-
schaften von unverwerflichm Zeugen besitzen. 
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:.•$.. 434. 

i. Aeußere Form. Derjenige, welcher eine letzte WillenSverordnuug 
errichten w i l l , kann dieselbe entweder selbst schreiben, 
oder durch einen beeidigten Schreiber abfassen lassen. 

§« 436. 
Wi l l eine Person eine letzte Willensverordnung selbst 

in Schrift abfassen, so muß sie den Inha l t derselben vom 
Anfang bis zum Ende, mit Angabe des Tages der Abfaf-
sung, eigenhändig schreiben und unterzeichnen. 

-.'..' j . 436, 

Läßt sie hingegen ihre letzte Willensverordnung durch 
einen beeidigten Schreiber abfassen, so muß sie dje Aus-
fertigung mit demselben unterschreiben und bei ihrer Un-
lerschrift eigenhändig bezeugen, daß sie dieselbe selbst 
gelesen und richtig abgefaßt gefunden. 

Is t sie nicht im Stande die Verordnung dergestalt 
selbst zu lesen uud zu unterschreibm, so müssen die zwei 
Zmgen mit ihrer Namensunterschrift bezeugen, daß in 
ihrer Gegenwart die Verordnung ihr vorgelesen wurde, 
und daß sie dieselbe gut geheißen habe. 

- :r §• • 437. 

Letzte Willensverordnungm. von Weibspersonen müssen 
mit der Unterschrift ihrer Beistände und jene von Bevog-
teten mit der Unterschrift ihres Vogtes oder außerordent-
lichen Beistandes versehen sein. 

§. 438. 

Eine Person, welche ihre letzte Willcnsverordnung 
selbst geschrieben, oder die von einem beeidigten Schreiber 
unterschriebene auf die in dem §. 436 bestimmte Weise 
selbst unterschrieben, braucht die Zeugen nicht mit dem 
Inhal t derselben bekannt zu machen, sondern es ist genug, 
wernt die Zeugen am Ende der Schrift oder auf der 
Rückseite des letzten Blattes derselben durch ihre Unter-
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schrift bescheinigen, der Erblaffer habe ihnen bei gesundem 
Verstände erklärt, daß diese Schrift feine letzte Willens-
Verordnung enthalte, und sie aufgefordert, dieses Zmgniß, 
einer in Gegenwart des andern, Hieher zu fetzen. 

, .;••'•/• §. 439. 

Eine letzte Willensverorduung, in der der Erblasser il. Innere Form. 
einen oder mchrere Erben (§. 378) einsetzt, heißt ein '- Testament. 
Tes tament . 

• §. 440. . . 
Hat der Testator den von ihm eingesetzten Erbm 

bestimmte Theile feiner Erbschaft, zum Beispiel die Hälfte 
oder einen Dritttheil des Ganzen--angewiesen-, so erbt 
jeder derselben den chm angewiesenen Theil. Erschöpfen 
die von ihm gemachten Theile das Ganze nicht, oder fällt 
eine der von ihm eingesetzten Personen weg, ohne Erbe 
zu'werden, so fallen die nicht angewiesenen/ oder erledig-
ten Erbschaftötheile mit den darauf haftmden Verbind' 
lichkeiten, den gesetzlichen Erben des Testators an, oder 
werden, in Abgang von solchen, crblos (§. 421). 

.§. 441. 
Hat der Testator den von ihm eingesetzten Erben keine Erbeinsevung. 

bestimmten Theile angewiesen, so erben dieselben zu gleichen 
Theilen. Fällt eine von ihm eingesetzte Person weg, ohne 
Erbe zu werdm, so wächst ihr Theil den übrigen zu. 

§. 442. 

Der Testator kann auf den Fall , daß der von ihm Nacherbem-
eingesetzte Erbe nicht Erbe wird, demselben einen. Nach- **™mint. 
erben uud diesem, auf den gleichen Fall hin, einen fer-
nern Nacherben setzen; auch steht es ihm frei, einem 
Erben nur einen oder mehrere Nacherben zugleich zusetzen. 

§. 443. 
Eine sideikommissarische Nacherbeinsetzung findet nicht i>. ftotitommm* 

statt. vmt-
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Ueber Fortbestand oder Nichtfortbestand der gegen-
wärtig bestehenden Fideikommiß wird ein besonderes Ge-
sey verfügen. 

§. 444. 
2. Vernlächlniß. Die einseitige Verfügung, in Folge welcher der Erb-

lasser Jemanden eine oder mehrere bestimmte Sachen oder 
Rechte überträgt, heißt ein V e r m ä c h t n i s . 

§. 446. 

Vermächtnisse können sowohl m einem Testamente als 
in einer letztm Willensverordnung hinterlassen werden, 
welche keine Erbeseinsetzung enthält (Codicill). Die Ver-
pstichmng, ein solches abzuführm, haftet auf der Erb-
fchaft; eö fei denn, der Erblasser habe dieselbe einer 
bestimmtm, von ihm begünstigten Person auferlegt. 

§. 446. 
Die Nacherbeinsetzung sindtt bei dm Vermächtnissen 

im gleichen Maße statt, wie bei der ErbSeinsetzung (§. 442). 

§• 447. 
Hat der Erblasser Jemanden eine bestimmte Sache 

aus seiner Verlassenschaft vermacht; so fällt das Vermächt-
niß dahin, wenn sich diese Sache nicht in der Verlassen-
schaft vorfindet. Von dieser Vorschrift ist jedoch das Ver-
mächtniß einer Geldsumme ausgenommen; dieses muß ent-
richtet werden, wenn sich gleich kein baares Geld in der 
Verlassenschaft vorfindet. 

§. 448. 

Hat der Erblasser Jemanden eine Sache einer bestimm-
ten Art vermacht, ohne zu erklären, daß sie sich in seiner 
Verlassmschaft vorfinden werde; so muß der Erbe dem 
Vermächtnißnehmer eine solche Sache von mittlerer Be-
schaffenheit verschaffen, oder ihm den Wetth derselben 
bezahlen. 
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j . 449. 
Ist die gleiche Sache mchrem Personen zu bestimm-

ten und unbestimmten Theilen »erwacht worden/ so gelten 
die gleichm Grundsätze, die im §. 440 uud §> 441 hin-
sichtlich der Erben aufgestellt sind. 

j . 460. 
An eine Ewigkeit oder in todte Hand dürfen keine 

liegenden Güter vermacht werden. 
, ,§. ' 4 5 1 . ;•• 

Alle Vermächtnisse zn Gunsten der Kirche und getst-
licher Zwecke sollen dem Kleinen Rathe zur Bestätigung 
vorgelegt werdm, welcher je nach Umständen diese Be-
siätigung ertheilt, das Vermächtnis ermäßiget, oder die 
Bestätigung verweigert. Solche Vermächtnisse dürfen nicht 
eher ausgerichtet werden, bis sie diese Bestätigung erhal-
ten haben. Vermächtnisse, welche den zehnten Theil des 
Vermögens des Erblassers übersteigen, können keinen Falls 
die Bestätigung erhalten. 

§. 462. 
Der Erblasser kann die von ihm errichtete letzte Aufhebung der 

Willensverordnung willkürlich abändern oder aufheben. v?ro"tmng" '̂ 
§. 463. 

Eine Weibsperson bedarf zu der Abändcmng ihrer 
letzten Willensverordnung eines gesetzlichen Beistandes, zu 
dem Widerrufe einer solchen bedarf sie keines Beistandes. 
I m gleichm Falle befindet sich eine bevogtete Person. 

§. 464. 

Das spätere gültige Testament des Erblassers hebt 
alle frühern letzten Willeusverorduungeu desfelbm ohne 
weiters auf. Eine letzte Willensverordnung aber, welche 
keine Erbseinsetzung enthält (Codieill) hebt die frühern 
letzten WilleuSverordnungen des gleichen Erblassers nur in 
soweit auf, als sie mit denselben im Widerspruche stehet, 
oder ihre Aufhebung darin vorgeschrieben ist. 



140 

i 465. 
- Der Erblasser kann seine letzte Willensverordnung 

auch einfach durch die Vertilgung der Urkunde, in welcher 
sie enthalten ist, oder durch einen schriftlichen Widermf 
aufheben. 

§. 466. 

Der Widerruf muß im Stande der Besonnenheit und 
Willensfreiheit und vor zwei männlichen, unverwerflichen 
Zeugen gefchehm, ganz auf gleiche Weife, wie die Errich-
tung einer letzten Willensverordnung. 

§. 467. 
Ein Testament insbesondere verliert seine Gültigkeit, 

wenn der eingesetzte Erbe vor dem Erblasser mit Tod 
abgeht, oder die Erbschaft nicht annimmt; es fei denn, 
der Erblasser habe demselben einen Nacherben gesetzt, der 
seinen Todfall erlebt, und die Erbschaft annimmt. 

§, 468. 

Wenn ein rechtsförmiges Testament aus einem in 
dem vorhergehenden §. 46? angegebenen Grunde feine 
Gültigkeit verliert; so lebt dadurch das Testament, welches 
der Erblasser früher errichtet haben mag, nicht wieder 
auf, sondern das Erbrecht fällt seinen gesetzlichen Erben 
an, welche die in dem Testamente förmlich verschriebeneu 
Vermächtnisse in so weit abzuführen haben, als sie von 
andern Personen als den eingesetzten Erben abgeführt 
werden können. 

§. 469. 

Ein Testament verliert gleichfalls feine Gültigkeit, 
wenn der Testator zur Zeit der Errichtung desselben keine 
erbfähigen Nachkommen hatte und nachher solche bekommt. 
Dasselbe kommt aber wieder zu Kraft, wenn die Nach-
kommen vor dem Testator mit Tod abgehen. 
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§, 460. 

I n denjenigm Fällen, wo die Berlasseufchaft unter Eröffnung m 
Siegel gelegt werden muß, soll die Behörde, welche die v?r«?d33!"' 
Siegel aufzulegen hat, nachforschen, ob der Erblasser eine 
letzte Willensverordnung hinterlassen, und, wenn sich in 
der Verlassenschaft eine solche vorfindet, dieselbe zur Hand 
nehmen. 

§. 461. 

Die Erben, welche in der Verlassenschaft des Erb-
lassers eine letztwillige Verordnung sindm, oder die Per-
son, welcher eine solche zur Verwahrung übergeben ist, 
sind bei ihrer Verantwortlichkeit verpflichtet, dieselbe ohne 
Säumniß dem Gemeinderathe des Or t s , wo der Erblasser 
wohnte, zu überreichen. 

§. 462. 

Der Gemeinderath soll allen Personen, welche in 
einer letzten Willensverordnung bedacht worden sind, auf 
Unkosten der Erbschaft einen Auszug derjenigen Theile 
derselben zusenden, die sie betreffen. 

§. 463. 

Is t die letzte Willensverordnung ein Testament, so Anerkennung 
ladet der Gemeinderath die gesetzlichen Erben nebst dem " " ' N ' N 
oder den Testamentserben ein, und eröffnet denselben das lensverordnung. 
Testament. Die gesetzlichen Erben habm sich zu erklären, 
ob sie daS Testament anstreiten wollen oder nicht. Ueber 
den Vorgang wird ein Protokoll aufgenommen. Wird das 
Testament angestritten, so haben die gesetzlichen Erben 
binnen zwei Monaten ihre Klage gegen das Testament bei 
dem Gericht zu eröffnen, widrigenfalls ihr Klagerecht 
erlöscht. 

§. 464. 

Diejenigen, welchen in einer letzten Willmsverord-
nung blos ein Vermächtniß zugedacht ist, sind im Falle, 
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dasselbe, wenn es von den Erbm nicht verabfolgt werden 
will, gegen diese einzuklagen. 

$. 465. 
Wenn der Erblasser in seiner letzten Willenöverord-

nung über einen größern Theil seines Nachlasses Willkür-
lich verfügt, als ihm durch die §§. 428 u. 461 gestattet 
ist; so haben die bmachthelligten gesetzlichen Erben bloß 
das Recht zu verlangen, daß die Willensverordnung in 
die gesetzlichen Schranken zurückgeführt werde, indem 
jedem, der in derselben bedacht ist, ein verhältnißmäßiger 
Abzug gemacht wird. 

§. 466. 
Eine Genehmigung (Ratifikation) von letzten Willens--

Verordnungen durch den Großen Rath findet in Zukunft 
nicht mehr statt. 

Viertes Kapitel. 
V o n den E r b v e r t r ä g e n . 

§. 467. 
Zulassigkeit. Erbverträge dürfen nur zwischen Brautleuten, zwi-

schen Ehegatten, und zwischen den Aeltern und'denjenigen 
Kindem, welche nicht mehr unter ihrer Gewalt stehen, 
abgeschlossen werden. -

§. 468. 
Erbvernäge zwi. Die Verträge, welche Brautleute in Betreff des Erb-
Mekut?" '«" "chts schließen, das ihnen künftig in der Eigenschaft als 
raths'u^Ehever. Ehelmte zustehen wird, heißen H e i r a t h s v e r k o m m n i f s e 
kommmue. ^ diejenigen, welche Eheleute über ihr gegenseitiges 

Erbrecht schließen, Eheverkommnisse . 
Die einen wie die andern leisten durch die Eingehung 

eines solchen Vertrages auf das Eherecht ($. 418) Ver­
zicht / und könnm durch denselben eine gegenseitige, ver-
tragmäßige Erbfolge begründen, oder sich auf ihren Todes-
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fall Geschenke zusichern, oder Nutzungen ausbedingeu. 
Durch eine HeirathS - oder durch eine Eheverkommniß 
kann aber ein Theil dem andem mehr nicht zusichern, 
als er ihm durch eine letzte WillenSverorduung zukommen 
lassen könnte. 

§. 469. 
ES darf in einer Heiraths - oder in einer ßhever-

kommniß eine dritte Person von einem oder von beiden 
Ehegatten weder zur Erbschaft bemfen, noch mit einem 
Vermächtnisse bedacht werden, sondern dieses muß in einer 
letzten WillenSverordnung geschehen. 

i 470. 
Die Bestimmungen einer Heiraths- oder einer Ehe-

verkommniß, welche den §§. 44 / 46 und 46 des gegen-
wattigen bürgerlichen Gesetzbuches zuwiderlaufen, sind 
ungültig. 

§. 471. 
I n der Heirathsverkommniß, die Brautleute mitein-

ander fchließm, können sowohl ihre Aeltern, als dritte 
Personen, innerhalb der Grenzen ihrer Befugniß denselben 
Geschenke, als der Bräutigam der Braut eine Morgen-
gäbe, oder ein Nadel- oder Sackgeld gültig zusichern. 

§. 472. 

Bei der Schließung einer Heirathsverkommniß müssen Ermächtigung. 
die Brautleute mit Ermächtigung der Personen handeln, *'^&*%li' 
unter deren Schutz sie stehen. Hat der Bräutigam den 
Zustand des eigenen Rechts, so bedarf er keiner Ermäch-
tigung. 

§. 473. 

Eine Ehefrau/ welche mit ihrem Ehemauue eine Ehe- h surEhever, 
verkommniß schließen will, muß Hiezu mit eiuem außer- kommnine. 
ordentlichen Beistände versehen sein, welcher ihrem Ehe-
manne nicht im zweiten oder einem noch nähern Grade 
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verwandt ist. Hinsichtlich dieses Beistandes gelten die 
gleichm Vorschriften, welche für den Beistand einer Weibs. 
perfon, welche eine letzte Willensverordnung errichten 
w i l l , aufgestellt sind <z. 426). 

§. 474. 

Form. Sowohl die Heiraths- als die Eheverkommpisse müssen 
schriftlich abgefaßt, und die Urkunde von den vertrag-
schließenden Theilm und von denjenigen Personen, welche 
ihnen bei diesem Anlasse etwas zusichern, so wie auch von 
den ordentlichen oder außerordentlichen Beiständen, welche 
dabei verhandeln, unterschrieben werden. Wenn eine 
dieser Personen nicht schreiben kann, so soll die Urkunde, 
bei Folge der Ungültigkeit der Verhandlung dieser Person, 
durch einen beeidigten Schreiber unter Zuzug von zwei 
männlichen Zeugen abgefaßt werden. 

§. 476. 
Abänderung. Eheleute, welche eine. Heirathsverkommniß errichtet 

haben, können dieselbe mit gegenseitiger Einwilligung 
durch eine Eheverkomnmiß, und eine frühere Eheverlomm-
niß auf die gleiche Weise durch eine spätere abändern. 

§. 476. 

«luflösung. Sowohl eine Heiraths - als eine Eheverkommniß fällt 
dahin: wenn 

i . die Eheleute geschieden wurden; 
2. die Ehegatten die Heiraths- oder die Eheverkommniß 

aufheben oder abändern. 

•• §. 477. 

Zu der einfachen Aufhebung einer Heiraths- oder 
einer Eheverkommniß bedarf die Frau keines Beistandes, 
doch muß darüber eine Urkunde enichtet werden, die von 
deidm Ehegatten und zwei unoerwerflichen Zeugen zu unter-
schreibm, oder von einem beeidigten Schreiber abzufassen/ 
uud von ihm und von den Zeugen zu unterschreiben ist. 
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i / 4 7 8 . 

EjWjt den Aeltern gestattet, mit denjmigm Kiudem Erbverträge zwi. 
oder Kindeskindern, welche nicht mehr unter ihrer Gewalt ^ ^ t t a m t 

stehen, einen Austauf zu schließen, in Folge welches die 
Aeltern eines oder mehrere ihrer Kinder oder Kindes-
linder von dem Erbrechte auskaufm, das diesen auf ihre 
Verlassenschaft zusteht. . 

§. 479. 
„. Die Erbauskäufe sind nach den allgemeinen Regeln 

von dm Verträgen zu beurtheilm.. Jedoch kann einem 
Kinde oder Kindeskinde durch einen solchen Vertrag 
gAtigerweise nicht mehr zugesichert werden, als demselben 
durch eine letzte Willensverordnung hätte zugesichert werden 
können. Das ausgekaufte Kind oder Kmdeskind steht nach 
dem Ableben des Auskäufers gegen dritte Penonen in der 
gleichen. Verpachtung wie die übrigen Erben desselbm; 
gegenüber, seinen Wtterben aber kann es von diesm den 
Ersatz des Ganzen fordern, was es allfällig zu bezahlen 
angehalten wird. 

§. 480. 

Andere Erbsvetträge über noch nicht verfallme Erb- ****™s ®mi 

schaften als die vorbezeichneteu ( j§ . 463, 478) sind vccia*e' 
ungültig. 

Demzufolge kann eine noch nicht angefallme Erbschaft 
weder verkauft noch Verpfändet werden, ausgenommen mit 
besonderer Bewilligung des Kleinen Rathes, welche jedoch 
nur in Nochfällen ettheilt werden soll. 

Falls auch eine solche Bewilligung ertheilt wird, so 
erhält der Ankäufer oder Pfandinhaber kein anderes Recht, 
als M die FuMpfen des Erben einzutreten, falls letzterer 
die Erbschaft erlebt. 

10 
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Fünftes Kapitel. 

Von der Annahme und der Ausschlcsgung 
der Erbschaft.* 

§. 481. 
Freiheit. Niemand ist schuldig eine ihm angefallene Erbschaft 

anzunehmen. 
§. 482. 

ueberlegungs. Jeder, dem eine Erbschaft aus irgend einem RechtS-
m- * gmnde anfällt, hat während der Frist von vierzehn Tagen 

das Recht, ein amtliches Gütervcrzeichniß (beneficium 
invemarü) über die Verlassmschaft zu verlangen, um sich 
eine bestimmte Kenntniß deö Vermögens und der Schuldm 
des Erblassers zu verschaffen.. 

Hat der Erblasser eine letzte Willensverordnung hm-
terlassm, so fängt die Frist von dem Tage der Eröffnung 
derselben, hat er aber keine letzte Willensverordnung hin-
terlassm, von dem Tage seines Begräbnisses zu laufen an. 

§. 483. 

Verrichtung der Wenn die am Wohnotte des Erblassers anwesenden 
C Ä T gesetzlichen Erben der ersten und zweiten Klasse die Erb-

schaft nicht antreten wollen, so stehen sie in der besondern 
Verpflichtung, binnen der im vorhergehenden §. 482 
bestimmten Frist dieselbe auszuschlagen, oder ein amtliches 
Gütervcrzeichniß über die Verlaffenschaft zu verlangen. 
Die Ausschlagung der Erbschaft geschieht schriftlich bei 
dem Gerichtspräsidenten, in dessen Bezirke der Erblasser 
seinen Wohnsitz hatte. 

§. 484. 
Annahme der Die Annahme der Erbschaft geschieht ausdrücklich, 

wenn derjenige, welchem diese angefallen, sich erklärt, 
Erbe sein zu wollen, und stillschweigend, wenn er solche 
Handlungen vornimmt, die er nur in der Eigenschaft 
eines Erben rechtmäßig vornehmen darf. 

Erbschaft. 
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$. 486. 
Die UMerlaffuug von Seite der am Wohnorte des 

Erblassers anwefmdm Erben der ersten, und zweiten 
Klaffe, in der im §. 482 bestimmten Frist die Erbschaft 
förmlich auszuschlagen, oder ein amtliches Gütervcrzeichniß 
über die Verlassenschaft zu verlangen, ist als stiUfchwei-
gende Annahme der Erbschaft anszulegen. 

$. 436. 
Die Personen, welche unter vormundschaftlicher Ge-

walt stehm, müssen bei der Annahme oder Ausschlagung 
einer ihnen angefallenm Erbschaft durch den Vormund 
vertreten werden. 

- '§• 4 8 7 ' 
Würde ein Schuldner zum Nächtheil seiner Glaubt-

ger auf eine ihm anfallende Erbschaft Verzicht leisten 
wollen, so sind diese berechtiget, au seiner Stelle die Erb-
schaft oder das Vermächtniß anzunehmen. Sie können aber 
nicht mehr als den Betrag ihrer Forderungen daraus ziehen. 

- . §• 4 S 8 . ..'*>;••• 

Wenn die Erbm die ihnen angefallene Erbschaft 
während der im §. 482 bestimmten Frist weder annehmen, 
noch ein amtliches Güterverzeichuiß darüber begehreu, und 
der Fall des §. 484 nicht vorhanden ist, so können die 
Gläubiger des Erblassers bei dem Gerichtspräsidenten, in 
dessen Bezirk der Erblasser seineu Wohnsitz gehabt, darauf 
antragm, daß die Auftechnung über die Verlassenschaft 
gezogen und der Konkurs ausgeschrieben werde. 

Sechstes Kapitel. 
Von dem amtlichen Guterverzeichuifse. 

(Beneficium Inventarii.) 
§. 489. 

Wenn von mehrem Miterben einer daS amtliche Verlange«. 
Güterverzeichniß über die Verlassmschaft deS Erblassers 
verlangt, so müssen die übrigen beitrttm. 
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Veranstaltung. 

Massakurator. 

Uebernahme der 
Verlassenschaft. 

«Pfiichten des 
Kurators. 

§. 490. 
Die Erben, welche ein amtliches Güterverzeichniß 

über die Verlassmschaft des Erblassers, zu veranstalten 
gedenken/ sollen binnen der in dem §. 482 bestimmten 
Frist bei dem Gerichtspräsidenten, in dessen Bezirk der 
Erblasser seinen Wohnsitz gehabt, dafür nachsuchen, und 
demselben bescheinigen, daß die Verlassmschaft gehörig 
unter Siegel gelegt worden (§. 372). 

§. 491. 
Der Gerichtspräsident ernennt hierauf einen Massa-

kurator und ertheilt diesem dm Auftrag, mit Zuziehung 
des Gerichtsschreibers binnen einer Frist, welche der 
Präsident auf 30 oder 60 Tage festsetzt, das Güterver-
zeichniß zu Stande zu bringen, uud bis zu dem Auslaufe 
der Uebeplegungsfrist (§ . 606) sowohl die Verlassenschaft 
zu besorgen, als die Wittwe und diejenigen Kinder des 
Erblassers, deren Verpflegung ihm bei seinem Ableben 
obgelegen, aus derselben "anständig zu verpflegen. 

Als Massakurator kann auch ein Mitglied des Ge-
richts emannt werden, und findet sich keine andere taug-
liche Person zur Uebernahme bereit, so muß ein Mitglied 
des Gerichts die Stelle übernehmen. Der Massakurator 
erhält seine Entschädigung aus. der Erbsmasse. 

§. 492. 
S o wie der Massakurator seinen Auftrag erhalten 

hat, soll er sich mit dem Beamten, welcher die Siegel 
auf die Verlassmschaft gelegt, und dem Gcrichtsschreiber 
in die Wohnung des Erblassers verfügen, und sich von 
dem erstem, nach vorhergegangener Untersuchung der 
Beschaffenheit der Siegel, die Verlassenschaft übergeben 
lassen. 

.§' 493. 
Der Massakurator soll vor allen Dingen die Schrif-

ten des Erblassers durch den Gerichtsschreiber untersuchen, 
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und alle demselben zustehmdm Bermögmsstücke und For- In Betreff-. 
demngen in ein Verzeichnis bringen lassen. Die Erben *"* »"»*«*• 
haben daS Recht, dieser Untersuchung und der Aufnahme 
de« Verzeichnisses beizuwohnen. . ' , . \ - : 

§. 494. 
Der Werth jedes Vermögensstückes soll auf dem 

Verzeichnisse bemerkt und zu dem Ende diejenigm, welche 
nicht einen allgemein anettannten Werth haben, auf Ver-
anstaltung des Massakurators, geschätzt werden. 

§. 495. 
Der Vormund der Wittwe oder der Kinder des Erb-

lassers soll dem Massakurator für diejenigen Effekten, 
welche seine Anvertrauten im Gebrauche haben, einen 
Empfastgschein ausstellcu. Alle übrigen Beweglichkeiten 
des Erblassers, die leicht verabwaudelt werden können, 
sollen nach ihrer Aufzeichnung in sichere Berwahrung 
gebracht, und von dem Massakurator unter das Siegel 
der GerichtSkanzlei gelegt werden. 
' ' '•'"•.,' ' §..' 496. . 

Der Massakurator ist befugt, mit Einwilligung der 
vermuthlichen Erben und Ermächtigung des Gerichtsprä-
sidcnten, sowohl die zur Massa gehörende Fahrhabe, deren 
Aufbewahrung Kosten oder Schaden vemrsachen könnte, 
öffentlich versteigern zu lassen, als Anstalten zu treffen, 
daß das Gewerbe des Erblassers auf eine'für die Gläu-
bigcr desselben ungefährliche Weise fortgesetzt werde, wenn 
eine Unterbrechung desselben der Verlassenschaft zum Nach-
theile gereichen könnte. 

§• 497. 

Der Massaverwalter soll ebenfalls gleich nach der b. der Schulden. 
Uebernahme der Verlassenschaft die nöthigen Anstauen 
treffen, um eine vollständige Kenntniß der Schulden uud 
der Bürgschaftsverpstichtungen des Erblassers zu erhalten, 



150 

und zu dem Ende sowohl» ans dm öffentlichen Büchem ein 
Verzeichnis der Schuldpoftm, für welche die zu der Maffa 
gehörmden Grundstücke verhaftet sind, durch den Gerichts-
schreiber. ausziehen lassen, und dasselbe zu den Akten 
legen, als eine Ediktalladung au die Ansprecher des Erb-
lassers nachsuchen. 

§. 498. 

Ediktalladung. Durch W Ediktalladung sollen alle diejenigen, welche 
aus irgend einem Grunde eine Anfordemug au dem Erb-
lasser zu haben vermeinen, so wie auch die, gegen welche 
der Erblasser in Bürgschaftsverpfiichmngen gestanden, auf-
geforden werden, ihre Anforderungm an denselben binnen 
der von dem Gerichtspräsidmten zu der Veranstaltung des 
Güterverzeichnisses bestimmten Frist (§. 491) schriftlich in 
die GerichtSkanzlei einzugebm, mit der Anzeige, daß die 
Unterlassung, dieser Aufforderung zu eutsprechm, als eine 
Verzichtleiftung auf ihr Recht ausgelegt werde. 

§. 499. 
Die Ediktalladung ist durch das Kantonsblatt, und 

wo zu vermuthen ist, daß auswärtige Gläubiger vorhan-
den, durch einige auswättige öffentliche Blätter bekannt 
zu machen. 

§. 600. 

Wenn der Gerichtsschreiber bei Durchgehung der 
Schriften des Erblassers oder der öffentlichen Bücher 
Anzeigen einer Anfordemug gefunden, die nach Ablauf 
der Hälfte her augesetzten Frist von der Bekanntmachung 
der Ediktalladung zu zählen, nicht eingegeben worden, so 
soll er dem Ansprecher durch einen Br ief anzeigen, daß 
sich aus dm Schriften des Erblassers abnehmen lasse, er 
sei mit ihm in Geschäften gestanden, und daß über die 
Verlassmschaft desselben ein amtliches Gütewerzeichuiß 
ausgeschrieben sei. 
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i 501. 
Ein Ansprecher/ welcher dieser Vorsorgen ungeachtet 

unterläßt, seine fahrende Ansprache in der in der Ediktal-
ladung bestimmten Nothfrist förmlich in die Gerichtskanz-
lei einzugeben/wird angesehen, ans dieselbe Verzicht 
gethan zu haben. 

§. 602. 

Die Gerichtskanzlei ist schuldig, jedem Ansprecher 
auf sein Verlangm die von ihm gemachte Eingabe seiner 
Aufforderung zu bescheinigen. Die Beschemigungstosten 
sind von -der Verlassenschaft zu bezahlm. 

§. 603. 

Will ein Ansprecher, der seine Ansprache während 
der in der Ediktalladung bestimmten Frist nicht eingegeben, 
seine Ansprache später noch geltend machen, so muß er 
binnen der Frist eines Jahres, von der Bekanntmachung 
der Ediktalladung durch das Kantonsblatt an zu rechnen, 
bescheinigen, daß ihm die Ediktalladung entweder gar 
nicht, oder erst so spät bekanzit geworden, daß es ihm 
unmöglich gewesen sei, dieselbe zu befolgen. I n diesem 
Falle kann er aber seine Ansprache blos in so weit gegen 
die Erben geltend macheu, als sie durch die Annahme der 
Erbschaft reicher sind, und muß'sich zufriedm stellen, 
wenn sie vorziehen, chm die Erbschaft abzmretm. 

§. 604. 

Wenn erst nach Abhaltung eines amtlichen Güter-
Verzeichnisses Jemand entdeckt, daß ihm eine Ansprache 
an der Verlassenschaft zustehe, was er früher nicht wissen 
konnte, so kann er binnen der Frist eines Jahres von 
der Entdeckung an, seine Ansprache noch geltend machen. 
Aber auch in diesem Falle sind die Erbm blos insoweit 
zu zahlen schuldig, als sie durch die Annahme der Erb-
fchaft reicher sind. 
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§. 505. 

Rechtsftillstand. Von dem Zeitpunkte hinweg, wo das amtliche Güter-
Verzeichnis bewilligt worden, bis zu demjenigen, wo die 
Erbschaft, angetreten oder der Geldstag erkennt wird, hat 
keme Bttreibuug gegen die Verlassenschaft statt. I n 
Rechtsstreitigkeiten, die während des Lebens des Erblassers 
anhängig gemacht worden, genießt die Verlassenschaft 
während dieser Frist einm Rechtsstillstand. 

§. 606. 
ueberlegungs. Nach dem Auslaufe der zu der Aufnahme des Güter-
rnfK Verzeichnisses bestimmten Frist ist den Erben eine Frist 

von vierzehn Tagen gestattet, um während derselben zu 
überlegen, ob sie die Erbschaft annehmen oder ausschlagen 
wollen. 

Diese Frist kann in außerordentMen Fällen vom 
Gerichtspräsidenten auf weitere 14 Tage erstreckt werden. 

Die Ausschlagung der Erbschaft muß schriftlich 
geschehen, und dem Gerichtspräsidenten, welcher die Auf-
nähme deS Güterverzeichnisses bewilligt hat, von den Erben 
eingereicht werden. 

§. 608. 

Unterlassen die Erbm während der ihnen gestatteten 
Ueberlegungsftist (§• 506) die Erbschaft auszuschlagen, so 
ist dieses als eine wirkliche Antretung derselben auszulegen. 

§. 509. 
Schlagen alle Erben die Erbschaft aus, so soll der 

Gerichtspräsident den GGstag erkmnen. 

Siebentes Kapitel. 
Von den Erbsthei lungen. 

§. 610. 
uebcrhauvt. Eine Erbstheilung kann ptivat oder HMtlich vor 

sich gehen. 
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§. 511. 
Es muß Mtlich getheilt werden in folgendm Fällen: Amtliche Erhs. 

wenn 
1. ein Miterbe es begehrt;. 
Z. Minderjährige, Bevogtete ^oder Weibspersonen Erben 

sind; 
3. LandeSabwestnde, Heren Anfenlhftlt unbekannt ist, 

unter den Erben sich befinden. 
§. 612. 

Die amtliche Theilung erfolgt durch den Präsidenten 
des Gemeinderathes mit Zuzug des Gemeinderathsschrei-
bcrs oder eines andern den Erben beliebigen Schreibers. 

Alle einzelnen Erbsvcrhandlungen müssen vom Ge-
meinderathspräsidenten und dem Schreiber unterzeichnet, 
so wie die schließliche Erbstheilung in ein Protokoll ein-
getragen werden. 

§. 613. 
Bei der Theilung sollen die fahrenden Schulden von Berechnung der 

dem fahrenden (beweglichen) und die liegenden Schulden ^*" 1 ^ 
von dem liegmden (unbeweglichen) Guthaben abgezogen 
werden. 

§. 614. 
Jeder Erbe ist befugt, bei der Theilung zu vertan-

gen, daß die Schulden der Erbschaft sofort aus dem Ver-
mögen derselben getilgt, oder doch solche Maßnahmen 
getroffen werden, daß der Miterbe für seine solidarische 
Verbindlichkeit (§. 383) gegen die Erbschaftsgläubiger keine 
Gefahr laufe. 

$. 616. 
Gemeinschaftliche Urkunden und Familienschriften, Urkunden und 

über deren Aufbewahrung der Erblasser nichts verfügt s™*™«** 
hat, kann derjenige Miterbe zur Hand nehmen, welchen 
die übrigen bezeichnen. Sollten sich die Erben hierüber 
nicht verständigen können, so bestimmt die Theilungsbe-
Horde denjenigen, der die Schriften bewahren soll. 
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§. 516. 
Gewährleistung. Die Miterben sind verbundm, .sich für die Schuld-

schritten und Gülten, welche ihnen in der Theilung zu-
fallen, bis zur Verfallenszeit oder ersten Ausdienung derfel-
bm, und falls die Schuldschriften keinen Zahlungstermin 
enthalten, während der Dauer eines Jahres, von der 
Beendigung der Theilung an gerechnet, gegenseitig Ge-
währ zu leisten. 
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Zweites HauptsücK des Süchenrechts. 

Von den persönlichen Rechten. 

Erster T i te l . 
Von den Verträgen überhaupt. 

§. 617. 

... Die Erklärung einem Indern etwas zu geben, zu Vertrag. 
Wnsten desselben etwas zu thun, oder zu unterlassen, Begriff. 
heißt ein Versprechen. Wird das Versprechen von 
demjenigen angenommen, dem es gemacht worden, so ent­
steht aus der gegmseitigm Einwilligung ein Ve r t rag . 

§. 618. 

Ein Vertrag, in Folge welches der eine Theil ver- Einteilung. 
spricht und der andere annimmt ohne hinwieder etwas zu 
versprechen, ist ein w o h l t h ä t i g e r oder einseitiger, und 
ein anderer, in Folge welches beide Theile gegenseitig 
versprechen und annehmen, ein beläst igender oder 
zweiseitiger Vertrag. 

V 519. 
Personen, welchen der Gebrauch der Vernunft fehlt, Erfordernisse. 

sind unfähig Versprechen zu machen oder anzunehmen. -$$*£'**' 
Personen, welche dm Gebrauch der Vemunft habm, aber 
nicht eigenen Rechts sind < §. 14), könnm Verforechm 
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gültig annehmen, aber sich nicht ohne Mitwirkung der-
jenigen, unter deren Schutze sie stehen, durch Verträge 
verpflichten (§§. 76, H4/ 146), die Fälle vorbehalten, 
in welchen ihnen diese Fähigkeit ausdrücklich ertheilt ist 
(§§. 76, 176, 178, 179). 

§. 620. 

2. Einwilligung. Die Einwilligung ist die wesentliche Bedingung eines 
Vertragest Die vertragschließenden Theile müssm ihren 
Willen in dem Zustande der Besonnenheit und der Willens-
freiheit erklärt haben, und die Annahme muß in allen 
Stücken mit dem Verbrechen übereinstimmen. 

§. 621. 

Hindernisse der. Hat ein Theil den andern rechtswidriger Weise durch 
Zwang veranlaßt seine Einwilligung zu einem Vertrage 
zu geben, so entsteht für dm letztem keine Verbindlichkeit. 

§, 522. 

Wenn ein Theil von dem andern durch falsche An-
gaben irre geführt worden und der Irrthum die Haupt-
fache oder eine wesentliche Beschaffmheit derselben betrifft, 
worauf die Absicht vorzüglich gerichtet war, so entsteht 
für den Irregeführten keine Verbindlichkeit. 

§. 523. 

Betrifft der Irrthum weder die Hauptsache noch eine 
wesentliche Beschaffenheit derselben, sondern einen Neben-
umstand, so bleibt der Vertrag, insofern beide Theile in 
den Hauptgegenstand eingewiMget, und dm Nebenumstand 
nicht als vorzügliche Absicht erklärt haben, in Kraft: 
allein der Irregeführte kann von dem Veranlasser seines 
Irrthums eine angemessene Entschädigung fordern. 

§. 524. 

Unterläuft bei einem Vertrage ein. Irrthum, der nicht 
durch falsche Angaben oder Betrug ist veranlaßt worden, 

selben. 
2. Zwang. 

d. Betrug. 

c Irr thum. 
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so hängt es ebenfalls von der Beschaffenheit des Irrthums 
ab, ob und wie weit nach den in den vorhergehendm 
Artikeln aufgestellten Grundsätzen dzr. Vertrag verbindlich 
sei oder nicht. 

§. 526. 
Ist Jemand durch eigenes Verseheu in den Irrthum 

gerathen und der Mitkontrahent hat von dem Irrthum 
nichts gewußt, so ist der Irrende zum Ersätze des durch 
seine Schuld entstandenen Schadens verpflichtet. 

§. 626. 

Derjenige, welcher einen andern rechtswidriger Weise 
durch Zwang oder durch Betrug bestimmt hat, einen Ver-
trag zu schließen, ist verpflichtet diesem volle Genug-
thuung zu leisten. 

§. 627. 

Jede Sache, die nicht dem Verkehr entzogen ist, Ĝegenstand. 
uud jede mögliche und erlaubte Leistung/ Zulassung oder 
Unterlassung kann der Gegenstand eines Vertrages fein, 
sofern das Gesetz nicht ausdrücklich einen Vertrag verbietet. 

§. 628. 

Außer den an den gehörigen Orten verbotenen Ver-
trägen, begründen die Wettm und das Spiel keine recht-
liche Verbindlichkeit, dergestalt, daß eine von daher ruh-
rende Schuld nicht eingeklagt werden kann. Hingegen 
sind die Leibrenten, die Versicherungs- und .die Versor-
gungsverträgc, insoweit die Rechte dritter Personen da-
durch nicht beemträchtiget. werden, erlaubt. Diese Ver-
träge sind nach den Gmudsätzen zu bmrtheilen, die von 
den Verträgen überhaupt und Don der Vertragsart insbe-
sondere gelten, welcher sie am nächsten kommen. 

§. 529. 

Wird der Gegenstand, worüber ein Vertrag geschlossen 
worden, vor dessen Uebergabe dem Verkehre entzogen, so 
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ist es eben so viel/ als wenn man den Vertrag nicht ge-
schloffen hätte. 

§. 530. 
4. Form. Ein Vertrag kann mündlich oder schriftlich, mit oder 

ohne Zeugen errichtet werden. Diese Verschiedenheit der 
Form macht außer den im Gesetze bestimmten Fällen in 
Ansehung der Verbindlichkeit keinen Unterschied. 

§. 531. 
Haben sich die Parteien ausdrücklich zu einem fchrift-

lichen Vertrage verabredet oder ist ein solcher durch das 
Gesetz vorgeschrieben, so wird er vor der Unterschrift der 
Parteien nicht für geschlossen augesehen. 

§. 632. 

Is t zwar noch nicht die förmliche Urkunde, aber doch 
ein Aufsatz über die Hauptpunkte errichtet, und von den 
Parteien unterfertigt worden/ so begründet auch schon ein 
solcher Aufsatz diejenigen Rechte und Verbindlichkeiten, 
welche darin ausgedrückt sind. 

§. 533. 

Wer des Schreibens unkundig oder wegen körper-
lichen Gebrechen zu schreiben unfähig ist, muß zwei Zeu-
gen, deren einer dessen Namen unterfertigt, beiziehen und 
sein Handzeichen beirücken. 

§. 634. 

Bei schriftlichm Verträgen ist auf Verabredungen 
keine Rücksicht zu nehmen, welche vor oder während der 
Abfassung der Urkunde zwischen dm vertragschließenden 
Theilen stattgefunden habm mögen, wenn dieselben nicht 
in die Urkunde aufgenommen werden. 

§. 636. 

Solidarität. Haben mehrere Personen zugleich sich einem Dritten 
in einem uud demselben Vertrage verpflichtet, so ist, sofeme 
nicht das Gegentheil aus dem Vertrage erhellt, auzuueh^ 
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mm, daß Einer für Alle und Alle für Einen (solidarisch) 
dem Berechtigten fiir die Erfüllung haften. 

§. 636. 

Wollen die mehrem Verpflichteten aus dem gemein-
schaftlich geschlossenen Vertrage solchergestalt nicht ver-
haftet sein, so müssen ste sich im Vertrage erklären. 

§. 637. 
Fehlt die Bestimmung in dem Vertrage, was und 

wie viel ein jeder der Verpflichteten beitragen soll, und 
es ist gleichwohl aus dem Vertrage klar, daß die mehrern 
Verpflichteten nicht solidarisch haften sollen, so ist die Art 
und das Maaß des von jedem zu leistenden Beitrags nach 
dem Zwecke seiner Theilnehmung an der übernommenen 
Verbindlichkeit, so wie derselbe aus der Namr des Ge-
schäfts und feiner persönlichen Stellung sich ergiebt, zu 
bmrtheilen. 

i 538. 
Kann auch auf diese Weife die Art und das Maaß 

der Verpflichtung nicht ausgemittelt werden, so ist anzu-
nehmen, daß die sämmtlich Verpflichteten dem Berechtig-
tm zu gleichen Theilen verhaftet sind. 

§. 539. 
Wo eine untheilbare Sache von Mehrern geleistet 

werden muß, haften die Mitpstichtigen immerhin solidarisch. 

§. 540. 
Wenn Mehrere/ in Folge einer gesetzlichen oder ver-

tragsmäßigeu Bestimmung solidarisch verpflichtet sind, so 
kaun jeder derselben für das Ganze belangt werden. So-
bald aber einer der Mitschuldner dem Gläubiger das 
Ganze entrichtet hat, darf dieser von dm übrigen Mit-
schuldNM nichts mehr fordern. 
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§. 541. 
Ein Solidarverpsttchteter kann die Verbindlichkeit 

seiner Mithaften durch einseitige Verhandlungen mit dem 
Berechtigten, in Folge welcher er sich lästigern Bedin-
gungen unterwirft, als die sind, unter denen die Ver-
pstichtung ursprünglich eingegangen worden, nicht vergrö-
ßeru. Hinwieder kommt die Nachsicht oder Befreiung, 
welche ein Mitschuldner für seine Person erhält, den übn-
gen nicht zu stattm. 

§. 642. 
Hat ein Solidarmitverpfiichtettr den Berechtigten 

ganz befriediget, so ist er berechtiget von den übrigen Ver-
pflichteten den Ersatz, nach Abzug des ihm selbst treffen-
den Theils zu fordern, und zwar, wenn kein anderes 
Verhältniß unter ihnen besteht, zu gleichen Theilen. Ist 
einer aus ihnen unfähig sich zu verpflichten oder ist er 
unvermögend seiner Verpflichtung Genüge zu leisten, so 
muß ein solcher ausfallender Antheil ebenfalls von allen 
Mitperpflichteteu übernommm werden. Die erhaltme Be-
freinng-eines Mltverpfiichteten kmm den übrigen bei der 
Forderung des Ersatzes nicht nachteilig sein (§. 641). ... 

Der Solidarmitverpstichtete hat auch das Recht, 
sobald er für das Ganze rechtlich belangt wird, feine 
Mitverpfiichteten für Erlegung ihrer Beiträge ebenfalls zu 
belangen, welche aber dieselben hinter Recht legen können, 
bis der Erstere sich ausgewiesen fyats daß er die Zahlung 
dem Ansprecher geleistet. 

§. 643. 

Hat sich Jemand in einem Vertrage mehrern Per-
souen zugleich verpflichtet, so kann jeder Mitberechtigte 
in der Regel nur den ihm treffenden Antheil fordern. 

Betrifft es eine untheilbare Sache, so ist der Schuld-
uer dieselbe einem einzelnen Mitgläubiger ohne Sicher-
stellun'g herauszugeben nicht verpflichtet; er kann auf eine 
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Uebereintuuft aller Mitgläubiger dringen, oder die gericht-
liche Verwahmng der Sache begehren. 

§. 644. 
Hat einer mehrern Personen ebendasselbe Ganze 

zugesagt/ und sind sie berechtiget worden, es in Solidum 
oder zur ungetheilten Hand fordem zu können, so muß 
der Schuldner das Ganze demjenigen dieser Gläubiger 
entrichten, der ihn zuerst dämm angeht. 

§. 545. 
Sobald ein Solidarmitgläubiger von dem Schulduer 

ganz beftiediget worden ist, haben an diesem die übrigen 
Mitgläubiger keinen Anspruch mehr. 

§. 646. 
Verträge unter Bedingungen, welche ganz Unverstand- Nebenbei»». 

lich, unmöglich oder unerlaubt sind/ sind ungültig. "Beengung. 

§. 547. 
Verträge müssen zu der Zeit, au dem Orte und auf *,. Zeit und o«. 

die Art erfüllt werden, wie es zwischen den vertragschlie-
ßeudcu Theilen verabredet worden. 

§. 548. 

Haben die vertragschließenden Theile keine Ueberein-
kunft über die Zeit der Erfüllung des Vertrages getroffen, 
so kann der Berechtigte die Erfüllung sogleich verlangen: 
haben sie sich aber darüber vereinigt, so muß der Berech-
tigte den Eintritt des Zeitpunktes (Verfalltag) abwarten/ 
ehe er die Erfüllung verlangen kann: die Fälle vorbehal-
ten, wo das Gesetz anders verfügt. 

Ist im Vertrag ein Zeitpunkt der Erfüllung festge-
fetzt, aber ist dieses in unbestimmten, undeutlichen oder 
zweifelhaften Ausdrücken geschehen, so bestimmt der Rich-
ter den Zeitpunkt, wobei er auf die wahrscheinliche Ab-
sicht der Parteien bei dem Geschäfte, auf dm Zweck, 

i i 
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wozu der, dem etwas geleistet werden soll/ sich solches 
anbedungen hat, und auf die,übrigen bei Schließung deS 
Vertrages obgewalteten Umstände Rücksicht nehmen wird. 

§. 549. 
Ergiebt sich der O r t , wo der Vertrag erfüllt werden 

soll, weder aus den Worten, noch aus der Nawr oder 
aus dem Zwecke des Vertrages/ so sind bewegliche Sachen 
da zu übergeben, wo das Versprechen gemacht worden, 
und Handlungen da zu vollbringen, wo der Verpflichtete 
zu der Zeit des Versprechens seinen Wohnsitz gehabt. Un-
bewegliche Sachen müssen an dem Orte übergebm werden, 
wo sie gelegen sind, und Geldzahlungen sind bei dem 
Wohnsitze des Berechtigten zu leisten, es sei *><mn, er 
habe denselben seit der Begründung der Schuld außerhalb 
den Kanton verlegt. 

§. 550. 
Daraufgcld. Das Daraufgeld / welches bei Abschließung eines Ver-

träges gegeben w i r d , ist außer dem Falle einer besondern 
Verabredung, nur als ein Zeichen der Abschließung oder 
als eine Sicherstellung für die Erfüllung des Vertrags zu 
betrachten. Wi rd der Vertrag durch Schuld einer Partei 
nicht erfüllt/ so kann die schuldlose Partei das von ihr 
empfangene Daraufgeld behalten/ oder den doppelten Be-
trag des von ihr empfangenen Daraufgeldcs zurückfordern. 
W i l l sie sich, aber damit'nicht begnügen/ so kann sie auf 
die Erfül lung, oder wenn diese nicht mehr möglich ist, 
auf Ersatz dringen. 

§. 551. 
Reugeld. Wenn ein Daraufgeld gegeben und zugleich die Be-

fugniß des Rücktrittes ohne Bestimmung eines besondern 
Reugeldes bedungen w i r d , fo vertritt das Daraufgeld die 
Stelle des Reugeldes. I m Falle des Rücktrittes verliert 
also der Geber das Reugeld oder der Empfänger stellt 
das Doppelte zurück. 
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H. 652. 
Die Worte eines Vertrages M m in dem Sinne Auslegung. 

ausgelegt werden, den sie nach ihrer eigenthümlichen Be-
deumng haben, wenn es sich nicht aus dem Vertrage selbst 
ergiebt, daß die vertragschließenden Theile denselben einen 
andern Sinn beigelegt. I m Zweifelsfalle ist der. Vertrag 
so auszulegen, daß die aus. demselben erhellende Absicht 
der vettragschließenden Theile erreicht werde, und die ein-
zelnen Bestimmungen des Vertrages mit dem Ganzen im 
Einklänge bleiben. Zweideutigen Worten muß der Sinn 
beigelegt werden, welcher für denjenigen günstiger ist, dem 
sie eine Verpfiichmng auflegen. 

§. 663. 
Em rechtliches Geschäft ist nach seiner wirklichen Be-

schaffenheit und, nicht nach der Form oder dem Namen zu 
beuttheilen/ Heren sich diejenigen, die zu feiner Vollbring-
ung mitgewirkt, aus Irrthum oder deßwegen bedient, um 
die wahre Beschaffenheit des Geschäfts zu verbergen. 

§." "554. 
Der vertragschließende Theil, welcher den andern zu Crmuu»̂  

der Erfüllung eines belästigenden Vertrages anhalten will, 
muß den Vertrag von seiner Seite bereits erfüllt haben, 
oder sich bereit zeigen, denselben zu erfüllen; es sei denn, 
er habe nach der Natur, oder nach einer ausdrücklichen 
Bestimmung des Vertrags feine Verpflichtung erst später 
zu erfüllen. 

§. 566. 

Die Nichterfüllung des Vertrags von Seite deß einen 
Theils, giebt dem andern kein Recht von dem Vertrage 
zurückzutreten, wenn es sich nicht aus der Natur, oder 
aus einer Ausdrücklichen Vestimmuug des Vertrages ergiebt, 
daß die Zeit/ der Or t , oder die Weife der Erfüllung 
eine wesentliche Vcrtragbediugung gewesen, oder ihn das 
Gesetz zu dem Zurücktritte esmächtMt. I n jedem Falle 
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haftet der säumige Theil für den Schaden, den er dem 
andem durch seine Säumnng vemrfacht. 

§. 566. 
Gewähr. Derjenige/ welcher zufolge eines belästigenden Ge­

schäftes einem Andem eine Sache zu übertragen hat, 
muß diesem dafür Gewähr leisten; i ) daß er die Sache 
nach der Natur des Geschäfts, oder der ausdrücklichen 
Bestimmung des Vertrages behalten und benutzen dürfe; 
2) daß die Sache diejenigen Eigenschaften habe, welche 
bei Sachen dieser Art stillschweigend vorausgesetzt werden, 
oder die er ihr in dem Vertrag ausdrücklich beigelegt; 
3) daß die Sache mit keinen verborgenen Mängeln behaf-
tet fei, welche sie zu dem ordentlichen Gebrauche untüch-
tig machen, und 4) daß dritte Personen nicht dingliche 
Rechte gegen ihn geltend machen können, die zu der Zeit 
der Uebergabe der Sache bereits auf derselben gehaftet/ 
und die ihm in dem Vertrage nicht angezeigt worden. 

§. 567. 

Der Uebergeber einer'Sache haftet für die äugen-
fälligen Mängel derselben nur in dem Falle, wenn er 
den Uebemehmem die Abwesenheit derselbm ausdrücklich 
zugesichert. 

§. 668. 

Zeigen sich an dem Vertragsgegenstande Gewähr-
Mängel, die von dem Gewährsmanne nicht gehoben werden 
können, so hat der Uebernehmer die W a h l , die Aufhebung 
des Vertrages, oder den Ersatz des Schadens zu verlan-
gen, der ihm durch diese Mängel verursacht wird/ lassen 
sich hingegen die Gewährmängel heben, so hat der Ueber-
nehmer nur das Recht den Gewährsmann zu der Hebung 
derselben, und in jedem Falle zu dem Ersätze des Scha-
dens anzuhalten, der für ihn daraus entstanden ist, daß 
ihm der Vertragsgegenstand nicht so übergeben worden, 
wie er ihm hätte übergeben werden sollen. 
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j . 559. 

Wenn der Ueberuehmer der Sache wegm eines nicht 
zu hebendm Gewährmaugels, der sich au derfelbm erzeigt, 
auf die Aufhebung des Vertrages klagen wi l l , so muß er 
binnen der Frist eines Jahres den Streit anheben, die 
von dem Zeitpunkte zu laufen anfängt, wo ihm der Ge-
währmangel zuverläßig bekannt geworden. 

§. 560. 

I n Betreff der Gewährpflicht für die Mängel des 
Viehs verfügt ein besonderes Gesetz. 

§. 561. 
Hat bei belästigenden Verträgen ein Theil nicht ein- uebertruf über 

mal die Hälfte dessen/ was er dem andern gegeben, von Ut*m** 
diesem erhalten, so hat er, während sechs Monaten, vom 
Abschlüsse des Vertrages an zu rechnen, /das Recht, die 
Aufhebung deö Geschäfts zu fordern. Dem andern Theile 
steht es aber frei, das Geschäft dadurch aufrecht zu erhal-
ten, daß er den Abgang bis zu dem gemeium Werthe zu 
ersetzen bereit ist. 

§. 562. 

Dieses Rechtsmittel sind et nicht statt: 
a.wenn Jemand ausdrücklich darauf Verzicht gethan; 
b. wenn Jemand erklärt hat, die Sache aus befon-

derer Vorliebe um einen außerordentlichen Preis 
zu übernehmen; 

c wenn Jemand, obgleich ihm der wahre Werth einer 
Sache bekannt ist, in Folge besonderer Verhält-
nisse dieselbe in theurerem Preise übernimmt; 

d. wenn aus dem Verhältnisse der vertragschließenden 
Personen zu entnehmen ist, daß der Veräußerer 
dieselbe Sache theilweise schenken wollte; 

e. wenn die Sache amtlich versteigen worden ist. 
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j . 563. 
Verzicht auf Allgemeine, unbestimmte Verzichtleqiungen auf Ein-
Einwendungen, ^ y ^ ^ g ^ s e g c t l die Gültigkeit, eines Vertrages sind ohne 

Wirkung. 

Zweiter Titel. 
Von den besondern Vertragsarten. 

Erstes Kapitel. 
Von dem Schentuugsvertrage. 

§• 664. 
Vegnff. Das rechtliche Geschäft, in Folge welches sich Jemand 

verpflichtet, einem Andern eine Sache unentgeldlich zu 
übertragen, heißt ein Schenkungsvertrag, und wenn 
die Sache sogleich dem Andern unentgeldlich übergeben 
wird, eine Schenkung von Hand zu Hand. 

z. 665. 
Maap. Dupch Schenkungsverträge soll Niemand über mehr 

verfügen, als er durch eine letzte Willensverordnuyg zu 
verfügen berechtigt ist. (§. 428.) 

§~ 666. 
Schenkungsverträge, durch welche ein Schenker über 

mehr verfügt, als er zu verfügen berechtigt ist, können 
nur in so weit rechtlich geltend gemacht werden, als der 
Betrag der Schenkung feine Befugniß nicht übersteigt. 
Bereits vollzogme Schenkungen dürfen dessen ungeachtet 
nicht zurückgefordert, sie können aber dem Beschenkten, 
wenn er ein Erbe des Schenkers ist/ bei der Theilung in 
soweit auf seinen Erbtheil angerechnet werden, als der 
Schenker dabei seine Befugniß überschritten. 

Wenn eine Person macht nnd 
sie dabei ihre.Befugniß überschritten hat/ so sind bei 
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der Berechnung, inwieweit die,.Schenkungen gültig sind/ 
vor allem die bereits vollzogmm Schenkungsverträge in 
Anschlag zu bringen, und hinsichtlich der unvollzogenen 
geht jeweilen die ältere Schenkung der jungem vor., 

;. z. 568, 
Ein belästigender Vertrag/ in Folge welches eine 

Person, die Kinder hinterläßt/ einem derselben eine Sache 
für weniger als zwei Dritttheile ihres Werthes zusichert/ 
ist insoweit als eine Schenkung ^auf Abschlag des künftigen 
Erbtheils dieses Kindes anzusehen, als der dafür entrich-
ttte oder versprochene Gegenwerth sich nicht auf zwei 
Dritttheile des Werths der überlassenen Sache beläuft. 

§. 669. 

Ein noch nicht vollzogener Scheukuugsvertrag wird Aufhebung. 
durch den GeldStag (Konkurs) des Schenkers aufgehoben. 

§. 670. 
Ein Schenkungsvertrag, der nicht sogleich durch die Form. 

Uebergabe der geschenkten Sache vollzogen w i rd , begrün-
der nur in dem Falle ein Klagrecht für den Beschenkten, 
wenn eine Urkunde darüber errichret worden, welche den 
Beweis des Schenkungsversprechens und der Annahme 
desselben von Seite der Beschenkten enthält. Wird die 
Schenkung erst nach dem Tode des Schenkers fäl l ig, so 
muß die Urkunde, durch welche sie zu beweisen ist, mit 
dm gleichen Förmlichkeiten versehen sein, wie eine letzte 
Willenövcrordnung; wobei jedoch die Schenkungen vorbe-
halten sind, die in Heirachs- oder Eheverkommnissm ge-
wacht werden. 

§. 571, 
Die Schmkungeu von Todes wegen sind einseitige Schenkungen von 

Willenserklämngm/ und als solche nach den Gruudsätzm ^deswegen. 
zu bmrcheilen, welche in diesem Gesetzbuche, über die Ver-
mächtnisse festgesetzt sind. 
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Zweites Kapitel. 

Von dem Aufbewahrungsvertrage. 
§• 572. 

Begriff. Wenn Jemand eine fremde Sache in feine Obsorge 
übemimmt, so entsteht ein Aufbewahrungsver t rag-

(Depositum.) 

§• 673. 

Verpflichtungen Der Aufbewahrer ist verpflichtet, die ihm anvertraute 
llrttlZl» Sache sorgfältig zu bewahren;, er haftet für den Schaden, 

' welchen dieselbe aus seinem Verschulden erleidet, und ist 
gehalten, sie dem Uebergeber auf die erste Aufforderung 
in dem gleichen Zustande, in welchem sie ihm übergeben, 
oder in den sie während der Aufbewahrung durch unver-
schuldete Zufälle versetzt worden, mit allem Zuwachse 
wieder zuzustellm. Er hat kein Recht/ die Zurückgabe 
der Sache, die er zur Aufbewahrung übernommen, dem 
Uebergeber aus irgend einem andern Gmnde, als auf 
einen Befehl des Richters, zu verweigern. 

Jedoch ist er berechtigt zu fordem, daß vor der 
Zurückgabe der Deponent ihm dasjenige leiste, was der­
selbe ihm nach dm Bestimmuttgm des nachfolgenden §. 576 
allfällig zu leisten hat. 

§. 674. 

Hat sich der Aufbewahrer verpflichtet, die übernom-
mene Sache während einer bestimmtm Zeit zn verwahrm, 
oder ergiebt sich diese Zeit aus der Namr des Geschäftes / 
so ist er nur in dem Falle berechtiget, den Uebergeber 
vor dem Ablaufe derselben zu der Zurücknahme der Sachm 
aufzufordern, wenn er durch unvorgesehene Ereignisse in 
die Unmöglichkeit verfetzt wird, die Sache länger mit 
Sicherheit, oder, insofem er die Aufbewahmn^. derselbm 
unmtgeldlich übernommen, sie ohne eigenen Schaden auf-
zubewahren. 
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. . }. 575. 

Hat der Aufbewahrer von der ihm anvertrauten 
Sache, ohne Erlaubniß des Uebergebers, Gebrauch gemacht, 
sie ohne Noth einem Andem anvertraut oder die Zurück-
erstattung verzögert, so muß er auch für dm Schaden 
haften, den die Sache aus einem Zufalle erleidet, fofem 
er nicht zeigen kann, daß der Zufall die Sache auch ohne 
dieß betroffen haben würde. 

§. 676. 
Derjenige, welcher eine Sache zur Aufbewahmng Verpflichtungen 

übergicbt, ist verpflichtet: l ) dem Aufbewahrer den Scha- M™^'1* 
den zu ersetzen, der demselben aus seinem, des Ueber-
gebers, Verschuldm entsteht, und ihm den nothwendigen 
Aufwand zu vergütm, den er auf die Sache verwendet 
($. 230); 2) die zu der Aufbewahmng übergebene Sache, 
wenn keine Zeit für die Dauer der Aufbewahrung bestimmt 
worden, auf die erste Aufforderung von Seite des Auf-
bewahrers/ und wenn eine Zeit dafür bestimmt worden, 
oder sich diese aus dem Zwecke des Geschäftes ergiebt, 
nach dem Ablaufe dieser Zeit, oder nach dem Eintritte 
des Ereignisses zurückzunehmen, welches dm Aufbewahrer 
verhindert die Sache länger zu behalten, und 3) dem 
Aufbewahrer die Belohnung auszurichten, die er ihm ver-
fprochen haben mag, oder die derselbe in Folge ftines 
Berufes fordern kann.. 

§. 677. 
Wird eine in Anfpmch genommene Sache von den Sequester. 

streitenden Parteien, oder vom Gerichte Imiaudm in Ver-
wahmng gegeben, so heißt der Verwahrer Sequester. 
Die Rechte und Verbindlichkeitm de* Sequesters werden 
nach den hier festgefetztm Grundsätzen beurtheilt. 

§. 578. 
Wirthe, Schiffer,und Fuhrleute haften für Sachen, Verpflichtung der 

die von aufgenommenen Reisenden oh« gls Fracht ihnen ^m^f* 
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selbst oder ihren Dienstleuten übergeben worden sind, 
gleich einem Verwahrer (Depositar). 

Drittes Kapitel. 
Von dem Leihvertrage. 

§. 579. 

Begriff. Wenn Jemanden eine nicht verbrauchbare Sache zu 
einem bestimmten Zwecke oder auf eine bestimmte Zeit 
zum unentgeldlichen Gebrauche übergeben wird, so entsteht 
ein L e i h v e r t r a g (Eommodatum). 

§. 580. 

Rechtsverhältnis Der Verleiher soll die Sache dem Eutlehner während 
der Paziszenten. ^ Zeitraumes überlassen, für welchen er sie ihm über-

geben, oder der zu ^euz. Gebrauche erforderlich ist, zu 
welchem er sie ihm übergeben. 

; §. 681. 
Der Entlehner, "dem eine Sache zu einem bestimmtm 

Gebrauche übergeben worden, soll nicht zögern, diesen 
Gebrauch davon zu machen und die Sache nach Vollendung 
desselbm, oder nach Ablauf der Zeit, für welche sie ihm 
zum Gebrauch übergeben worden, dem Verleiher in dem 
gleichen Zustande wieder zurückzugeben, in welchem er sie 
von ihm übernommen, oder in den sie während des Ver-
tragsverhältnisses durch unverschuldete Zufälle versetzt wor-
den. Er hat kein Recht, die Zurückgabe der zum Ge-
brauche übernommenen Sache dem Verleiher aus irgend 
emem Gmude zu verweigeru oder sie aufzuschieben. Er 
kaun aber die Sache, vor dem Ablaufe der bestimmtm 
Zeit zurückgeben, wenn nicht die frühere Zurückgabe dem 
Verleiher beschwerlich fallm sollte. 

§. 682. 

Der Eutlehner haftet für jeden Schaden, welchen 
die entlehnte Sache aus sewem Verschulden erleidet. 
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Jedoch ist er für die Verschlechterung der Sache, welche 
dieselbe durch den bloß ordnungsmäßigen Gebrauch, für 
welchen sie geliehen worden, erleidet, nicht verantwortlich. 

§. 683. 

" Wenn der Entlchner die Sache zu einem andern Ge-
brauche verwendet, als zu demjenigen, zu welchem sie ihm 
übergeben worden, den Gebrauch derselben eigenmächtig 
Andern gestattet, oder sich bei der Zurückgabe einer Säum-
niß'schuldig macht, so ist er dem Verleiher dafür veraut-
wortlich, und haftet selbst für den Zufall: es sei denn, 
er könne beweisen, daß der Zufall die Sache auch ohne 
dieß betroffen haben würde. 

§. 534. 

Die Kosten, welche mit dem ordmtlichm Gebrauche 
der Sache verbunden sind, hat der Entlehuer zu bestreiten: 
für den außerordentlichen Aufwand kann er von dem Per-
leiher Ersatz fordern. 

§. 685. 

Ist bei der Überlassung einer Sache zum Gebrauche Vergünstigung 
> ^ A - -, . . •- . . , ~ <- v „ f -,• . (Prakarlum.) 

weder der Zweck noch die Zeit des Gebrauches bestimmt 
worden, so ist dieses als eine bloße Vergünstigung anzu-
sehen, die der Vergünstiget willkürlich aufheben kann. 

Viertes Kapitel. 
Von dem D a r l e h e n . 

§. 586. 

Wenn Jemand einem Andern verbrauchbare Sachen Begnff. 
unter, der Bedingung übergiebt, daß er zwar willkürlich 
darüber, als sein Eigenthum verfügm könne, aber nach 
einer gewissm Zeit ihm gleichviel Sachen von gleicher Art 
und von gleicher Güte wieder erstatten soll, so ist em 
Dar lehen (niumnm) vorhanden. 
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i 587. 

Versaust. Qüfati i>u verttagsthlteßenden Theile einm Vei#ö8-

vor dem Eintr i t te desfelbm zu der Wiedererstattung deS 
Darlehens anhalten, ist aber kein Verfallstag bestimmt 
worden, so kann der Gläubiger M e Forderung jeder 
Zeit austellm, und der Schntdner das DatleheN zn jeder 
Zeit wieder erstatten. 

§ , 5 3 8 , " 
Arten des Dar. E i n Darlche» wird entweder, i n Geld, oder in studeru 
lebens. verbrauchbarest S a c h m , und zwar ohne oder gegm Z in f t« 

gegeben. 
§. 589. 

Aenderung des Wenn Ui einem Gelddarlehen bedungen worden, daß 
Münzfußes. dasstwe tn dm gleichen Münzforten zNrückerstattet werden 

soll) i N ' M so ist die Zahlung 
mDef tn Müuzsortm zu leisten, falls sie am Verfallstage 
noch - im Umlaufe sind. Sind diese Münzforten nicht 
mehr im Umlaufe, oder ist unterdessen der innere Werth 
(Metallwerth) derselben verändert worden, so muß der 
Schuldner den innern Werth, die die empfangmen Sorten 
zur Zeit der Eingehung des Darlehens gehabt, wieder 
erstatten, ist hingegen nur der äußere Werth der Münz-
forten verändert (durch das Gesetz höher oder niederer 
bestimmt worden), so muß der Schuldner so viel Stücke 
zurückgeben, als er empfangen. 

§. 690. 
Darlehen anderer E in Darlehen, das nicht in Geld sondern in ver-
Sachen, als Geld, brauchbaren Sachen anderer Ar t gemacht worden, muß 

von dem Schuldner an dem Verfalltage mit ebenso viel 
Sachm von gleicher A r t und von gleicher Gü te , als er 
empfangen, zurückgegebm werden, ohne Hinsicht auf Ver-
ändemng, die sich in dem Marktpreise dieser Sachen wäh-
rend der Dauer des Darlehens zugetragm. 
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i 591. 
Wenn der Schuldner, der in dem Scheine, welchen 

er über ein Darlehen ausgestellt, den Empfang von baarem 
Gelde als Verpstichtungsgmnd angegeben, nachher beweisen 
kann, daß ihm der Gläubiger anstatt des baaren Geldes 
andere. Effekten gegeben, so befreit er sich durch die Zu-
röckgabe der empfangenen Effekten, und wenn es verbrauch-
bare Sachen sind, durch.Wiedererstattung von gleichviel 
Sachm'voü Micher Art und von gleicher Güte von feiner 
Verbindlichkeit. 

§. 592. 

: . Zum vollständigen Beweise des Inhalts einer Schuld- Veweis des Dar. 
~ leliens 

verfchreibung, falls derselbe bestrittm iv^rden sollte, genügt 
die bloße Unterschrift des Ausilellers nicht, sondern die 
Verfchreibung muß von demselben eigenhändig geschrieben 
und unterschrieben sein, oder wenigstens muß er uebst 
seiner Unterschrift p gut für . . . " hingeschrieben und dabei 
den Betrag der Schuld in Buchstaben ausgedrückt haben. 

§, 693. 
Eine Schuld ist nur dann zinstragend, wenn sie Zinsen. 

durch das Gesetz dafür erkläre worden, oder der Schuld-
uer sich zu der Bezahlung von Zinsen verpflichtet hat. 
Eine Schuld wird ferner zinstragend vom Augenblicke an, 
wo sich der Schuldner mit der Zahlung im Verzug befindet. 

§. 694. 
Unter Zins wird alles verstanden, was sich der Gläu-

biger in Betreff der Menge, der Art oder der Güte mehr 
bedingt/ als er «gegeben, oder was er von dem Schuldner 
in Hinsicht auf die Schuld mehr annimmt, als was er 
von demselben empfangen. 

§. 595. 
Von einer Schuld soll in der Regel nie ein größerer 

Zins als fünf von Einhundert für das Jahr ausbedungm, 
oder bezogen werden. Wenn das Gesetz eine Schuld zins-
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tragend erklärt oder der Schuldner einen Zins versprochen 
hat, ohne das Maaß desselben zu bestiMVen, so ist eben-
falls der Zinsfuß von fünf von Einhundert für das Jahr 
anzunehmen. 

§. 696. 

' Ausnahmsweise haben Handelsleute und Fabrikanten 
das Recht, unter sich für aus ihren Handelsgeschäften ent-
spmngene Forderungen einen Zins bis auf sechs von Ein-
hundert für daö Jahr zu verlangen. 

§. 697. 

Alles, was der Gläubiger sich von dem Schuldner 
in Hinsicht auf die Schuld unter irgend einer Benennung 
mehr ausbedingt oder annimmt als den w den zwei 
vorhergehenden Artikeln erlaubten Zins ist als Wucherzins 
anzusehen. Der Vorbehalt des Wucherzinses ist ungültig, 
und der bezogene Wncherzins soll von dem Gläubiger dem 
Schuldner zurückgegeben werden. 

§. 593. 

Die Zinsen sind bei Rückzahlung des Kapitals, oder 
wenn der Vertrag auf mehrere Jahre geschlossen und in 
demselben wegen Bezahlung der Zinsen nichts ausgemacht 
wordm, jährlich abzuführen. Vorhinein dürfen sie nicht 
abgezogen werden. 

§. 699. 

Zinsen von Zinsen dürfen nicht genommen werden, 
doch können, zweijährige oder noch ältere Zinsrückstände 
mittels Uebereinlommen als ein neues Kapital verschrieben 
werden. 

§. 600. 

Übertretungen der hinsichtlich der Zinsen aufgcstell-
ten Vorschriften werden als Wucher bestraft. 



17S 

Fünftes Kapitel. 

Von der Bevollmächtigung und von der 
Geschäftsführung ohne Auftrag. 

§. 601. 
Der Vertrag, wodurch Jemand auf den Auftrag eines Begriff. 

Andern an feiner Stelle ein Geschäft zu besorgen über-
nimmt, heißt Bevol lmächt igungsvert rag. 

§, 602. 
Dieser Vertrag ist ein belästigender, wenn der Voll-

machtgeber dem Bevollmächtigten eine Belohnung verspro-
chen, oder seine Vollmacht einer Person übertragen hat, 
die in Folge ihres Berufes die Geschäfte Anderer gegen 
Bezahlung besorgt. 

§. 603. 

Die Vollmacht ist entweder eine besondere (Spezial) Voumackr; 
Vollmacht für ein oder mehrere Geschäfte oder eine allge- f^Zlu' ""' 
meine (General) Vollmacht für alle Geschäfte des Voll-
machtgebers. 

§. 604. 
Eine Vollmacht, welche blos in allgemeinen Aus-

drücken abgefaßt ist/ giebt nur das Recht zu der ordent-
lichen Fühmng eines Geschäftes oder zu der Verwaltung 
der Sachen des Vollmachtgebers. Eine weiter gehende 
Dispositionsbefugniß des Bevollmächtigten muß in der 
Vollmacht ausgedrückt fein. 

§. 606. • 

Der Bevollmächtigte darf feine Vollmacht einem 
Andern übertragen/ für dessen Handlungen er jedoch dem 
Vollmachtgeber verantwortlich bleibt, wenn ihm dieser 
nicht ausdrücklich das Recht dazu ertheilt hat, in welchem 
Falle er nur für das Verschulden verantwortlich ist, das 
ihm in der Wahl der Person zur Last fällt. 
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t. 606. 
Durch die Handlungen, welche der Bevollmächtigte 

innerhalb der Grenzen der Vollmacht vornimmt, kann er 
dem Vollmachtgeber gegen dritte Personen Rechte erwer-
beu, und ihn gegen dritte Personen verbindlich machen. 
D ie geheimem Aufträge, welche der Vollmachtgeber dem 
Bevollmächtigten neben der Vollmacht ertheilt , .begründen 
blos ein Rechtsverhältniß zwischen diesen beiden, und haben 
auf die Geschäfte keinen Einfluß, welche der Bevollmäch-
tigte in Folge seiner Vollmacht mit Andern verhandelt,' 
denm diese geheimen Aufträge nicht bekannt worden. 

i 607. 
oes Beuoumacu. Der Bevollmächtigte soll das übemommene Geschäft 
tigten. ' emsig und redlich besorgen. I s t er em Geschäftsmann^ 

so haftet er überdieß noch dafür , daß er die erforderlichen 
Kenntnisse besitze, um das übernommene Geschäft auf eine 
ordentliche Weise zu führen. Der Bevollmächtigte ist für 
den Schaden verantwortlich, welchen der Vollmachtgeber 
durch sein Verschulden erleidet. 

§. 608. 

Der Bevollmächtigte ist gleichfalls verpflichtet, dem 
Vollmachtgeber allen aus dem Geschäfte entspringenden 
Nutzen zu überlassen, ihm auf sein Verlangen zu jeder 
Zeit über die Lage des Geschäftes Auskunft zu geben, ihn 
von den Schri f ten, die sich auf dasselbe bezichen, Einsicht 
nehmen zu lassen, und demselben endlich Alles herauszu-
geben, was ihm nach Abzug seiner aus dem Geschäfte 
entsprungenen Gegenforderungen herausgebührt. 

§. 609. 

Der Vollmachtgeber ist verpflichtet, dem Bevollmäch-
tigten auf fein Verlangen die zu der Besorgung des Ge-
fchäfts nothtvendigen Vorschüsse zu machen; die Hand-
luugen zu vertreten, welche derselbe innerhalb der Grenzen 

Wirkung der 
Vollmacht Dril» 
tcn gegenüber. 

Verpflichtungen 
des Vollmacht« 
get«ers. 
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der Vollmacht vollbracht; dem Bevollmächtigten/ selbst bei 
fehlgeschlagmem Erfolge, dm uothwmdigm uud nützlichen 
Aufwand zu : ersetzen, den er des Geschäftes wegm ge-
macht; ihm dm Schaden zu vergüten, der ihm aus seinem, 
des Vollmachtgebers, Verschulden entstanden ist, oder mit 
der Besorgung des Geschäftes verbundm war; und end-
lich dem Bevollmächtigten dasjenige zu bezahlen, was er 
ihm für die Geschäftsführung versprochen, oder was der-
selbe nach seinem Stande oder Bemfe zu fordern hat. 

Mehrere Vollmachtgeber haften dem Bevollmächtig-
ten solidarisch. 

§. 610. 
Die Vollmacht wird aufgelöst: i ) durch den Zoij Auflösung der 

oder durch den Verlust des Zustandes des eigenen Rechtes *0Umad,r' 
des Vollmachtgebers, oder des Bevollmächtigten: 2) durch 
den Widerruf des Vollmachtgebers; 3) durch die Auftün-
digung des Bevollmächtigten, und 4) durch die Beendigung 
des Geschäftes, für welches sie ertheilt worden. 

§. 611. 

Wird die Vollmacht aus einem der Gründe aufge-
hoben, die unter den Nummem l und 3 des vorhergehen-
den Paragraphes enthalten sind/ so soll der Bevollmäch-
tigte oder sein Stellvertreter die Geschäfte, deren Besor-
gung keinen Aufschub leidet, noch so lange besorgen, bis 
der Vollmachtgeber oder sein Rechsvettreter selbst dafür 
Sorge tragen können. Der Bevollmächtigte/ der die über-
nommene Vollmacht vor der Beendigung des wirtlich an-
gehobenen Geschäftes ohne erhebliche Gründe aufkündigt, 
ist dem Vollmachtgeber für den Schaden verantwortlich, 
der ihm daraus entsteht. 

§. 612. 

Alles, was der Bevollmächtigte nach der Auflösung 
der Vollmacht in Folge derselben mit Personen verhan-
delr, die seine Eigenschaft gekannt, aber keine Kunde von 

12 
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der Auflösung der Vollmacht erhaltm haben, ist sowohl 
für sie, als für den Vollmachtgeber verbindlich: doch 
bleibt diesem das Recht vorbehalten, dm Bevollmächtige 
für den Ersatz des Schadens zu belangen, welcher ihm 
aus den Verhandlungen entsteht/ in die sich dieser einge-
lassen, nachdem ihm die Auflösung der Volllnacht bereits 
kund geworden. 

§. 613, 

Vermuthliche Der Geschäftsführer und die Angestellten von Han-
Vollmacht. helsleuten und Gewerbslemen sind in Hinsicht der Ge-

fchäfte, deren Besorgung ihre Geschäftsherren ihnen an-
vertrauen, als die Bevollmächtigten derselben anzusehen. 
Diese Bestimmung ist jedoch ans gemeine Dienstboten 
nicht auszudehnen. 

§. 614. 
Geschäftsfüh. Derjmige, welcher ohne Auftrag das Geschäft eines 
run̂ g ohne Auf' ^nittn besorgt, um einen Schaden, der diesem wahr-

scheinlicher Weise bevorsteht, von ihm abzuwenden, den 
derselbe wegen Entfernung oder aus andern Gründen nicht 
selbst von sich abwenden kann, übernimmt die Verpstich-
tuugen eines Bevollmächtigten, und tritt insoweit in die 
Rechte desselben ein, als er den Ersatz deS Aufwandes, 
den das Gericht als zweckmäßig uud in guter Absicht ver-
wendet, anerkennt, von^dew Eigenthümer der Sache ver-
langm kaun, für welche er diesen Aufwand gemacht hat , 
wenn gleich ohne sein Verschulden seine Absicht nicht 
erreicht wird. 

§. 615. 

Wer für einen Andern einen Aufwand macht, zu 
welchem dieser nach der Bestimmung des Gesetzes selbst 
verpflichtet gewesen, hat das Recht, von ihm Ersatz zu 
fordem. 
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§. 616. 

Derjenige, dessen Sachen in einem. Nothfalle Preis 
gegeben worden, um großem Schaden dadurch abzuwen-
dm, hat das Recht, alle die, welche daraus Vortheil 
gezogm, zum verhälmißmäßigen Ersätze anzuhalten. 

Sechstes Kapitel. 
Von dem Kaufvertrag. 

§. 617, 
Der Vertrag, durch welchen Jemand einem Andern Begriff.--

eine Sache um einen bestimmten Preis zur willkürlichen 
Verfügung überläßt, ist ein Kaufver t rag . 

§, 618. 

Der Preis muß bestimmt, oder durch Mi t te l , über «preis. 
welche die vertragschließenden Theile einverstanden sind, 
bestimmbar sein, und in Geld bestehen. 

§. 619. 
Wird eine Sache gegen eine andere Sache veräußert, Tausch. 

so heißt der Vertrag ein Tausch. Die Bestimmungen 
über den Kaufvertrag sind auch auf den Tausch anzu-
wenden. 

§. 620. 

Der Verkäufer ist verpflichtet, dem Käufer den Kauf- Vervfiichrungen 
gegenständ mit seinen Zubehörden zu der bestimmten Zeit, des Vertäufers. 
oder wenn in dem Vertrage keine Zeit bestimmt worden, 
auf die erste Aufforderung zu feiner willkürlichen Ver-
fügung zu übergeben. Geht der Kaufgegenstand vor der 
Uebergabe desselben durch Zufall zu Grund oder wird er 
durch einen Zufall bedeutend beschädiget/ so fallt in dem 
erstem Falle der Vertrag dabin und in dem letztern hat 
der Käufer das Recht/ von dem Vertrage zurückzutreten. 
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§. 621. 

Der Käufer ist verpflichtet, den Kaufgegenstaud an 
die Hand zu nehmen, dessen Uebergabe ihm der Verkäufer 
zu der bestimmten Z e i t , , oder, wenn i n dem Vertrage 
keine Zeit bestimmt worden, nachdem der Vert rag zur 
Vollständigkeit gelangt ist, i n dem- gehörigen Zustande an-
bietet, und dem Verkäufer den Kaufpreis baar zu bezah-
l e n , es fei denn, daß hierüber etwas Anderes verabredet 
worden. 

§• 622. 

Schadensersatz Der jmige T h e i l , welcher die Verpfl ichtung, die er 
w'g'de^Ver"' durch den Vertrag übernommen, nicht er f t i l l t , haftet dem 
Pachtungen. andern fü r den S c h a d m , der ihm daraus entsteht. 

§. 623. 

Von Lieg«. Kaufvetträge über unbewegliche Sachen (Liegenschaf-
R 3 d ^ " ' " ' ttn) müssen schriftlich abgefaßt werden. 
2. Form. ^ 6 2 4 , 

b. Pfandrecht. Der Verkäufer einer Liegenschaft hat für den Betrag 
der ausstehenden Kaufszahlungen ein Pfandrecht auf dem 
verkauften Grundstücke (siehe Gesetz über die Hypothekar-
instmmente). 

§. 626. 

Der Verkäufer einer Liegenschaft ist schuldig, dem 
Käufer alle auf derselben haftenden Dienstbarkeiten oder 
Beschwerden und die darauf haftenden Pfandrechte spezisi-
z i r t anzugeben. 

W i r d eine solche Beschwerde oder Pfandrecht ver-
schwiegen, so haften dieselben dennoch auf der Sache, aber 
der Käufer kann den Verkäufer um Ersatz belangen. 

I s t derselbe nicht im Stande , Ersatz zu leisten, so 
taun der Käufer auf Aufhebung des Kaufes klagen. 

Vervfilchtungn» 
des Käufers. 

c. Angabe der 
D len stb arteilen 
und Beschwerden. 
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§. 626. 

Wenn eine Liegenschaft uuter Angabe eines bestimm- <L Gewähr des 
ten Maßes verkauft wird, so haftet der Verkäufer für das ****• 
Vorhandensein dieses Maßes. Wird das Maß nur bei-
läufig (ungefähr, zirka) angegeben, so leistet der Verkäu-
fer keine Gewähr, ausgenommen, es hätte derselbe den 
Käufer absichtlich getäuscht. 

§. 627. 
Der Verkäufer ist gehalten, dem Käufer alle auf die ".uebergabe der 

Rechtsamen der verkauften Liegenschaften bezüglichen, in 
seinen Handen liegenden, Urkunden zu übergeben. 

Urkunden. 

§. 628. 
Für Vieh oder anderes bewegliches Gu t , welches Von Käufen »», 

gegen baare Bezahlung verkauft w i rd , bleibt dasselbe, bewegliches Gm. 
wenn es der Käufer zur Hand nahm, ohne die Zahlung 
zu leisten, vierzehn Tage Pfand für die Kaufsumme, und 
der Verkäufer kann während dieser Zeit darauf, oder 
wenn die Sache bereits veräußert fein sollte, auf den 
Kaufschilling, wenn dieser noch aussteht, greifen. 

Das gleiche Recht steht dem Verkäufer zu, wenn er 
nicht gegen baare Bezahlung, sondern auf Termine ver-
kauft, und dann inner vierzehn Tagen, von der Uebergabe 
der Sache an , ein Aufrechnungsbefehl auf den Käufer 
gelöst wird. 

§. 629. 
Wenn der Käufer einer beweglichen Sache in den Fortsetzung. 

Besitz derselben von dem Verkäufer gesetzt w i rd , so wird 
vermuthet, dieselbe sei bezahlt, falls der Verkäufer nicht 
durch ein gesetzliches Beweismittel darthut, daß er den 
Kaufpreis noch zu fordern habe. 

§. 630. 

Pferde und V ieh , welche bei Iemaudm zur Hirmng Fortsetzung. 
an die Füttemng gestellt werden, haften dem Eigenthümer 
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des Futters für den bedungeneu Kaufpreis als Pfand. 
GoMe derjmige, welcher dergestalt Futter gekauft, das an 
die Hirtuug gestellte Vieh ohn Wissen und Willm des 
Eigenthümers des Futters wegnehmen; so kann Letzterer 
auf das entführte Vieh, wo er es findet/ greifen; jedoch 
muß dieses binnen vierzehn Tagen, nachdem er von dem 
hinterlistigen Wegziehen Kenntniß erhalten hat, geschehen. 
Ist das Vieh inzwischen verkauft worden, so kann der 
Futtereigenthümer auf den Kaufpreis, sofern derselbe nicht 
schon erlegt worden ist/- greifm, und sich daraus bezahlt 
machen. 

Siebentes Kapitel. 
Von dem Besiandvertrage. 

§, 631. 

Begriff. Der Vertrag, in Folge welches Jemand einem An-
dem den Gebrauch einer nicht verbrauchbaren Sache gegen 
einen bestimmten Zins überläßt, ist ein Best and ver t rag . 
Der Bestand heißt eine Mie the, wenn ein Gebäude, ein 
Haus, eine Wohnung oder eine bewegliche Sache; und 
ein Pacht, wenn ein GrundiUick/ das zum Landbau 

- dient, oder die Ausübung eines Rechts der Gegmstand 
desselben ist. 

§. 632. 

Uebersteigt der Jahrzins, den der Besteher verspricht, 
die Summe von einhundert Franken, so muß der Vertrag 
schriftlich abgefaßt werden. Haben es die Betheiligten 
unterlassen, über dm von ihnen geschlossenen Bestandver-
trag eine Urkunde zu errichten, aber denselben gleichwohl 
durch die Uebergabe der Bestandsache vollzogm, so soll der 
Streit, der zwischen ihnen über den Belauf des Zinses 
entsteht, wenn dieser Belauf flicht durch frühere Empfang-
scheine bewiesen werden kann, nach einem Befinden von 
Sachverständigm, durch das Gericht entschiedm werten. 
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l 633. 

Der Besteher ist nicht berechtigt, die ihm überlassene umerbestaud. 
Sache in Uuterbeftand zu geben, oder sein Recht auf « " " » w * 
einen Andem zu übertragen, wenn ihm dieses nicht von 
dem Bestandgeber gestattet, oder es sich aus der Ramr 
der Sache ergiebt, daß dieselbe dazu in Bestand gegeben 
worden. 

§.' 634. 

Der Bestandgeber ist verpflichtet, dem Besteher den Verpflichtungen 
Vertragsgegenstand in einem Zustande zu übergeben, in 3^*?™* ' 
welchem er zu dem Gebrauche geeignet ist, zu dem er 
übergeben werden soll, und denselben während der Dauer 
des Bestandes in seinen Kosten wieder in den gehörigen 
Zustand setzen zu lassen, wenn er durch Zufälle oder durch 
Alter verschlimmert worden. 

§. 636. 

Der Besteher ist verpflichtet, die Bestandfache, auf Verpflichtungen 
die allenfalls durch den Vertrag bestimmte, oder auf die M ******** 
ihrer Natur gemäße Weise zu gebrauchen, sie während 
der Dauer des Bestandes als ein ordentlicher Hauswirth 
zu besorgen, den Bestandgeber von den Anmaßungen zu 
benachrichtigen/ die sich dritte Personen auf die Bestand-
fache erlauben/ den versprochenen Zins zur bestimmten Zeit 
zu entrichten, die unmittelbar auf der Sache haftenden 
dinglichen Lasten^ insoweit sie ihm in dem Vertrage über-
buuden worden, zu tragen, und nach geendigtem Bestand 
dem Bestaudgeber die Bestandsache in dem Zustande, in 
welchem er sie übernommen oder in welchen sie während 
des Bestandes durch unverschuldete Zufälle versetzt worden, 
und wenn sie ein Gmndstück ist, das angebaut zurückge-
geben werden soll, in dem der Iahrzeit gemäßen Zlnbaue 
zurückzugeben. 
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§. 636. 

Zwo. Außer dem Falle einer besondern Verabredung ist 
der Zins, wenn eine Sache auf ein oder mehrere Jahre 
in Bestand genommen wird, am Ende ^ines jeden IahreS , 
bei einer kürzern Bestandzeit hingegen nach Verlauf der-
selben zu entrichten. 

§. 637. 

Sicherung des Zur Sicherstellung des Miethzinses hat der Vermie-
3uJseè> ther eines Gebäudes das Pfandrecht auf die eingebrachte 

vorsindliche Fahrniß, welche dem Miether oder Unter-
Miether gehört, oder ihm von Andern anvertraut worden, 
mit alleiniger Ausnahme desjenigen, was einem 5^and-
werker oder Gewerbsmann von Andern zur Verarbeitung 
oder in Folge seines Gewertes zur Austewahmug über-
geben worden. Der Untermiether haftet nur nach Maß 
feines.Miethzinses, doch ohne die Einwendung einer dem 
Hauptmiether gemachten Zahlung entgegensetzen zu können. 

Auf gleiche Weise steht dem Vermiether eines Ladens 
daö Pfandrecht auf die im Laden vorfindlichen Waaren zu. 

§. 638. 

Das gleiche Recht, welches in dem vorhergehenden 
Artikel dem Vermiether eines Gebäudes zu der Sicher-
heit seiner Ziusforderung auf die in demselben befindliche 
Fahrnis, die dem Miether oder Untermiether angehört, 
oder ihm von Andern anvenraut wird, ertheilt wird, hat 
auch der Verpächter eines GmndstückeS für feine Zms-
fprdemng auf die auf dem Grundstücke befindliche Fahr-
niß und die darauf gewachsenen Früchte. Jedoch soll der 
Verpächter zunächst auf diese Früchte, und erst wenn diese 
nicht zureichen, auf die übrige Fahrniß greifen. 

§. 639. 

DaS in dm'zwei vochergehmden Artikeln eingeräumte 
Pfandrecht ist jedoch auf den laufenden und einen verfal-
lenen Iahreszins beschränkt. 
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j . '640. 
I m Falle der MiethSmann oder Pachter die Mieth-

oder Pachtsache, ohne den Zins zu bezahlen/ verlassen uud 
seine Fahrniß ohne Wissen und Willen des Bestaudgebers 
wegnehmen (wegfiöckm) sollte / so.hat Letzterer daS Recht, 
auf die Fahrniß, wo er sie vorfindet, zu greifen, doch 
muß dieses binnen vierzehn Tagen, nachdem er von dem 
hinterlistigen Wegziehen Kenntniß erhalten hat, geschehen. 

Ist die Fahrniß inzwischen verkauft worden, so kann 
der Bestandgeber auf den Kaufpreis, sofern derselbe nicht 
schon ausbezahlt wordm ist, greifen und sich daraus be-
zahlt machen. 

§. 64*. 

Wird dem Miether durch einen Zufall ein Theil des Zmaue. 
Vortheils entzogen, dm ihm die gemiethete Sache gewäh-
ren sollte, so kann er eine Herabsetzung des Zinses in 
dem Maße verlangen, daß derselbe mit dem genossenen , 
Bortheile in Verhältniß komme. 

§, 642. 

Wird dem Pächter eines Landgutes durch einen außer-
ordentlichen Zufall, wie Hagelschlag, Überschwemmung 
u. s. w. ein beträchtlicher Theil der Nutzung desselben 
entzogen, ehe sie von dem Boden getrennt worden, so 
kann er einen verhältnißmäßigen Nachlaß an dem Pacht-
zinse verlangen. 

§. 643. 
Der Pachter/ welcher in Folge des vorhergehenden 

Paragraphes oder aus einer in dem Vertrag enthaltenen 
Bestimmung eine Herabsetzung des Zinses verlangen will, 
muß itxv Verpächter mit Befördemng von dem Zufalle 
benachrichtigen, der dm Schaden, verursacht, und vereint 
mit ihm, oder, wenn er sich nicht binnen acht und vier-
zig Stunden einfindet, nachdem die Nachricht an. ihn 
abgegangen, einseitig bei dem Gerichtspräsidenten auf die 
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Veranstaltung einer gerichtlichen Schätzung des Schadens 
antragen. D ie Unterlassung des Pachters, diese Anzeige 
oder die Vorkehmng zu der Veranstaltung des Augen-
stheius uud der Schätzung zu macheu, ist als eine Ver-
zichtleistung auf die Entschädigung auszulegen, wenn er 
keine erheblichen Gründe zu seiner Entschuldigung anzu-
führen hat. 

§, 644. 

Auflosung des Der Bestandvemag hört au f , wenn der Gegenstand 
Bestandvertrags, ^ s f t f b m nicht mehr geeignet ist , den Vor thei l zu gewäh-
1. Untergang der ' t „ ' „ . ' „ . \. . . 
Sache. ren , indessen Genuß er in Bestand gegeben worden, oder 

wenn er zu Grunde geht. Gewährt der Gegenstand nur 
zum Theil nicht mchr d m V o r t h e i l , den er gewähren 
sollte, oder ist derselbe nur zum Thei l zu Gmnde gegan-
g m / so hat der Besteher die Wah l auf die Verhältniß-
mäßige Herabsetzung des Zinses, oder auf die Aufhebung 
des Vertrages anzutragen: in dem einen und in dem an-
dem dieser Fälle ist jedoch derjenige T h e i l , der die Ver-
schlimmerung oder den Untergang der Sache durch sein 
Verschulden veranlaßt, verbunden, dem Andern den Scha-
den zu ersetzen, den er deswegen erleidet. I s t aber die 
Verschlimmerung oder der Untergang der Sache durch 
einen Zufal l veranlaßt worden, so hat kein Thei l den an-
dem zu eutschädigm. 

i 646. 
Wenn für die Dauer des Bestandvertrages eine Zei t 

ausdrücklich oder aber stillfchweigmd durch die erklärte oder 
aus d m Umstäuden hervorleuchtende Absicht des Bestandueh-
mcrs festgesetzt worden ist, so hört derselbe mit dem Ab-
laufe der Zeit au f : bleiben die Kontrahenten aber dessen 
ungeachtet in dem Vertragsverhältnisse, ohne eine ume 
Verabredung zu tref fen, so ist dieses als eine stillschwei-
gmde Emmernng des Vertrags anzusehen. 

2. Ablauf der 
Zeit. 
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j . 646, 
Die stillschweigende Erneuerung eines PachtS erstreckt 

sich auf em Jahr; diejenige einer Miethe, welche auf ein 
oder mehrere Jahre eingegangen worden, ebmfalls auf 
ein Jahr; ist die Miethe auf kürzere Zeit eingegangen 
worden, auf die in dem Vertrage bestimmte Zeit. 

§. 647. 
Ist in dem Vertrage keine bestimmte Zeit für die Aufkündigung. 

Dauer des Bestandes festgesetzt worden) so hat jeder Theil 
das Recht, dem andern den Vertrag folgendermaßen auf-
zukündigen: 

i . Den Pacht eines Landguts, ein halbes Jahr vor 
dem Auslaufe des Pachtjahres. 

2. Die Miethe eines Hanfes oder einer Wohnung, drei 
Monate vor dem Zeitpunkte, wo nach dem Orts-
gehrauche die Hausmiethen sn-und auszugehen 
pflegen. 

3. Die Miethe einer Werkstätte/ eines Magazins, einer 
Stallung, eines Kellers oder eines Ladens, drei 
Monate ehe der Besteher die gemiethete Sache ver-
lassen will oder soll. 

4. Die Miethe einzelner Zimmer, einen Monat ehe der 
Besteher dieselben verlassen will oder soll. 

6. Die Miethe einer beweglichen Sache, acht und vier-
zig Stundm ehe die Sache zurückgegeben werden 
will oder soll. 

§. 648. 

Wenn aus den Umständen und der bekanntm Absicht 
des Miethers deutlich erhellt, daß derselbe den Gebrauch 
der gemietheten Sache nur auf so lange, bis diese hin-
länglich bestimmte Absicht erreicht sein werde, habe über-
nehmen wollen, so kann er sofort, nach Erreichung dieser 
Absicht, die Sache ohne Aufkündigung zurückgeben. 
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J. 649. 
Der Bestandnehmer ist berechtigt, auch vor dem AuS-

laufe der Bestandzeit von dem Vertrage sofort abzugehen: 
i . wenn die Bestandsache ihrer mangelhaften Beschaf-

fenheit wegen nicht mehr geeignet ist, den natur-
gemäßen, oder den in dem Vertrage vorbehaltenen 
Vonheil zu gewähren; 

2. wenn ihm der Gebrauch eines beträchtlichen Theiles 
der Bestaudfache durch einen Zufall auf längere 
Zeit entzogen wird, und 

3. wenn der Bestandgeber, der an ihn ergangenen Auf-
forderung ungeachtet, die Bestandsache nicht im 
brauchbaren Stande erhält. 

§. 660. 
Der Pächter eines Landgutes und der Miether einer 

unbeweglichen Sache kann den Bestand vor Ablauf der 
Zeit aufkündigen (^.647), wenn er den Bestandgeber ent-
schädigt. Der Pächter hat einen ganzen und der Miether 
einen halben Iahreszins als Entschädigung zu leisten. 

§. 661. 
Der Bestandgeber kann seinerseits die frühere Auf-

Hebung des Vertrages sofort fordern: 
1. wenn der Besteher die Bestandsache auf eine dem 

Vertrage, oder ihrer Natur nicht gemäße, nach-
theilige Weise gebraucht; 

2. wenn derselbe die Bestaudfache ohne seine Einwil-
ligung in Unterbestand giebt; 

3. wenn er den verfallenen Zins nicht binnen einer 
Frist von dreißig Tagen, von der an ihn erlasse-
nen Mahnung an zu zählen, bezahlt; 

4. wenn ein Zufall eine Ausbessemng der Bestandsache 
nothwendig gemacht, die nicht verschoben, und 
während des Bestandes nicht gemacht werden kann, 
und 
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6. wenn die Sicherheit, welche der Besteher dem Be-
standgeber bestellt, vermindert wird, und der erstere 
dieselbe nicht binnen der Frist von dreißig Tagen 
ergänzt, nachdem ihn der Bestandgeber dazu aufge-
fordert. 

§. 652. 
Der Verpächter eines Landgutes und der Vermiether 

einer unbeweglichen Sache kann ferner den Bestand vor 
dem Auslaufe der Bestandzeit aufkündigen (§. 647), wenn 
er dem Besteher vollständige Genugthuung anbietet. Wenn 
sich der Bestandgeber und Bestandnehmer über das Maß 
der Entschädigung nicht verständigen können, so bestimmt 
dieselbe der Richter. S ie muß bei einer Pacht immer 
wenigstens in einem ganzen, und bei der Miethe in einem 
halben Iahreszins bestehen. I n dem in gegenwärtigem 
Paragraph bestimmten Falle kann jedoch der Bestandgeber 
nicht verlangen, daß der Bestandnehmer ihm die Sache 
an die Hand gebe, bis jener diesem die Genugthuung 
geleistet oder dafür Sicherheit gestellt hat. 

§. 663. 

Hat der Eigenthümer die Bestandsache an einen An- Veräußerung der 
dem veräußert, und ihm bereits übergeben, so muß der *tf«»w*<-
Bestandinhaber nach erfolgter Aufkündigung (§. 647) dem 
neuen Besitzer weichen. Er ist aber berechtigt, von dem 
Bestandgeber in Rücksicht auf dm erlittenm Schaden uud 
entgangenen Nutzen vollkommene Genugthuung zu fordern. 

§. 664. 
Stirbt der Bestandnehmer einer unbeweglichen Sache, XMM. 

so sind die Erben desselben berechtigt, den Vertrag auf-
zukündigen (§. 647). 

Der Bestandgeber ist ebenfalls berechtigt, den Erben des 
Bestandnehmers dm Vertrag aufzuküudigm, doch ist der 
Verpächter eines Landgutes in diesem Falle gehaltm, den 
Erben des Pächters den nothwendigen und den nützlichen Auf-
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wand, welchen der Erblasser auf die Bestandsache Verwender 
har, nach dem dermaltgen Werth desselbm zu ersetzen. 

Achtes Kapitel. 
Von belästigenden Vertragen über die 

Verdingung von Arbeiten. 
§. 666. 

mm^ Wenn sich Jemand zu gewissen Dimstleistungm oder 
zu der Verfertigung eines bestimmten Werkes gegen einen 
Lohn verpflichtet, so entsteht zwischen ihm und dem Be-
steller eine V e r d i n g u n g . 

§. 666. 

^yn. Der Besteller, welcher Jemanden mit einer Arbeit 
beauftragt/ der sich nach seinem Stande oder Berufe für 
dergleichen Arbeiten bezahlen läßt, verpflichtet sich durch 
den Auftrag zu der Bezahlung des Lohnes, der, wenn er 
weder ausdrücklich bedungen, noch gesetzlich bestimmt ist, 
und sich die Betheiligten nicht über sein Maß vereinigen 
können, von dem Gerichte bestimmt werden muß. 

§. 667. 
Auch für Dienste und Arbeiten, die nicht zu Stande 

gekommen sind/ gebührt der bestellten Person eine ange-
messene Entschädigung/ wenn sie das Geschäft zu verrich-
ten bereit war, und durch Schuld des Bestellers, oder 
durch einen Zufa l l , der sich in seiner Person ereignet hat, 
daran verhindert worden ist. 

§. 668. 
Rechts. Ist die Verfertigung des Werkes verdungen worden, 
verl'altnlß. ^ ^M derjenige, Ut sie übernommen, sowohl für die 

vertragmaßige Ausführung als für den Schaden, der aus 
seinem Verschulden in der Ausfühmng entsteht. Ist das 
Werk nicht nach dem Vertrage ausgeführt worden, oder 
ist es mit Mängeln behafttt, die nicht gehoben werden 
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tonnen, so kann der Besteller von deck Vertrage zurück-
treten, und auf den Ersatz des SchadmS antragen, dm 
er dadurch erleidet: lassen sich hingegen die Mängel heben, 
so hat er die Wahl, die Hebung derselben, oder eine 
verhälmißmäsiige Herabsetzung des Arbeitlohnes zu ver-
langm. 

§. 669. 
Ist die Zeit, zu welcher das Werk fertig fein soll, Zeit. 

zur Vertragbedingung gemacht worden/ oder ergiebt sich 
diese aus dem Zwecke des Werkes, so hat der Besteller 
das Recht, von dem Vertrage zurückzutreten/ wenn ihm 
das Wert nicht zu der bestimmten Zeit abgeliefert wird/ 
uud er kann den Unternehmer zu dem Ersätze des Schadens 
anhaltm, der ihm aus seiner Säumniß entsteht; es sei 
denn, der Unternehmer könne beweisen, daß die Säumniß 
durch einen unverschuldeten Zufall veranlaßt worden, in 
welchem Falle er den Schaden nicht zu ersetzen hat. 

§. 660. 
Hat sich der Besteller verpflichtet, dem Unternehmer 

den Stoff zu dem Werke zu liefern, oder ihm Vorschüsse 
zu machen, so verliert er, wenn er sich hierin säumig 
bezeigt, das Recht, welches ihm der vorhergehende Para-
graph zusichert, und er soll dem Unternehmer den Schadm 
gutmachen, der ihm aus dieser Säumniß entsteht. 

§. 661. 
S o wie das unternommene Werk fe t t i g , oder der Uebernahme des 

Zeitpunkt eingetreten ist, wo es abgeliefert werden soll, ^ " ^ ' 
kann der Uebernehmer verlangen, daß der Besteller daS-
selbe an die Hand nehme, und ihm den Arbeitslohn be-
zahle. Die Ausbezahtung deö Arbeitslohnes, nach der 
Vollendung des Werkes, ist als eine Gutheißung des 
Werkes auszulegm: es sei denn, daß sich in dem Verlaufe 
der Zeit verborgme Mängel an dem Werke zeigen, die in 
dem Verschulden des UntemehmerS ihrm Grund habm, 
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und bei der Uebemahme nicht wohl haben wahrgenommen 
werden können. 

§. 662. 
ZUM. Geht das Werk vor der Uebernahme- von Sei« deö 

Bestellers durch einen Zufall zu Grund, so hat der Un-
teruehmer den Zufall zu ertragen; es fei denn, der Be-
steller habe den Stoff zu dem Werke geliefert/ in welchem 
Falle dieser den Zufall insoweit zu ertragen hat, als der-
selbe den Stoff betroffen. 

§., 663. 
Ereignet sich der Zufall, nachdem der Untemehmer 

den Besteller rechtlich zu der Uebernahme des vollendeten 
Wertes aufgefordert, so muß der Letztere dm Ersten ganz 
ausbezahlen. 

§ . 6 6 4 , 
Geht das Werk durch das Verschulden des' Unter-

nehmers zu Grunde: so muß er dem Besteller den Scha-
den gut machen, welcher demselben daraus eutsteht. 

§. 665/ 
Arbeiter, welche auf eine bestimmte Zeit/ oder zur 

Vollendung eines Werkes gedungen worden, können ohne 
erheblichen Gmnd vor dem Ablaufe der Zeit, oder vor 
Vollendung eines Werkes, weder die Arbeit aufgeben, noch 
verabschiedet werden. Leidet die Arbeit eine Unter-
brechung/ so haftet sowohl der Besteller, als der Arbeiter 
für fein Verschulden, aber weder der eine noch der an-
dere für den Zufall. 

§. 666. ' 
Der Unternehmer steht für die Treue und die Thärig-

teit der Personen, deren er sich für die Ausfühmug der 
Arbeit bedient. 
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j . 667. 
Der Vertrag über die Verdwgniffe von Arbeitm er- u*M<*m des 

reicht fein Ende: i ) mit dem Ablaufe der Zeit, wenn er *"""* 
auf eine bestimmte Zeit eingegangen worden; 2) mit der 
Uebernahme deS Werkes von Seite des Bestellers, und 
3) mit dem Tode des Arbeiters, wenn bei der Eingehung 
des Vertrages sich der Besteller durch den Bemf oder die 
Geschicklichkeit desselben in seiner Wahl bestimmen ließ; 
die Erben des Arbeiters haben jedoch das Recht, den 
Preis des von ihrem Erblasser gelieferten uud zweckmäßig 
verwmdetm Stoffes uud den Lohn für die bereits fertige 
Arbeit zu fordern« 

§. 663. 
Wenn ein Dienstbote unter dem Schutze einer andem Dienstboten. 

Person steht, mit deren Borwiffen er sich bis dahin die-
fem Bemfe gewiedmet, so ist der Dieustvertrag, den er 
schließt,' für ein'halbes Jahr für ihn verbindlich, und 
derjenige, unter dessen Schutz er steht, kann denselben ohne 
erhebliche Gründe nicht aufheben. Ein Dienstherr, wel-
cher seineu Dienstboten vor dem Auslaufe der Dienstzeit 
ohne erheblichen Grund einseitig entläßt/ muß demselben 
den laufmdm Halbjahrlohn bezahlen. Hinwieder verliert 
der Dienstbote, welcher vor dem Auslaufe der Dienstzeit 
ohne erheblichen Grund dm Dienst verläßt/ den laufenden 
Halbjahrlohn. Erfolgt die Entlassung oder der Austritt 
aus erheblichm Gründen, so wird der Lohn nach March-
zahl abgereicht. 

§. 669. 
Wenn dem Dienstboten bei seinem Austritt aus dem 

Dienste der gebührende Lohn von der Dienstherrschaft 
nicht ausbezahlt wird, so kann derselbe verlangen, daß 
binnen acht Tagen die Pfändung vorgenommen werde. 

.Waltet hinsichtlich des Lohnes ein Streit , nnd wird 
die Dimstherrschaft zur Bezahlung desfelben^ verfällt, so 

13 
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hat dieselbe dem Dienstbotm dm aus der verweigerten 
Zahlung erwachsenen Nachtheil zu vcifgiitm. 

§. 670. 

Das Rechtsverhältniß zwischen der Dienstherrschaft 
und dem Gesinde bemht fernerhin auf den bestehenden 
Verordnungen'und Gebräuchen. I n Streitigkeiten über 
die Größe des Lohns soll, wenn kein schriftlicher Vertrag 
darüber vorhanden ist, der Richter der Herrfchaft oder 
dem Dienstboten, je nachdem die Vermuthung nach den 
vorhandenen Umständen für die Angabe der einen oder des 
andern spricht, den Eid auferlegen. I m Abgang einer 
solchen Vermuthung ist dem Dienstboten, vorausgefetzt, 
daß er eidesfähig ist, der Eid anzuvertrauen. 

Neuntes Kapitel. 
Von dem Geseltschaftsvertrage. 

'\- .""••,• z. 67i . 
*<*"*' Durch den Gesellfchaftsvcrtrag vereint mehrere 

Personen zu einem gemeinschaftlichen erlaubten Zwecke. 
' ..'.,...;. § . 6 7 2 . 

Die. vertragschließenden Theile können sich gegen ein-
ander zu der Uebergabe bestimmter Sachen an die Ge-
sellschaft, zu der Verwendung'ihres Fleißes auf das 
gemeinschaftliche Geschäft, oder zu dem einen und zu dem 
andern zugleich verpflichtm. 

§. 673. 

Kapital. Alles, was ausdrücklich zum Betriebe des gemein-
schaftlichen Geschäfts bestimmt worden, macht das Kapi-
tal der Gesellschaft aus, das Uebrige, was jedes Mitglied 
besitzt, wird als ein abgesondertes Gut betrachtet. 

.'' •''.''. - • ••••• §• 674. 

Wenn Geld oder in Geldwerth angeschlagene Sachen 
eingelegt werden, so ist nicht nur der daraus geschaffte 
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Nutzen, sondern auch das Kapital in Rücksicht" der Mit-
glieder, welche hiezu beigetragen haben, als ein gemein. 
schaftliches Eigenthum im Verhältniß der Beiträge anzn-
sehen. Wer nur seine Mühe zum gemeinschaftlichen Nu-
tzm zu verwenden verspricht, hat zwar auf den Gewinn, 
nicht aber auf das Kapital emeu Anspruch. 

. , ' ' 1 675. 
Jedes Mitglied ist außer dem Falle einer besondern f^^ft***' 

Verabredung verbunden, einen gleichen Theil zu dem Gesellschafter. 
Kapitale der Gesellschaft beizutragen, und einen gleichen 
Fleiß auf die Geschäfte der Gesellschaft zu verwenden. 
Keines darf ein Nebengeschäft übernehmen, welches.dem 
Zwecke der Gesellschaft nachtheilig ist. 

§. 676. 

Ein Mitglied, welches sich nur zu der Anwendung 
reines Fleißes verbuudeu hat, kann zu keinem Beitrage zu 
dem Kapitale, eines, welches sich nur zu einem Beitrage 
zu dem Kapitale verbunden hat, zu keinen Arbeiten, und 
eines, das sich zu einem bestimmten Beitrage zu dem Ka-
pitale verbunden hat, zu keinem Nachschusse angehalten 
werden. Sollte jedoch der Zweck der Gesellschaft ohne 
Vermehrung des Kapitals nicht erreicht^werden können/ 
so muß der Gesellschafter, welcher keinen Nachschuß geben 
wi l l , mit der Gesellschaft abrechnen und austreten. 

§. 677. 
Wenn der Vertrag keine Bestimmung darüber ent-

hält, wie bei der Berathung und der Fassung eineö Be-
fchlusses über gesellschaftliche Angelegenheiten verfahren 
werden soll; so sind die Bestimmungm der §§. 244 und 246 
des gegenwärtigen Gesetzbuchs in Betreff der Verfügung 
über ein Miteigenthum anzuwenden. 

§. 678. 
Hat die Gesellschaft einem, oder einigm ihrer Mit- Geschäftsführer. 

glieder die Führung der Geschäfte ausschließend anvertraut; 
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so find sie als Bevollmächtigte zu betrachten. Auf. ihre 
BerathfchlagunHen und Entscheidungen über gesellschaftliche 
Angelegenheiten sind ebenfalls die Bestimmungen, der 
§§, 244 und 246 Wzuwenden. 

§.-•'• 679. 
Diejenigen Gesellschafter, welchen die Gesellschaft die 

Führung ihrer Geschäfte anvertraut, sind verpflichtet, den 
übrigen Gesellschaftern, wmn sie es verlangm, die Schrif-
ten der Gesellschaft vorzuweisen, und der Gesellschaft über 
ihre Geschäftsführung Rechnung abzulegen. 

§. 680. 

Theilung von Das Vermögen, welches nach Abzug des Aufwandes 
Verwst!unb der Gesellschaft, wozu auch die Zinsen des Kapitals ge-

hören, die in der Regel zu Fünf von Einhundert für das 
Jah r zu berechnen sind/ über das zusammengelegte Kapi-
tat hinaus vorhanden ist, macht den Gewinn aus. Wenn 
der Vettrag über die Verkeilung des Gewinnes und deö 
Verlurstes keine Bestimmung enthält, so soll derselbe unter 
die Gesellschaft zu gleichen Theilen vertheilt werden. 

§. 681. 
Hat die Gesellschaft ihr Kapital ganz oder zum Theil 

eingebüßt, so ist der Verlurst von allen Gesellschaftern, 
ohne Rücksicht, ob und wie viel sie eingeschossen, zu glei-
chen Theilen zu tragen, es sei denn, daß der Vertrag 
hierüber etwas Anderes bestimme. 

§. 682. 

Verhältniß gegen £)h«e die ausdrückliche oder stillschweigende rechtliche 
NichtMitglieder, g i t t t o j a i f l i n i f l der Mitglieder oder ihrer Bevollmächtigten 

kann die Gesellschaft einem Dritten nicht verbindlich ge-
macht werden. Bei einer Handlungsgesellschaft begreift 
das Recht der Firmaführung die Vollmacht in sich, im 
Ramm der Gesellschaft zu handeln. 
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§. 683. 

' Was Jemand an ein einzelnes Mitglied und nicht an 
die Gesellschaft zu fordern oder zu zahlen hat, kann er 
auch nur an das einzelne Mitglied und nicht an die Ge-
fellschaft fordern oder bezahlen. 

§. 684. 
Die Glieder der Gesellschaft haften für die Schulden 

derselben, wenn das Kapital nicht zureicht, jedes für fti-
um Antheil, außer in dem Falle, daß sie sich solidarisch 
verbindlich gemacht haben. Dieser Fall wird bei Hand-
lungsgesellschaften vermuthet. 

§. 686. 
Gesellschaftliche Forderungen kann ein einzelnes Mit-

glied gegen dritte Personen in dem Maaße geltend machen, 
als ihm nach dem Inhalte des Vertrages die Fühmng 
der Geschäfte anvertraut worden. 

§. 686. 
Personen welche einer Handlungsgesellschaft ein Ka- Komanditare. 

pital auf Gewinn und Verlurst überlassen, die sich aber 
nicht als ordentliche Glieder der Gesellschaft angekündigt 
haben, haften nur mit dem Kapitale, welches sie einge-
schössen. Die ordentlichen Glieder der Gesellschaft aber 
mit ihrem Vermögen. 

§. 687. 
Wmn eine Gesellschaft in Geldstag (Konkurs) fällt, Geldstag ein« 

so haftet das vorhandene Kapital derselben dm Gläubi-
gern der Gesellschaft. Reicht das vorhandene &mtal 
nicht h in , um die Gläubiger vollständig zu befriedigen, 
so können sie auf das besondere Vermögeu der Gesell-
schafter greifen. 

§. 683. 
Fällt ein Gesellschafter in den Konkurse so soll die Geldseag eines 

Gesellschaft mit Beiziehung eines Mitglieds der Konkurs-

Gesellschaft. 

Gesellschafters. 
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behörde eine Rechnung stellen, und dasjenige, was der 
Gesellschaften:•$& in den Konkurs verfallen, bei der'Ge-
ftllschaft zn M hat , von dieser der Konlnrsbehörde her-
ausgegebm werden: verbleibt hingegen das Glied der 
Gesellschaft, welches in den Konkurs verfallen, nach ge-
schlossener Rechnung der Gesellschaft etwas schuldig, so 
kaun dieselbe ihre Anforderungen in dem Konkurs geltend 
machen. Der Konkurs eines Gesellschafters stellt die Ge-
fchäfte der Gesellschaft nicht ein. 

z." 689. 
Gef tuNt^ ® i e Gesellschaft wird aufgelöst: i ) durch die Voll-

endung des Geschäfts, für welches sie eingegangen wor-
den, oder durch den Eintritt eines Umstandes, aus dem 
es sich ergiebt, daß das Geschäft nicht vollendet werden 
kann; 2) durch den Ablauf der Zeit, wenn die Gesellschaft 
auf eine bestimmte Zeit eingegangen worden; 3) durch 
den Verlurst des Gesellschaftskapitals und 4) durch den 
Tod oder den Konkurs eines Gesellschafters, wenn die 
Gesellschaft nur aus zwei Personen besteht. 

. §. 690. 
Ist die Dauer der Gesellschaft nicht durch den Ver-

trag bestimmt, so kann jedes Mitglied nach Willkühr <rns 
derselben treten, nur soll es dieses nicht aus Gefährde, 
oder in einem Zeitpunkte thun / wo es der Gesellschaft 
offenbar zum Schaden gereicht. 

§. 691. 
Wmn ein Mitglied der Gesellschaft, das zugleich 

Geschäftsführer derfelbm gewesen, stirbt, oder aus der 
Gesellschaft tritt; so hat jedes Mitglied, während der 
Frist von dreißig Tagen, von da an zu rechnen, wo ihm 
dieser Umstand bekannt geworden/ das Recht, auch für 
feine Person den Vertrag vor Ablauf der Zeit aufzu-
kündigen. -
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f. 69s. 

Die Erben eines verstorbmm Gesellschafters haben 
in der Regel weder das Recht au seine Stelle in die Ge-
sellschaft zu treten, noch können sie von den übrigen Ge-
sellschaftem dazu angehalten werden. 

§. 693. 

Ein Gesellschafter, der seine bürgerliche Ehrenfähig-
teit verliert, oder seine Vertragspstichtm nicht erfüllr, 
kann von den übrigen Gesellschaftern vor Ablauf der 
Zeit, für welche die Gesellschaft eingegangen worden, 
von derselben ausgeschlossm werden. 

Zehntes Kapitel. 
Von der Bürgschaft. 

§. 694. 
Derjenige, welcher der Verbindlichkeit des Schuld- Begriff. 

tlers als Bürge bettritt, schließt mit dem Gläubiger einm 
B ü r g s c h a f t s v e r t r a g , in Folge welches er sich zur Be-
friedigung des Gläubigers auf den Fall verpflichtet, als 
der Hauptschuldner die Verbindlichkeit nicht erfüllen 
würde. 

§. 696. 
Der Bürge kann erst dann belangt werden, wenn v«««^^ orai™ 

der Gläubiger bei dem Hauptschuldner seine Befriedigung *'OXCÜSSloms' 
nicht ßnden kaun, jedoch ist der Gläubiger nicht gehalten, 
den Schuldner, der sich aus dem Laude mtfernt hat, 
auswärts zu suchen, bevor er den Bürgen augreifen kann. 

§. 696. 

Wer sich als Bürge uud Zahler verpflichtet, haftet Bürge «.Zahler. 
als solidarischer Mitschulduer. Es hängt von der Will-
kühr des Gläubigers ab, ob er zuerst den Hauptschuldner, 
oder dm Bürgen/ oder beide zugleich belangen wolle. 
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h. 697. 

SvlidaritiUmlb. Mehrere. Bürgen, die sich für die gleiche Schuld 
rerer Burgen. y^ß ich te t hftbm, haften solidarisch, w m n sie sich in 

ihrer Vervflichwng nicht ausdrücklich erklätt, daß jeder 
nur für dm Theil der Schuld haften wolle, den es ihm 
trifft. 

§. 698. 

Rückbürgschaft. Verpflichtet sich jemand den Bürgm schadlos zn hal-
len, wenn dieser der Bürgschaft wegen in Verlurst kom-
mm sollte, so entsteht eine Rückbürgschaft. Der Rück-
bürge verpflichtet sich nur gegen den Bürgen, und steht 
gegen dem Gläubiger iu keinem Rechtsverhältnisse. 

/ § . 6 9 9 . 

Gegenstand. Eine Bürgschaft sann eiugegaugm werdm für jede 
bereits gegründete/ oder künftig entstehende Verpstichmug 
zu einer erlaubten Handlung oder Unterlassung, aus 
deren Nichterfüllung dem Berechtigtm ein Schaden ent-
steht, der eine Schätzung zuläßt. Für Verpflichtungen 
hingegen, welche nie rechtsgültig gewesen, oder schon 
getilgt worden, kann sich Niemand auf eine rechtsgültige 
Weife verbürgen. 

§. 700. 

Derjenige, welcher sich für eine Person verbürgt, 
deren Unfähigkeit sich zu verpflichten ihm bekannt gewesen, 
kann von dem Gläubiger, wenn derselbe die Unfähigkeit 
der Person nicht gekannt hat, zu dem Ersätze des Schadens 
angehalten w e r d m , der ihm daraus entsteht, daß er den 
Schuldner nicht zur Bezahlung anhalten kaun. 

§. 701. 

*"«>. Eine Bürgschaft für einm Belauf, welcher die Summe 
von Einhundert Fraukm übersteigt, muß, unter Folge der 
Ungültigkeit, schriftlich eiagegangm werden. 
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§. 702. 

Die Bürgschaft darf nicht weiter ausgedehnt werten, Ausdehnung. 
alS sich der Bürge ausdrücklich verpflichtet hat. Wer sich 
für ein zinstragendes Kapital verbürgt, haftet für einen 
ausstehmdm Zins und den Marchzius, so wie für die-
jenigm Zmft, welche allfällig während der Eintreibung 
der Schuld verfallen. Es haftet der Bürge ferner für 
die nothwendigen Betreibuugökosteu. 

§. 703. 
Hat der Bürge oder Zahler den Gläubiger befrte- Einwendungen 

«.• . * , x i . ^ " . . ^ . ° _ ' des Schuldners. 

dtgt, ohne sich mit dem Hauptschuldner emzuverstehen, 
so kann dieser alles gegen jenen einwenden, was er gegen 
t m Gläubiger hätte einwenden können. 

§. 704. 
Der Bürge, welcher den Gläubiger bezahlt, hat daS mechtdesBürgeo 

Recht von demselben die Übertragung des Fordemngs- 3er Schuld 
titels und der Sicherheiten zu verlangen, welche er für 
die Schuld befessm. 

§. 706. 

Wenn gegen den Schuldner eiue begründete Besorg- ^ f £ i ^ 
uiß der Zahlungsunfähigkeit, oder der Entfernung aus lung. 
dem Lande eintritt, so steht dem Bürgen das Recht zu, 
von dem Schuldner die Sicherstellung der verbürgten 
Schuld zu verlangen. 

§. 706. 
Die Bürgschaft erlöscht in dem gleichen Maße wie Erlöschung der 

die Schuld. Sie erlöscht, ungeachtet die Schuld noch *uvmait-
fortbesteht, durch die Erlaffung des Gläubigers. 

Die Entlassung eines Mitbürgen kommt diesem zwar 
gegm den Gläubiger aber nicht gegen die übrigen Mit-
bürgen zu statten. 

§. '707. 
Hat sich der Bürge nur auf eine bestimmte Zeit ver-

bürgt, so erlöscht nach dem Ablaufe dieser Zeit die Bürg-
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schaft. Jedoch ist zu derselben, diejenige Zeit hinzuzurech-
u m , welche der Gläubiger bedarf, die Schuld auf recht-
lichem Wege etuzutreiben. 

§, 708. 

Wird der Bürgschaft keine Bestimmung der Dauer 
derselben beigefügt, so haftet der Bürge (die Schuld selbst 
mag dann einen bestimmten Termin haben oder nicht) bis 
zur Befriedigung des Gläubigers. Der Bürge ist aber, 
wenn der Zeitpunkt herbetgerückt ist, wo von dem Schuld-
»er die Bezahlung gefordert werden kann, berechtigt, 
dem Gläubiger durch eine rechtliche Kundmachung die 
Wahl vorzuschlagen, ihm seine Fordemng, gegen Aus-
bezahlung derselben abzutreten, oder ihn der Burgschaft 
zu entlassen. 

§. 709. 

Wenn der Gläubiger, welchem der Bürge diese Wahl 
förmlich vorgeschlagen, sich binnen der Frist von zwanzig 
Tagen nicht gegen ihn erklärt, daß er ihm die Fordemng 
abtreten wolle, so erlöscht die Bürgschaft. 

Eilftes Kapitel. 
Von dem Pfandvertrage. 

§. 710. 
Vegrlff. Der Vertrag, in Folge welches Jemand einem Gläu-

biger zu der Sicherheit, seiner Forderung eine bestimmte 
Sache als Pfand anweist, ist ein P f a n d v e r t r a g . 

§. 711. / 
Verbotene Vor. Alle Vorbehalte und Bedingungen, die einem Pfand-
bellte. vertrage augehängt werden,, durch welche der Gläubiger 

einen andern Vortheil von der Pfandsache zu erlangen 
sucht, als die Sicherheit seiner Fordemng, sind rechtlich 
ungültig. Zu diesm ungültigen Vorbehalten gehört na-
mmtlich derjenige, daß die Pfandsache dem Gläubiger um 



203 

einen zum mwi beitimuuen P y i s eigenchümlich anfallen 
solle, wmn die Schultz an dem BerfMage nicht bezahlt 
wird. 

z. 712. 
Der Bertrag, in Folge^welches IMandm eine beweg- Faustpfand. 

liche Sache als Faustpfand gegeben wird, gelangt durch 
die Uebergabe der Pfandsache an den Pfandgläubiger, und 
wenn diese den Werth von ejnhnndert Franken übersteigt/ 
noch überdieß durch die Ausftellnng des Pfandscheins, znr 
Vollständigkeit. .. . 

Der Pfandschein soll in zwei Doppeln ausgefertigt 
werden, und sowohl die Erklämng des Schuldners ent-
halten, daß er die durch ihre Merkmale zu bezeichnende 
Sache für die zu bestimmeude Verpflichtung zu Pfand ge-
geben/als diejenige des Gläubigers, daß er diese Ssiche 
für jene Verpflichmng als Pfand angenommen habe. 

§, 713. 
Der Pfandvertrag/ iu Fol^e welches eine unbewegliche Hypothek. 

Sache, oder eine bewegliche Sache, ohne daß sie dem Pfand-
gläubiger übergeben wird, zum Pfand eingesetzt werden soll, 
muß unter öffentlicher Autorität errichtet werden. (Siehe 
das Gesetz über Errichtung von Hypothekarinstrumenten.) 

Dr i t ter T i te l . 
Von dem Ersatz des Schadens/ der durch 

rechtswidrige Handlungen verursacht 
worden. 

k 714. 
Der Nachtheil, den Jemand an seiner Person oder Schaden. 

m Hinan Vermögen erleidet, heißt S c h a d e n , und der ^"*-
Nachtheil, der Jemand daraus entsteht/ daß er verhindert 
wird, sich Vortheile zuzneignm, die er sich nach dem ge-
wöbnlichm Laufe der Dinze hätte zueignen können, heißt 
en tgangener Gewinn. 
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§. 716. 
Verschulden: Demjenigen, welcher eitilMl Andem durch eine will-
b. üwlmlL kürliche Handlung rechtswidriger Weife einen Nachtheil 

veranlaßt, fällt ein Verschulden zur Last. DaS Verschul-
den hat seinen Grund in einer bösen Absicht des Urhebers, 
wenn der Nachtheil-mit Wissen und Willen, oder in einem 
Versehen, wenn er aus schuldbarer Unwissenheit, oder aus 
Mangel der gehöngm Aufmerksamkeit oder des gehörigen 
Fleißes vemrsacht worden ist. 

§. 716. 
Verpflichtung Jeder, welcher einen Andem durch sein Verschulden 
«um Ersatz. beschädigt, ist zu dem Ersätze des Schadens verpflichtet, 

womnter die Herstellung des frühern Zustandes, oder wenn 
dieses nicht möglich ist, die Vergütung des Schadens in 
Geld verstanden wird. 

§. 717. 
Hat das Verschulden in einer bösen Absicht seinen 

Gründ, so soll der Urheber des Schadens dem, welchen 
er beschädigt ha t , volle Genugthuung leisten, womnter 
noch, neben dem Ersätze des Schadens, der Ersatz des 
entgangenen Gewinns/ und, je nach dem Ermessen des 
Gerichts, des Preises der Vorliebe zu verstehen ist. 

- §. ,718. 

?erletz7ng^n7."' Besteht der zugefügte Nachtheil in einer Verletzung 
besondere. des Körpers einer/Person, so begreift der Ersatz sowohl 

die Heilungskosten und das Schmerzgeld, als die Vergü-
tung des Nachtheils unter sich, den der Verletzte durch die 
Unterbrechung seiner Arbeit, uud allenfalls durch die Ab-
nähme seiner Tüchtigkeit zn derselben für die Zukunft erlei-
det. Ist die verletzte Person durch die Mißhandlung veruu-
staltet worden, so ist auf diesen Umstand ebenfalls Rücksicht 
zu nehmm. Hat die Verletzung den Tod zur Folge, so muß 
der Urheber auch diejenigen entschädigen, denen der Getöd-
tele dm Unterhalt und die Pflege zu reichen hatte. 
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f. 719. 
Wenn Mehrere gemeinschaftlich durch ihr^Berschul- ®**; j* n 

dm Jemand in Rachtheil_ verfttzt haben, - so haften sie 
solidarisch für dm Ersatz. Derjenige, welcher den Ersatz 
ganz bezahlt, tritt für das/ was eS den Uebrigm an der 
Summe trifft, die er bezahlt hat, au die Stelle des 
Beschädigten. 

§. 720. 
Hat der Beschädigte durch sein Verschulden zu der %^ff^^ 

Veranlassung des Schadens beigetragen, oder den erlitte­
nen Schaden durch sein Verschulden vergrößert, so soll 
er denselben in dem Verhältnisse seines Verschuldens, und 
wenn dieses nicht auözumitteln ist, mit dem eigentlichen 
Urheber des Schadens zu gleichen Theilen ertragen. 

§. 721. 
Den Schaden, welchen Jemand ohne Verschulden, ^ " " ^ " ^ 

oder durch eine uuwillkührliche Handlung verursacht hat, schulden. 
ist er in der Regel zu ersetzen nicht schuldig. 

' §. 722. 

Wenn sich aber Jemand durch sein Verschulden in 
den Zustand einer vorübergehenden Verstaudesverwirmug 
versetzt hat, so ist auch der iu demselben verursachte 
Schaden seinem Verschulden zuzuschreiben. 

§. 723. 

Derjenige, welcher einen Andern absichtlich in den 
Zustand einer vorübergehenden Verstandesverwirrung ver-
fetzt, ist für den Schaden verantwortlich, den dieser in 
der Verstandesverwirrung verursacht. 

§. 724.. 

Wenn Wahn- oder Blödsinnige oder Kinder Ieman- e^\*^iu^f t 

itn beschädigen, der durch ein Verschuldm hiezu selbst 22« £twnl& 
Veranlassung gegeben hat, ft kann er keinen Ersatz for- «"#»»>». 
dem. 
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i 726. 
Außer diesem Falle gebührt ihm der Ersatz von den-

jenigen Personm, denen der Schaden wegen Vernachläs-
siguug der ihnen über solche Personm anvertrauten Ob-
sorge beigemessen werden kann. 

§. 726. 

Kann der Beschädigte auf solche Art den Ersatz nicht 
erhalten, so soll der Richter mit Erwägung des Umstan-
des, ob dem Beschädiger, ungeachtet er gewöhnlich seines 
Verstandes nicht mächtig ist, in dem bestimmten Falle 
nicht dennoch ein Verschulden zur Last liege, oder ob der 
Beschädigte aus Schonung des Befchädigers die Verthei-
digung unterlassen habe, oder endlich mit Rücksicht auf 
das Vermögen des Befchädigers und des Beschädigten 
auf den ganzen Ersatz oder doch auf einen billigen Theil 
desselben erkennen. 

t i2i: 
Hinsichtlich des Schadens, der durch ein Thier ver-

urfacht w i rd , haftet für denselben der Eigenthümer des 
Thiers, oder derjenige, welcher sich desselben bedient, 
während der Gebrauchszeit, sofern der Schaden nicht 
lediglich dem Zufalle zuzumessen ist. Wird aber Jemand 
aus eigenem Verfchnldm von einem Thier beschädigt, so 
hat er keine Entschädigung anzusprechen; wird durch die-
ses Verschulden ein Drit ter beschädigt, so ist er demselben 
zum Ersätze verpflichtet. 

§< 728. 

Wer auf seinem Gmnd und Boden fremdes Vieh 
antrifft/ kann es durch anpassende Gewalt verjagen/ oder/ 
wenn er dadurch Schaden gelitten hat, das Recht der 
Privatpfändung über so viele Stücke Viehes ausüben/ 
als zu feiner Entschädigung hinreicht. Doch muß er bin-
nen acht Tagen sich mit dem Eigenthümer abfinden/ oder 

Schadenszufü» 
gung durch 
Thiere. 
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ihn rechtlich belangen^ widrigenfalls aber das gepfändete 
Vieh zurückerstatten. 

DaS Vieh muß auch zurückgestellt werdm, wenn der 
Eigenthümer eine' andere angemessene Sicherheit leistet. 

§. 729. 
Der Eigenthümer eines Gebäudes ist für den Schaden Einsturz eines 

verantwottlich, dm dasselbe durch seinen Einsturz einem ®a,rtU*e** 
Andern verursacht, wenn der Einsturz wegen eines Feh-
lers der Bauart , oder wegm Unterlassung der Unterhat-
tung erfolgt ist. 

§• 730. 

Wird Jemand durch das Herabfallen einer Sache, Herabfauen, Her. 
die auf eine unerlaubte oder nachlässige Weise aufgestellt Heeausĝ eßm" 
oder aufgehängt worden, oder durch Herauswerfen oder „ " „ " " " ^ ^ 
Herausgießen aus einer Wohnung beschädigt, so haftet 
derjmige für den Schaden, aus dessen . Wohnung die 
Sache herabgefallen, geworfen oder gegossen worden: er 
kann aber feinen Rückgriff auf dm Urheber des Schadens 
nehmen. 

§. 731. 
Der Schade, den ein 'Zufal l veranlaßt, muß von Z""". 

demjenigen ertragen werden, an dessen Person oder Ber-
mögen sich derselbe ereignet, es sei denn, daß der Zufall 
durch das Verschulden eines Andern herbeigeführt worden/ 
in welchem Falle dieser dafür verantwortlich ist. 

z. 732. 
Wer von seinem Rechte innerhalb den gesetzlichen 

Schranken Gebrauch macht, hat den für einen Andern 
daraus entspringenden Nachtheil nicht zu verantworten. 
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Vierter Ti tel . 
Von der Umänderung und von dem Auf-
hören der Rechte und Verbindlichkeiten. 

Erstes Kapitel. 
Von der Umänderung der Rechte und Ver-

btndlichkelten. 

§. 733. 

Umänderung. ^ Rechte und Verbindlichkeiten können durch die Ueber-
Teilung"" " ' eittkunft der Betheiligten sowohl in Betreff ihres Gmndes 

und ihres Gegmstandes, als in Betreff der Personen des 
Schuldners und des Gläubigers umgeändert werden. Eine 
Umänderung des Grundes ist vorhanden/ wenn eine neue 
Verbindlichkeit an die Stelle der «lten, und eine Umän­
derung der Personen, wenn ein neuer Schuldner oder ein 
neuer Gläubiger an die Stelle des alten tritt. 

§. 734. 
i. In Betreff des Die Umändemug einer Verbindlichkeit in Betreff 
G e g ^ ihres Grundes oder ihres Gegenstandes heißt Neuerungs-
Novaen. ver t rag (Novation). Durch einen gültigen Neuemngs-

vertrag wird die alte Verbindlichkeit aufgehoben und eine 
neue an ihre Stelle gesetzt. 

§. 736. 
Die Nmemng hebt alle Nebenbestimmungen der alten 

Verbindlichkeit auf, wenn sie nicht mit der Beistimmung 
aller Betheiligten auch der nmm Verbindlichkeit angehängt 
worden. 

§. 736, 
Es ist nicht als eine Nmemng anzusehen, wenn 

einer bestehenden Verbindlichkeit Nebenbestimmungen, wie 
z. B. eine Zinsverpstichtung, eine Abänderung des Ver-
fallstags oder der ErfüllungSart, angehäugt worden. Der-
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gleichen Nebenbestimmungeu können jedoch die Verbind-' 
lichkeit der Personen nicht verwehreu, welche zu der Be-
gnindung derselben nicht mitgewirkt. 

§. 737. 

Ein Ncuerungsvertrag, durch welchm streitige oder vergleich. 
zweifelhafte Rechte dergestalt bestimmt werden, daß jede 
Partei-sich wechselseitig etwas zu geben, zu thun oder zu 
unterlassen verbindet, heißt Vergleich. Der Vergleich 
gehörr zu den zweiseitig verbindlichen Verträgen, und 
wird nach eben denselben Grundsätzen beurtheilt. 

§. 738. 

Aus dem Gmnde einer Verletzung über die Hälfte 
kann ein redlich errichteter Vergleich nicht angefochten 
werden. 

z. 739. 

Der Vertrag, wodurch sich zwei oder mehrere Per- Kompromiß. 
fönen gegenseitig verpstichteu, ihren Rechtsstreit dem Aus-
spruche eines Dritten (Schiedsrichter, Schiedsgericht) zu 
unterwerfm, heißt Kompromiß. 

§. ' 740. 
I n Betreff der Person des Gläubigers werdm Rechte 2. In Betreff der 

durch die A b t r e t u n g , (Cession) nnd in Betreff der ^ " ° " " ' 
Person des Schuldners werden- Verbindlichkeiten durch 
die Anweisung (Delegation) verändert. 

Wenn der Gläubiger seine Fordemng einem Andem «.«efsum. 
abtritt,, und dieser, dieselbe, annimmt, so geschieht eine 
Abtretung. Der Schuldner/ der keine Kenntniß von der 
Abtretung hat, kann. derselben unbeachtet den frühem 
Gläubiger M t i g bezahlen: er darf aber dieses von dem 
Zeitpunkte an -nicht mehr thun, wo ihm: die Abtretung 
bekannt.gemacht worden, jedoch hat «.das Recht, die 
gleichen Einwendungen gegen den Uebernehmer anzubringen, 

14 
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welche er gegen dm Abtreter hätte geltend machin tönnem 
Dieses Recht hört auf, wenn der Schuldner gegen den 
Uebernehmer die Richtigkeit der Forderung anerkannt hat. 

§. 742. 

Wer eine Schnwfordemllg ohne Entgeld abtritt/ also 
verschenkt, haftet nicht weiter für dieselbe. Kommt aber 
die Mtretnug auf eine entgeldliche^ Art zu Stande, so 
haftet Mv Uebertrager dem Uebernehmer sowohl für die 
Richtigkeit,: M für die Einbringlichkeit der Fordemng, 
jedoch nie für mehr, als er von dem Uebemehmer erhal-
ten hat. 

Die Gewährlei,?ung für die Einbringlichkeit der For-
derung dauert bis zur Zeit, wo sie eingefordert werden 
kann, inbegriffen die Zeit, welche'zu Beibringung der 
Forderung nothwendig ist. Die Schuldbetreibung muß 
längstens acht Tage nach der Verfallszeit, oder wenn diese 
in einen RechtSstillstand fällt, acht Tage nach Aufhebung 
desselben angehoben, und dann ununterbrochen fortgesetzt 
werden. 

Tritt eine Säumniß von Seite des Ansprechers ein, 
so hat er zu zeigen, daß daraus kein Nachtheil für den 
Gewährleistcr erfolgte. 

Ist für die Bezahlung der Forderung kein bestimm-
ter Termin ftstgefetzt, -ft, imn die Gewährleistung ein 
Jahr. . . . 

§. 743. 
Der Uebernehmer hat auf Gewährleistung keinen An-

fpruch, wenn er ausdrücklich oder stillschweigend darauf 
Verzicht gethan hat. Letzteres ist der Fall, wenn strei-
t ige oder doch hinsichtlich der Einbringlichkeit zwei fe l -
haf te Forderungen ausdrücklich als solche abgetreten und 
angenommen werden. Der Abtreter bleibt jedoch verant-
wörtlich, wenn er eint ihm bekannte unrichtige oder un­
einbringliche Forderung nur als streitig oder zweifelhaft 
abgetreten hat. 
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§. 744. 
I n denjenigen Fällen, wo Jemand gehaltm ist, für 

oder statt eines Andern Zahlung zu leisten, und von da-
her in die Stelle des Gläubigers t r i t t , ist ihm dieser 
keine Gewährleistung schuldig. 

§. 746. 
Welm ein Schuldner seinen Gläubiger an einen l,. Anweisung. 

Dritten weifet, um sich von diesem für seine Forderung 
bezahlen zulassen, so heißt dieses' eine Anweisung (As-
signation). 

; z. 746, 

Die bloße Anweisung wird nur als ein Auftrag an 
den Gläubiger augesehen, die Bezahlung seiner Anforde-
rung bei'einem Dritten zu erheben. Der Anweiser wird 
von seiner Verpftichtuug nicht befreit, bis der Dritte den 
Gläubiger ausbezahlt hat. 

§. 747. 

Ist der Dritte, auf welchen die Anweisung lautet, 
ein Schuldner des Ausstellers derselben, so ist er ver-
pflichtet, die Anweisung insoweit anzunehmen, als er dem 
Aussteller schuldig ist. Er haftet für die nachtheiligen 
Folgen, wenn er dieses nicht thut,, oder, wenn er den 
Belauf, für den er die AnweifMg anZenommen, an dem 
Verfalltage nicht bezahlt. 

, § . ?74K. 

Hat der Anweiser einem Dri t ten, der ihm nichts 
schuldig ist, die Zahlung aufgettagM/ so steht diesem 
frei, die Anweisung anzunehmen, oder nicht. 

§. 749. 

Nimmt der Dritte die Anweisung an, so verpflichtet 
er sich dadurch sowohl gegm dm Aussteller, als gegen 
den Angewiesmen, den ^Belauf der Anweisung zu bezah-
lm. Durch Leistung der Bezahlung erlangt er das Recht, 
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von dem Aussteller den Ersatz desjenigen zu fordern, was 
er auf feine AnwMng bezqhlt hat, ohne es ihm schul-
dig gewesen zu sein. 

§. 760. 

Eine Anweisung, welche der Dritte, der den Belauf 
derselben bezahlen soll (Assiguat) angenommen, kann we-
Person.dem Aussteller wjdermfen.^ .noch:die Bezablung 
derselben pon dem, Drmen; ausgeschlagm werden, der. sich 
durch seine. Annahme dazn verpflichtet. 

§. 751. 

Will der angewiesene Gläubiger (Assignatar) den 
Auftrag nicht' annehmen, der ihm durch die Anweisung 
ertheilt wird,, oder will derjenige, auf welchen die An-
weifung gestellt ist <Assignat)-, sich nicht durch seine An­
nahme derselben zur Bezahlung verpflichten, so muß die 
Anweisung von dem erstem ohne Verzug demjenigen wie-
der zugestellt werden, der-sie ihm übergeben hat, widri-
genfalls haftet, er für die nachtheiligen Folgen. 

•-§. 762. 

Hat der angewiesene Gläubiger den in der Anwei-
sung enthaltenen Auftrag angenommen, und der Dritte, 
welcher den Belauf der Anweisung bezahlen soll, sich durch 
die Annahme derselben zu der Bezahlung verpftichtet/ so 
muß der erstere, wenn am Verfalltage die Bezahlung nicht 
erfolgt, und er gegen den Assignaten nicht einschreiten 
w i l l , die Anweisung Kinnen- acht Tagen, w n dem' Ver-
falltage au zu zählen/ demjemgmMeder znrückgebm oder 
zurücksenden,, der ihm sie übergeben hat, widrigenfalls 
haftet er für die nachteiligen Folgen. 

2. Delegation, 2ft « ^ f eilte 5(»tt>cifiitt0 erfolgt / fonfeef» .die An­
weisung von dem Gläubiger förmlich an Zahlung ange-
yomtyen worden (DeleMion), so-ist. der Assignant von 
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seiner Verpflichtung gegen den Assignaten befreit und haftet 
demselben nur noch wie ein Eedent dem Uebernehmer. 

Zweites Kapitel. 
V o n dem A u f h ö r e n der Rechte und Ver-

b i n d l i c h k e i t e n . 

§.'/754. 
Die die Zah- ^ufh^rungs. 

lung , das ist, durch die LeWug dessen, was mazr zu 4. Zahlung. 
leisten schuldig ist, aufgelöst. 

§. 755. 

Weder der Berechtigte kann gezwungen wirdcn, et-
was Anderes an Bezahlung anzunehmen, als waS er zu 
fordern hat, noch der Verpflichtete etwas Anderes zu 
leisten, als das, wozu er verpflichtet' ist.] 'Diese Bestim­
mungen beziehen sich auch auf dte Zeit , auf den Ort'und 
auf die Weise'der Bezahlung. 

§•.. 756. 

I s t . keine jZnt zu ^er/Erfüllung der Verbindüchteir 
bestimmt worden, so tritt der Verfalltag, durch die For-
derung des Gläubigers, ^oder durch das Anerbieten der 
Zahlung^vM, Seite des"Schuldners: ein.. 

§; 757. 

Wird eine schuldige Geldsumme zur Verfallszeit nicht 
abgetragen/'so muß der Schuldner Verzugszinsen in gesetz-
lichem Maße bezahlen. 

Hat ein Gläubiger ohne rechtliche Einforderung die 
Zinsen (Vertrags- oder Verzugszinsen) bis auf den Be-
trag.der Hauptschuld ausstehend gelassen, so erlöscht das. 
Stecht, von dem Kapital weitere Zinsen zu fordem^ 
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§. 769. 
Hinterlegung. Kann eine Schuld aus dem Grunde, weil der Gläu-

biger unbekannt ist, demselben nicht bezahlt werden, oder 
weigert sich der Berechtigte die Zahlung anzunehmen, so 
kann der Verpflichtete die schuldige Sache gerichtlich de-
poniren (hinter Recht legen), oder wenn die Sache dazu 
nicht geeignet ist, begehren,, daß gerichtlich Jemand er-
nennt werde, um diefelbe in Verwahrung zu nehmen. 
Diese Hinterlegung muß dem Gläubiger bekannt gemacht 
werden, mit der Auffordemng begleitet, daß er die depo-
nirte Zahlung gegen Empfangschein zur Hand nehmm 
möge. 

§. 760. 
Durch Hinterlegung der schuldigen Sache befreit sich 

der Verpflichtete von der Verpflichtung. Die Gefahr der 
Sache geht auf den Berechtigten über, und, wenn die 
Forderung zinstragend'ist/ so hören die Zinse zu laufen 
auf: es sei denn, der Berechtigte könne erzeigen/ daß 
ihm die Bezahlung nicht auf eine für ihn verbindliche 
Weise angeboten worden. 

§ . 7 6 1 . 
Der Verpflichtete kann die deponirte 13ezahlung ohne 

Einwilligung des Berechtigten nicht zurücknehmen. 
§. '762. 

Emrl'Kngscĥ .l. Der Bezahler ist berechtigt von dem Gläubiger einen 
Empfaugschein für die Bezahlung zu verlangen. Wenn 
eine Schuld , , worüber eine Urkunde existirt, ausbezahlt 
wird, und die Schuldurkuude dem Gläubiger nicht zum 
Beweise eines andern Rechts dient, so soll sie dem Schuld-
ner herausgegeben, und , wenn dieses nicht geschehen 
kann, der Empfang der Bezahlung auch in dieselbe ein-
getragen werdm. 

: §. 763. 
Der Empfangscheiu, welchen der Gläubiger über das 

Kapital ausstellt, begründet die rechtliche Vermuthung, 
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daß auch die Zinsen und die BetreibuugSkosten bezahle 
wordm. 

:§v 764. 
Bei Quittungen für Zinsen oder terminliche Zah-

luugeu wird vermuthet, daß derjenige, welcher sich mit 
drei Quittungen für drei aufeinander folgende Zinsen 
oder Zahlungen ausweiset, auch die ältern berichtige: 
HM. 
• ' :'. §< 765. 

Ist die Schuldurkunde verloren gegangen, so.'.kaun Todtrumug «v» 
der Schuldner, welcher die Schuld abbezahlt, von dem 
Gläubiger verlangen, daß er dieselbe auf eigene Kosten 
todt rufen lasse, und ihm für die geleistete Bezahlung 
Sicherheit bestelle, bis die Todtmfung erfolgt ist. 

.§•-. 76& 
. Wenn Jemand aus dem Irrthume- einer «Thatsache ^^iu»«g"«" 

einem Andern etwas bezahlt, was er me ichuldlg gewe­
sen , oder wenn Jemand eine bereits bezahlte Schuld noch 
einmal abführt, so kann er das, »vas. er aus Irrthum 
bezahlt hat , zurückfordern^ 

§ . 7 6 7 . 

Wenn Forderungen gegenseitig zusinnmenrreffen/ ^^omvc« 
die liquid/ gleichartig^ und M i g sind, so enisteht)" inso. siU,0n' 
weit die Forderungen' sich gegen einander ausgleichen/ 
eine gegenseitige AufhebunH der Verbindtichkeit.' (Kon^ 
pensation.) 

§./768. 
Hinsichtlich des Kompensationsrechts in Konkurs fällen 

verfügt i tö KoHkursgefttz^ 

§. 769. 

Gegen auf Liegenschaften hastende Hypolhekarocr, 
fchreibungen siudet keine KlunMisation statt.. 
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§. 770. 

Der, welcher einem Andern eine Sache eigenmächtig 
entzogen, welchem etwas in Verwahmng gegeben, oder 
eine nicht verbrauchbare Sache angeliehen worden, kann 
sich gegen die schuldige Rückgabe mit der Kompensation 
nicht schützen. 

§. 7 7 l . 

Der Berechtigte kann dem Verpflichteten seine Ver-
biudlichkeit erlassen, und auf diese Weise auf sein Recht 
Verzicht leisten. 

§. 772. 

Wenn sich das Recht und die demselben entsprechende 
Verbindlichkeit in einer Person vereinigen (Confusio), 
so erlöscht das eine und die andere. Gülten und gülten-
mäßig ausgefertigte Instrumente erlöschen durch die bloße 
Vereinigung der Schuld und Ansprache in einer Person 
nicht. 

§. 773. 

5. Untergang Der gänzliche Untergang des Gegenstandes der Ver-
vermache. Pachtung, wenn Wfct eine bestimmte Einzelsache ist, so 

wie auch die Unmöglichkeit die, Leistung zu erfüllen, zu 
der sich der Schuldner verpflichtet, wenn der eine und 
die andere durch einen Znialjl^ verursacht worden, hebt 
die Verbindlichkeit in dem MaZe auf,' daß der Schuldner 
nicht für die Eutschädigüug belMgt werden' kann; es sei 
denn/ er habe sich in Saümuiß'befunden und der Zufall 
würde die Sache nicht betroffen oder die Leistung nicht 
unmöglich gemacht haben/wenn er seine Verbindlichkeit 
zur rechten Zett erfüllt hätte.; Der Untergang der Pfand­
sache hebt die Schuld nicht auf, für welche dieselbe ge-
haftet. 

, . ' , . '• §..: 774. 

Hat der Schuldner von dem Gläubiger einen Gegen-
werth für die untergangene Sache, oder für die unmög-

3. Nachlaß. 

4. V e r e i n t « 
gung . 
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Üd) gewordene Leistung empfangen, so ist er zur Erstat-
mng gleich einem redlichen Besitzer, jedoch auf solche Art 
verbunden, daß er aus dem Schaden des Andern kcinm 
Gewinn zieht. 

'..' , '. " / . ; ' §• 776. , . _ 
Durch dm Tod des<Berechtigten erlöschen die Rechte, 6. Durch de» 

welche auf seine Person, und durch den Tod des Ver- Zo*' 
pflichteten die Verpflichtungen, welche auf die Person 
desselben beschränkt sind. 

§. 776. 
Durch den Ablauf der Zeit erlöschen die Rechte und 7. Ablauf der 

die Verbindlichkeiten, welche auf eine bestimmte Zeit er- 3 c i r-
worben oder eingegangen sind. 

Muster Xitel. 
Von der Verjährung. 

§. 777; C •;" J 

Die Erwerbungsart einer Sache durch den Besitz, Veariff. 
oder die Erwerbungsart eines dinglichen Rechts auf die 
Sache eines Andern durch die Ausübung desselben, heißt 
erwerbende V e r j ä h r u n g , und die Erlöschung eines 
Rechtes durch die Unterlassung der Ausübung desselben, 
ohne daß es auf einen, andern übergeht, heißt e r l ö -
scheude V e r j ä h r u n g . 

Zivilrechte jeder Art können durch die Verjährung) Ausnahmen. 
je nach ihrer' Beschaffenheit, erworben werden, öder ver-
loren gehen. Hingegen findet die' Verjährung Nicht statt 
in Betreff der unveräußerlichenDtechte des'Personenstan-
des/ des Familienstandes, der Rcgierungsrechte, der 
öffmtticheN' Sachm, der Dimstbarkeiteu, welche nach Au-
leitung des §.337 erworben werdm müssen, der Befreiung 
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eju^s Grundstückes, auf welchem eine zugefertigte Dimst-
barkeit haftet, und der Handlungen, die lediglich der 
Willkür der- Personen anheimgestellt sind. 

§. 779. 

z. Erwerbende Derjenige, welcher eine Sache durch die Verjährung 
Veriadruug. tmttUn- will/ muß diese während des ganzen Zeitraumes, 

den das Gesetz dazu erfordert, ununterbrochen, auf eine 
rechtmäßige und redliche Weise besitzen: und wemi'die-
selbe zu den unbeweglichen Sachen gehört, so 'muß -er 
den Besitz in Folge einer gerichtlichen Zufertigung aus-
üben. Entwendete Sachen cköunen nicht durch die Ver-
jährung erworben werden/ bis sie wieder in, den Besitz 
desjenigen gekommen, dem sie entwendef worhey, ... 

§. 780. 

Dingliche Reckte Mchen in der Regel durch die Un-
tcrlassung der Ausübung derselben von Seite des Berech-
tigten nicht verloren: es sei. denn, daß sich ein Anderer 
in den Besitz eines solchen gesetzt, oder den Berechtigten 
an der Ausübung desselben verhindert/ und dieser sich 
darcui habe verhindern lassen, in welchem Falle die Ver-
jährung desjenigen, welcher sich in'den Besitz des Rechts 
oder in den Besitz der Freiheit seiner Sache gesetzt/ von 
dem Augenblicke der Besitzergreifung zu laufen anhebt, 

. ) §... 7 8 1 . 

Die Unredlichkeit des frühern Besitzers Hindert den 
redlichen Nachfolger desselben nur in dem Falle, der in 
dem z, 258 angegeben ist, eine Sache,, welche durch die 
Verjährung erworben werden kann, auf diese' Weift, zu 
erwerben, .doch darf er die Zeit des Besitzes'seines Vor-
fahrs nicht in, Anschlag bringen. . 

Zell. Die Zeit, welche zu der Erwerbung.emer Sache 
oder ciueS Rechts durch. Verjähmng ordentlicher Weife 
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en'ordert wird, ist der Ablauf von zehn Iahrm. Diese 
Zeit wird fortlaufend, von Tag zu Tag berechnet, und ist 
mit dem Ablaufe deS letzten Tages derselben erfüllt. 

§ . 7 3 3 . 
Die Abwesenheit des Eigenthümcrs des Gegenstandes 

der Verjährung ist nnr infofem zu berücksichtigen, als 
dieselbe ein volles Jahr gedauert, während dessen sichl der 
Eigenthümer fortwährend außerhalb des Kantons aufge-
halten. Beider Bere.chunng der Verjährung,ist ein.Jahr 
Abwestnheit nur für ein.hqfbes Jahr zu zahlet 

§. 784. 
Verjährbare Sachen, welche dem Staate/Gemeinden 

oder Korporationen, die einen bleibenden Zweck haben, 
oder bevormundeten Personen angehören, können erst nach 
dem Ablaufe einer Frist von zwanzig I a h r m durch die 
Verjährung erworben^ werden. Hat die bevormundete 
Person während dieser Frist den Zustand des eigenen 
Rechts erlangt, so ist sie in Hinsicht auf die Zeit, wäh-
rend welcher sie nnter her Vormundschaft gestaudM/ wie 
ein Abwesender anzusehen. 

I 785. 
Persönliche Rechte erlöschen ordentlicher Weis<durch .̂Erlöschende 

Verjähmng, wenn sie während eines Zeitraumes pon *Cl'ialn'UUsl-
zehn Jahren wieder von dem Berechtigten geltend gemacht, 
noch von dem Verpflichteten anerkannt worden. S o lange 
ein Recht nicht geltenh gemacht werden fapn, Wft^idif 
Verjährung nicht. 

§. .786« 
Zinstragende Schuldforderungen, welche während 

dieses Zeitraumes weder von dem Gläubiger rechtlich ein-
gefordert, moch. von.dem Schuldner durch die-Bezahlung 
eines Zinses, oder auf eine- andere für ihn Verbindliche 
Weife anerkannt worden, nnd einklagbnre nicht zinstra-
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gende Schuldforderungeu, die während dieses Zeitraumes 
weder von dem Gläubiger eingefordert, noch von dem 
Schuldner auf eine für ihn verbindliche Weife anerkannt 
worden, sind durch Verjährung ersessen. 

§. 787. 

Der Schuldner, welcher eine ersessene Forderung 
bezahlt, .kaun das Bezahlte nicht wieder zurückverlangen. 

• § . 7 8 8 . 

Schuldforderungen, zu deren Sicherheit der Gläubi-
ger ein Faustpfand in Handen hat/ erlöschen' nur durch 
die ungerechtfertigte Unterlassung, dieselben in ein amt-
licheS GütervexzeichniK^ oder an dem Konkurs des Schuld-
ners einzugeben. 

§.! 739. 

Auf Liegmschaften haftmde Hypothekarinstrumente) 
die-iN'den öffentlichen Büchern (Protokollen) unansgelöscht 
sich eingetragen befinden/^cèjSèicti'nicht. 

Bei solchen Hy^ thck welche in dm 
öffentlichen Büchern nichtl'eingetrag'en'lsich befinden, wird 
zur Verjährung ein Zeitraum von zwanzig Jahren erfordert. 

§, 790. 

Verfallene Leistungen, die zu bestimmten Zeiten zu 
entrichten sind, und Zinsen aller Art verjähren mit dem 
Ablauf der ordentlichen Verjährungszeit, wenn gleich das 
Recht diese Leistungen und Zinsen zu fordern mit dem Ab-
laufe dieser Frist nicht erlöscht, oder der Ersitzung nicht 
unterworfen ist. 

§. .791. 
. Die Bestimmungen, welche in den §§. 733 und 784 

in Betreff der erwerbenden Verjährung zum. Vortheile der 
Abwesmden/ des Staates, moralischer oder bevormundeter 
Personen gemacht, werden, sind, auch auf die erlöschende 
Verjährung der̂  Rechte derselben anwmdbar. 
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£rA9h 
Die Bestimmungen, welche an mehrern Orten dieses 

Gesttzbuches-Mer Rechte vorkommen) die in einer kürzern 
Zeit ersessen werden, als in derjenigen, welche in dem 
§. 786 angegeben ist, bleiben hier ausdrücklich vorbehalten. 

J . 793. 
Die erwerbende sowohl als die erlöschende Verjäh- ©enuinftbarni. 

rung wird unterbrochen: 1) durch die ausdrückliche oder 3nl^!"chu"g^ 
stillschweigende Anerkennung de.s Rechtes von Seite des- der wm™**-
jenigen, der sich sonst auf die eine oder M . h i e andere 
hätte berufen können, und 2) durch die Aphebung des 
Rechtsstreites von Seite des Berechtigten, wozu in dieser 
Hinsicht in Schuldsachen schon die rechtliche Einforderung 
der Schuld, oder eines Zinses zu zählen jst. Die erwer­
bende Verjährung insbesondere wird unttrbrochen durch 
den Verlust des Besitzes von Seite desjenigen,' welcher 
sich sonst darauf hätte berufen können: gelangt derselbe 
später wieder zu dem Besitze/ so muß er die Verjährung 
von neuem anheben. 

§. 794. 
Auf die Verjährung ist, ohne Einwendung der Par-

teien, von Amtswegen kein Bedacht zu nehmen. 
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Anhmtgstitel 
des hitt$nHifyM Gesetzbuches. 

Verfügungen hinsichtlich des Handelsstaudes. 

.§. 796. : 
FirmareMlir. Das Gesetz vom 1 i . Weinmonat i832 bestimmt, 

welche Handelsleute sich in das Firmaregister einschreiben 
zu lassen gehalten sind. 

V 796. 
Tagebuch. Ieder^ in' das Firmäregister, eingeschriebene Handels-

mann ist verbunden, ein Geschäftstagebuch ( Journa l ) zu 
halten, in welchem ftineHlktiv - und Passivschulden, seine 
HMMuntemehmungen, die erhaltenen, verstndeten und 
abgegebenen B a « e n , D e r h ^ O t alles, mi er im Hqndel 
einnimmt und' ausgiebt, Tag für Tag verzeichnet/ftin 
müssen. 

I n dem Journal darf kein weißes Blatt und.keine 
Lücke gelassen, kein Blatt eingelegt und nichts am Rande 
nachgetragen werden. 

§. 797. 

Kovierbuch. Der Handelsmann ist verbunden, die einlaufenden 
Geschäftsbriefe beisammen aufzubewahren, und die seiner-
seits erlassenen in ein Kopierbuch einzutragen. 

§. 798. 
Inventarienbuch. Er ist endlich verbunden wenigstens alle zwei Jahre 

ein mit feiner Unterschrift zu versehendes Inventarium 
seiner beweglichen und unbeweglichen Güter, wie auch 
seine Aktiv - und Pasfivschulden aufzunehmen, und eS 
jeweilen in ein zu diesem Behufe bestimmtes Buch einzu-
tragen. 
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z. 799. 
Neben diesen gesetzlich vorgefchriebenm Büchern ist Nebenbncher. 

ein Handelsmann im Falle, die übrigen Bücher zu halten, 
die im Handel üblich, jedoch nicht von unerläßlicher Noth-
ivendigkeit sind. 

§. 800. 

Ordnungsmäßig gchaltme Handlungsbücher sind in Bcweiskrafl der 
Handelsangelegenheitm unter Kauflmten vom Richter als H""elsb«cher. 
Beweismittel zuzulassen. I m Falle sich die Bücher an 
einem, von dem Gerichte, vor welchem die Sache anhän-
gig ist, entfernten Ort befinden, kann der Richter eine 
Requisition an das däsige Gericht erlassen, Einsicht davon 
zu nehmen, über den befundenen Inhal t ein Protokoll zu 
verfassen und dieses an das Gericht, bei welchem die 
Sache anhängig ist, einzusenden. 

' §. 301. 

Ein Handelsmann ist einen auf ihn gezogenen Wech- Wechsel. 
sel oder eine Anweisung (Mandat), wenn er ^en Betrag 
desselben dem Aussteller tvirklich schuldet, sobald er ihm 
vorgewiesen wird, schriftlich zu akzeptiren schuldig: I m 
Weigerungsfälle, wofür er die Gründe anzugeben hat, ist 
er für alle Kosten, Interessen und Folgen verantwortlich. 

Die Wirkung der Akzeptation eines Wechsels oder 
einer Anweisung besteht darin, daß gegen die Bezahlung 
keiNe Einwendung mehr gemacht werden kann, intd wenn 
am Verfalltage die Zahlung nicht erfolgt, der Akzeptant 
für Kosten, Interessen und Folgm verantwortlich wird. 

Ein in Konkurs gefallener Handelsmann ist als Beerüglicher 
bet rügl icher B a n k r o t t e r zu behandeln und zu *™^'ott' 
bestrafm: 

'2. wenn er die gesetzlich vorgeschriebenen Handlungö-
bücher nicht gehalten oder dieselben auf die Seite 
geschafft hat; 
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b. wenn die Bücher dm wahren Aktiv- und Passiv;«-
stand nicht darfegen; 

c. wenn er Pafsivschulden, Ausgaben oder Verluste 
erdichtet, , erdichtete Schuldeubekenntnisse oder 
Quittungen ausgestellt, oder überhaupt falsche oder 
betrügerische Einträge in die Bücher gemacht hat; 

d. wenn er nicht tnachzuweisen vermag / wozu er seine 
gesammten Einnahmen verwendet hat; 

e. wenn er Geld/ Waare«/ Mobilieu oder Attivforde-
rungey verheimlicht oder auf die Seite geschafft 
hat; 

Lf. wenn er als Bevollmächtigter oder als Depositar von 
Geldern, Haudelspapierm, Produkten oder Waaren 
die, Fonds oder dm Werth der Gegenstände, auf 
welche sich der Auftrag.oder das Depositum bezog, 
in seinen Nutzen verwendet hat; 

g. wenn laut seiner letzten Inventur sein Aktivstand 
nicht die Hälfte des Passivstandes erreichte, und 
er dennoch fortfuhr Handelsschulden zu kontrahiren; 

K. wenn er im Bewußtsein seiner Zahlungsunfähigkeit 
vor seiner Insolvenzerklärung einen seiner Gläubi-
ger auf Unkosten der übrigen durch Hypothekarver­
schreibungen, Ueberlassung von Waaren an Zah-
lungsstatt, oder auf irgend eine Weift begünstiget 

,., hat;^ 
^ e n d l i c h , wenn sich offenbart, daß er i n einem solchen 

Verkehr gfstanden/ daß er im Falle gewesen wäre, 
sich in das Firmaregister eintragen zu lassen, und 
solches nicht gethan hat; 

§. 803. 

Leichtsinniger Ein in Konkurs gefallener Handelsmann ist als 
Bankerott. leicht f i n n i g e r B a n k r o t i r e x zu behandeln und zu 

bestrafen.' 
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a. wenn er seine Bücher nicht regelmäßig geführt hat/ 
ohne daß jedoch einer der im vorhergehenden Para-
graph, Litt, a, b , c , d bezeichneten Fälle eintritt; 

b. wenn ^r außer dem im vorhergehenden Paragraph, 
Litt, g vorgesehenen Falle zur Zei t , wo er seinem 
Sturze schon nahe, und leine gegründete Hoffnung, 
sich wieder heben zu können, vorhanden war, noch 
beträchtliche Anleihen aufgenommen oder Waaren-
ankaufe gemacht, oder Handelswaaren oder Kredit-
papiere von bedeutendem Betrage unter ihrem 
Werthe oder Kurse verkauft hat; 

c. wenn er gewagte Unternehmungen soweit über sein 
Vermögen getrieben hat, daß deren Mißlingen 
seineu Fall bewirken mußte; 

d. wenn er durch übertriebenen Aufwand sich in den 
Zustand der Zahlungsunfähigkeit versetzt oder doch 
denselben befördert hat. 

§. 804. 

So oft ein Handelsmann an Konkurs geräth, kann un«rsuchu«g der 
das Konkursofstzium verordnen, daß die Bücher desselben *ud>*Vm 

der Handlungskammer vorgelegt, oder durch eine von der-
selben abzuordnende Kommission untersucht werden sollen. 
Rebstdem, daß das Konkursofstzium von sich aus dieses 
verordnen kaun, ist es hiczu verbunden, wenn eö die 
Kreditoren begehren. Die Haudlungskammer wird dem 
betreffenden Konkursoffizio ein Gutachten über den Befund 
der Bücher, ob dieselben durchaus ordnungsmäßig geführt 
und keine Unrichtigkeiten in denselben wahrzunehmen 
seien, abgeben. 

§. 806. 

Das Konkursoffizium wird in Folge dieses Berichtes, 
oder bei dem Vorhandensein anderer Anzeigen, eine Unter-
suchung auf bezüglichen oder leichtsinnigen Bankerott 
einleiten. 

15 
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§. 806. 

Die Massakuratorm sind insbesondere verpachtet, die 
Wahmehmuugen, welche auf betrüglichm oder leichtsinni-
gen Bankerott hindeuten, dem Konknrsoffizio anzuzeigen, 
welches letztere aber auch selbstthätig von sich aus und 
ohne Anregung von Anßen einzuschreiten hat. 

§. 807. 

Handlungsgesett. Die Bestimmungen, welche im gegenwärtigen Gesetze 
s atten. ß k j e n einzelnen Handelsmann aufgestellt sind, sinden 

ihre Anwendung auch bei Handlungsgeftllschaften. 
Bei Handlungsgesellschaften treten sodann überhin 

die in dem von dem Gesellschaftsvertrage handelnden 
Titel des gegenwärtigen Gesetzbuches überhaupt aufgestcll-
ten Vorschriften, so wie die in dem Gesetze über das 
Firmaregister enthaltenen Bestimmungen in Anwendung. 
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zum bürgerlichen Gesetzbuch. 

Nach der Zahl der Paragraphe. 

A. 
Abstämmlinge/ Erbrecht derselben 390. 
Abtretung (Cession) 74o. 
Abwesende/ Verbeiständung 190; — Ediktalzitation 193̂  -

Erbschaftenbezug 196; — besonderes Verhältniß bei der Ver-
iährung 783. G. Todtsprechung. 

Aeltern, Pflichten 60; — Rechte 62; — Pflichtvernachläft 
sigung 61. 

Aftermiethe 633. 
Amtsra th , Erwahrung der Pfarrbücher 36; — Verrichtungen 

als vormundfchaftliche Bchörde 117, 129, 143/ 146/ i.4S/ 154, 
158/ 159/ 169/ 171/ 193/ 197—199. 

Amtsstatthalter/ Verrichtungen in Vormundschaftssachcn 
163—166/ 199. 

Anleihen/ siehe Darleihen. 
Anwach s/ als Erwerbung des Eigenthums 276. 
Anweisung 745; — Widerruf einer solchen 750; — Zurück-

stellung 751. 
Aufbewahrungsvertrag, siehe Depositum. 
Aufschläge 364. 
Aufwand/ nothwendiger 230; — nützlicher 230; — zierender 

230; — Ersatz desselben 231. 
Auslegung der Verträge 552. 

B. 
Bankerot t / betrüglicher 802; — leichtsinniger 803. 
Bäume/ Eigenthum 284; — Entfernung 310. 
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Bauen, auf fremdem Grund 2Si; — mit fremden Materialien 
230; auf fremdem Grund und mit fremden Materialien 282. 

Bedingung 646. 
Beistand, einer ledigen Weibsperson oder Wittwe 174; — der 

Ehefrauen 181; — außerordentlicher 184, 186—190. 
Beistandfch aft. Untcrschiedderselben von der Vogtschaft 109. 
Benefizium luveptai-12, siehe Güterverzeichniß. 
BenefiziUlNseparationis 384. 
Befieglung der Verlassenfchaften 372—374. 
Besitz, Begriff 221; — Erwerbung 222; — rechtmäßiger 225; 

redlicher 227; — Rechtsverhältnisse 229; — Schuh des Be-
sitzes 232; — Störung des Besitzes 234; — Aufhören des-
selben 23?. 

Bestandvertrag, Begriff 631; — Form 632; — Überbestand 
(Aftermiethe) 633; — Verpflichtungen des Bestandgcbers 
634; — des Bestehers 635; — Zins 636; — Sicherung des 
Zinses 637; — Zufälle 641—643; — Auflösung 644; ~-
Erneuerung stillschweigende 645; —Aufkündigung 647—652. 

Betrug bei Verträgen 523—526. 
Bevogtung/ siehe Vogtei. 
Bevollmächtigungsvertrag/ Begriff 601; — Generalvoll-

macht 603; — Spezialvollmacht 603; ~— Verpflichtung des 
Bevollmächtigten 607; — des Vollmachtgebers 609; — Auf-
lösung der Vollmacht 610; — vermuthliche Vollmacht 613. 

Bezahlung/ als Aufhebung der Verbindlichkeit 764; — einer 
Nichtfchukb 766. 

Blu tsverwandte , siehe Verwandte. 
Brunnen 314/319.' 
Bürgerlicher S t and / siehe Stand. 
Bürgerrecht/ siehe Kantonsbürgerrecht/ Gemeindcbürgerrccht/ 

Ortsbürgerrecht!:< 

Bürgschaft/ Begriff 694; — Verpflichtung des Bürgen 695; 
Bürg und Zahler 696; — Solidarität mehrerer Bürgen 697; 
Rückbürgschaft 698; — Gegenstand 699; — Form 701; Aus-
dehnung ?02; — Rechte des Bürgen 704; Erlöschung 706 
— 709. 

C. 

Cession 740. 
Cod iz i l l / siehe Kodizill. 
C o m p r o m i ß / siehe Kompromiß. 
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D. 
Dachtraufe/ 3is. 
Daraufgeld/ 550. 
Dar le ihen , Begriff 586; — Arreu 588 ; — Aenderung des 

Münzfußes 589. 
Delegat ion, 740/ 753. 
Depositalkasse/ Einlage der Abschriften der Pfarrbücher 3?; 

des Kapitalguts der Kinder 73; '— der Vögtlinge 134; — 
der Ehefrauen 153; — der übrigen Weibspersonen 175. 

Depositum/ Begriff 5T2; — Verpflichtung des Aufbewahrers 
573—575; — des Ucbcrgebers 576; — Sequester 577. 

Dienstbarkeii/ Begriff 293; — Eintheikung 299; — Grund-
dicnstbarkeiten 30l; — Hausservituten 323; — Feld-
scrvitutcn 326; — persönliche Dienstbarketten 341. 

Dienstbothen 668—670. 
Dienstvertrag/ siehe Lohnvertrag. 
Düngergruben 311. 
Durchsahrtsrccht 319. 

• E . 
Ediktal ladung/ bei Todtsprechungen 193; —bei unbekannten 

Erben 377; — bei dem Benesicio iuventarii 498. 
Effekten/ Begriff 213. 
Ehe/ Gerichtsbarkeit 40; — bürgerliche Wirkungen in Ansehung 

der Person der Ehegatten44—46; —des Vermögens 47—49. 
Ehebücher 29. 
Ehefrau/ Rechte und Pflichten 46; —Behandlung des Ver-

mögens 182; — Einlage desselben in die Depositalkasse 183; 
Mitrelaushinspruch 135; — Verbeiständung derselben 184. 

Ehegatten/ gegenseitige Rechte und Pflichten 44 ; . -^ gefchic» 
dene Eheleute 52—55; Erbrecht der Ehegatten 389/418, 429'. 

Ehemann/ Rechte und Pflichten 45; — hinsichtlich des Ver-
mögens 4?; —Beistand der Ehefrau 181. 

Ehescheidung 50, 51; — Folgen in Bezug auf das Vermögen 
54; in Bezug auf die Kinder 55;— in Bezug auf die Per. 
fönen 52—53. 

E h c v e r l ö b n i s s e 4i< 
Ehevcrträge, oder Verkommnifse 468. 
Eid bei Vaterschaftsklagen 93; — bei Forderungen von Dienst-

bothen 670. 
Eigenthum, Begriff 240; — gemeinschaftliches 243-250; — 

Erwerbung des Eigenthums 264—296; Aufhören desselben 29?. 
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Eigenthumsklage 254. 
Einfristung der Grundstücke 304—307. 
Einfatzung 364. 
Einstandsrecht beim Erben 395. 
Einsturz eines Gebäudes 729. 
Einwil l igung bei Verträgen 520. 
Emanzipation der Kinder 79. 
Empfangschein.762—764. 
Erben, Zuziehung bei vormundschaftlichen Verhandlungen 113; 

gesetzliche 386 und f. 
Erbennachsuchung 377. 
Erbfolge, gesetzliche 285, 286; — Ordnung 387—412. 
Erbrecht/Begriff 378; 
Erbschaft/ Begriff 378; — Anfall 380; Annahme oder Aus-

schlagung 481—488; — Erbschaft der Vcrschollen/n 196. 
Erbschaftsgläubiger, Rechte derselben 384. 
Erbthei lung/ amtliche 511; — Privattheilung 510. 
Erbverträge 46?; — zwischen Aeltern und Kindern 478; — 

zwischen Brautleuten uud Ehegatten 468; — ungültige 480. 
Erziehung/ der Linder 60, 61; — bei Ehescheidungen 55; — 

bei unehelichen Kindern i01. 

F. 
F a h r n i ß , Begriff 213. 
Fahrrecht , siehe Durchfahrtsrecht. 
Familienschriften, Aufbewahrung 515. 
Faustpfand 712. 
Feldservi tuten 325. 
Fenster, Verwahrung mit Gittern 31?. 
Fer t igung 292. 
Feueressen 312. 
Fideikommisse 443. 
Findelkinder 21. 
Firmaregiftcr 795. 
Fremde, bürgerliche Rechte 24; — Bürgerrechtserwerbung 20; 

Vaterschaftsklagen gegen sie 9&; — Bevormundung dersel­
ben 197. 

Früchte, natürliche 276. 
Fuhr leu te , Verantwortlichkeit derselben 578. 
Fund einer Sache 268; — eines Schatzes 273. 
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G. 
Gebäude, Einsturz 739; —Entfernung 315. 
Gebrauchsrecht 351—354. 
Gebur t , eheliche 57; — uneheliche 80. 
Gelddarleihen 586—600. 
Ge lds tag , einer Gesellschaft 687; —eines Gesellschafters 688. 
Gemeindeammann, bei außerehelichen Niederkünften 85; — 

Kontrolleführung über die ijCaufv Ehe- und Sterberegister 33. 
Gemeindebürgerrecht, Erwerbung 20. 
Gemeinderath, Verrichtungen als vorwundschaftliche Behörde 

33, 116, 123, 142—150. 
General-Hypothek 361. 
General-Vollmacht 603. 
Genießverhör 35. 
Gerichtsbarkeit, geistliche 40. 
Gerichtspräsident, Schwangerschaftsanzeigen bei demselben 

81, 82. 
Gesammtsache, Begriff 202. 
Geschäftsführung ohne Auftrag 614. 
Geschwister, Erbrecht derselben 40I. 
Gesellschaftsvertrag, Begriff 671, 672; — Kapital 673, 

674; —gegenseitige Verpflichtungen 675,67?; —Geschäfts­
führung 678, 679; — Theilung von Gewinn And Verlust 
680, 681; — Verhältniß gegen NichtMitglieder 682—685; 
Komanditar 686; — Geldstag der Gesellschaft 687; — eines 
Gesellschafters 688; — Auflösung der Gesellschaft 6*9 
— 693. . , — : . , ' 

Gesetze, Kundmachung 2 ; — WirsaWteit s; — flDfang 6; — 
fremde, Anwendung 7; — Unwissenheit 4. 

Gewähr, beim Vertrag 55^—558; — d*6 Maaßes bei Hiegen. 
schaftskäuftn 626; — der Erben unter einander 516. 

G e w a l t , väterliche 66; — Aufhören derselben 79. 
Gewinn, entgangener ?14. 
Gräben 313. 
Grade, Berechnung bei der Verwandtschaft zlpd Gchwäger-

schaft 16, 17. 
Grenzberichtigung 251. 
Großva te r , mütterlicher, Erbrecht desselben 410; — värer-

lichcr 40?. 
Grunddienstbarkeit, siehe Dienstbarkeit. 
Gülten 364. 
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Gütervcrzeichniß, amtliches, Verlangen und Veranstaltung 
489, 490; Ernennung eines Massakurators 491; — Pflichten 
des Kurators 493; — Eingabe der Ansprachen 501. 

H. 
Hand, todte 214. 
Handelsbücher/ Beweiskraft 800; — Untersuchung 804. 
Handelsleute 795; — Zinsforderungsberechtigung 596. 
Handlungsgesellschaften 632, 684, 80?. 
Hausservi tuten 323. 
Hebamme, bei unehelichen Geburten 81, 86, 91. 
Heilungskosten 713. 
Heirathsverkommniß 468. 
Herabfallen/ Herauswerfen oder Gießen aus einer Wohnung 

730. 
Hinterrechtlegung 759. 
Hypothek 713. 

K. 
Kantonsbürgerrecht/ Begriff 19; — Erwerbung 20; — 

Verlurst 22. 
Kaufvertrag617^ — Verpflichtungen des Verkäufers 620; — 

des Käufers 621. 
Kauf um Liegenschaften, 623—627. 
Kauf um bewegliches Gut 628—630. 
Kaufszahlungsbriefe 364. 
Kinder, eheliche 57; — Pflichten und Rechte 64, 65; — 

Zucht 67; — Berufswahl -68; — Verlassen des väterlichen 
Hauses 69; — Vermögen 70—76; ^-Erbrecht 390, 431. 

Kinder uneheliche 30; — bürgerlicher Gtand 86; — Zuer« 
kennung dem Vater 90; — der Mutter 91 ; .-^ Orrshürger-
recht 97; — Verpflegung und Erziehung 101;.— bürgen 
liche Rechte 103; Legitimation 104; Erbrecht 415. 

Kinder l eg i t imi r te , Rechte derselben 106, 4i3. 
Kinder ungeborne 10, 11. 
Kleider, Theilung derselben in Erbfällen 400. 
Kleinodien, Theilung 400. 
Kodizill, Begriff 445. 
Kollation 39?. 
Kommanditär in einer Handelsgesellschaft 686. 
Kompensation 76?. 
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Kompromiß?39. 
Kopierbuch bei Handelsleuten 79?. 
Körperverletzung 718. 
Kurator , Bestellung über Verlassenschaften 377. 

Landesabwesende, siehe Abwesende. 
Landmaß, Gewähr bei LiegenfchaftSkäufen 626. 
Lebhäge 313.. 
Legat , Begriff 378. 
Legi t imat ion, unehelicher Kinder 104~107. 
Leihvertrag, Begriff 179 ;— Rechtsverhältniß der Kontrahen-

ten 580—584. 
Licht 317. 
Liegenschaftskäufe, Form 623*; — Pfandrecht des Verkäufers 

624; — Angabe der Befchwerdm 625; — Gewähr des Maaßes 
.626; — Uebergabe der Urkunden 627. 

Lohgruben 311. 
Lohnvertrag, Begriff 655; — Rechtsverhältniß der Kontrahen-

ten 658. 

M. 
Mängel einer Sache, verborgene 556; — augenfällige 557. 
Marken (Märchen), siehe Grenzen. 
Mauer , gemeinschaftliche 308, 309. 
Mie thver t rag , siehe Bestandvertrag. 
Mi ethzins, Verfallszeit und Sicherung 636—640. 
Minderjährige, Bevogtung 110. 
Mite igenthum, Begriff 243; — Theilung 246; —Versteige-

rung 24?; — Verwaltung und Benutzung 244. 
Miter b en, Solidarität383;— Gewährleistung gegeneinander516. 
Mit te lauSbinspruch, von Weibergut"185. 
Möbel, Begriff 213. 

Schuldurkundeu, siehe Tohtrufung. 
Münzfuß, Aenderung deffelhen 689. 
M u t t e r , Anvertrauen minderjähriger Kinder 138; — Verpfle-

gung und Erziehung unehelicher Kinder 101; — Erbrecht 
403, 41?. 

N. 
Nacherbeinsetzung 442. 
Nachlaß einer Verbindlichkeit 771, 
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Nebenbücher der Handelsleute 799. 
Nepoten, Erbrecht 405. 
Neucrungsvertrag (Novation) 736. 
Nichtschuld, Bezahlung einer solchen 766. 
Niederkunst/ außereheliche, Formalitäten 35. 
Niederlassung der Kantonsbürger 19. 
Notherben 483. 
Nothfa l l , Preisgebung einer Sache.in solchem 6i6. 
Nutznießung, Begriff 343; —verbrauchbarer Sachen 344; — 

Pflichten des Nutznießers 346, 350; — des Vaters auf daS 
Vermögen der Kinder 70; — des Ehemanns auf das Ver-
mögen der Ehefrau 47, £81. 

O. 
Oeffnungen in Mauren 317*. 
Ortsbestimmung bei Verträgen 549. 
Örtsbürgerrecht, Erwerbung 20; — der unehelichen Kinder 97. 

Pachtver t rag , siehe Bestandvertrag. 
Pachtzins, Sicherung desselben 633; — Nachlaß bei demselben 

641—643. 
P a t e r n i t ä t , siehe Vaterschaft. 
Person , Begriff 8; — moralische 18. 
Pfandrecht, Begriff 360; — Spezialität 361; — Enverbungs-

gründ 362; — Erwerbungsart 364; — Wirkung 366; — 
Erlöschung 369. 

P fand , Begriff 360; — Abtretung 36?; — Verkauf 367; — 
Untergang 369:-- Aufbewahrung 368. 

Pfändung von Thieren 728. 
Pfand ver t rag , Begriff 710; — verbotene Vorbehalte 7 i i ; — 

Faustpfand; — Hypothek 713. 
Pfarrbücher, Inhalt 29—31; — Kontrolle 33; — Angaben 

in dieselben 34; — Einrichtung 35; — Erwahrung 36; — 
Verantwortlichkeit für gehörige Führung 38. 

Pflegbefohlcne/ siehe Vögtlinge. 
Präkar ium 585. 
Pronepoten/ Erbrecht derselben 405. 
Publikat ion der Bevogtung von Volljährigen 122, rn. 

Q. 
Q u i t t u n g , siehe Empfangschein. 
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R. 
Rasende/ siehe Wahnsinnige. 
Rath Kleiner als vormundschaftliche Behörde 112, 129, 143, 

146/ 148/ 159/ 171/ 193. 
Rechte/ dingliche 218; — persönliche 220. 
Representationsrecht bei Beerbuyg 395. 
Reugeld 551. 
Rückbürgschaft 698. 

S. 
Sache/ Begriff 200; — Werth 203; — unbewegliche 20?; — 

bewegliche 211; — freistehende 216; — öffentliche 216; — 
verlorne 268; — gefundene 2H8; — entwendete 258; — Ver-
Mischung einer fremden mit der seinigen 2??. 

Schaden, Begriff 714; — Verursachung 715; — Ersah ?IG; — 
bei Körperverletzungen 718; -^ aus Verschulden Mehrerer 
719; — aus Verschulden desHeschädigten 720; — Zufügung 
ohne Verschulden 721; ^Zufügung durch Wahn - oder 
Blödsinnige oder Kinder 724^726; ^-dUrch Thier^.727; -7 
durch Einsturz eines Gebäudes 729; >̂  durch Herabfallen^ 
Herausgießen oder Herauswerfen aus einer Wohnung 720; 
— durch Zufall 731;—-durch^MchterMung von Vertrags-
Verpflichtungen 622; -^ hurch rechtMidrige Handlungen 
714—732. 

Schah , gefundener 273-^275. 
Scheidung, siehe- Ehescheidung. 
Schenkung von Hand zu Hand^64; —von Todes wegen 571. 
Schenkungsvertrag, Begriff 564;— Maaß 565; — Aufhe-

bung 569; — Form 676. 
Schiffer, Verantwortlichkeit für ihnen übergcbene Waaren 678. 
Schiff und Geschirr, Begriff 213. 
Schmerzgeld 713. 
Schreibensunkunde 633.. . 
Schuldenruf über Bevogtete 123. 
Schuldforderung, Abtretung 740; — Gewähr für Richtig­

keit 742; — für Einbringlichkeit 742. 
Schuldurkunden, Todrufung 765. 
Schwägerschaft, Begriff, Berechnung und Grade 15, 17. 
Schwangerschaft außereheliche Anzeige 8l ; — Verhör 82; — 

Kenntnißgabe au die Heimatbsgcmeindc 83; — Bestellung 
eines Beistandes 84; — Formalitäten bei der Niederkunft 85; 
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— Bestimmung des Standes 86; — VarerschaftsNage 
8?; —gegen Verstorbene 94; — fremder Weibspersonen 95; 
Bestrafung 89; — Zucrkcnnung dem Vater 90: — der 
Mutter 91; — Vorfrage über den Eid 92; —Intervention 
der Gemeinde 96. 

Sequester 577. 
S e r v i t u t , siehe Dienstbarkcit. 
S o l i d a r i t ä t / der Erben 383; — bei Verträgen 535; — der 

Bürgen 697. 
Spezialhypothck 36i. 
Spezialvollmacht 603. 
S p i e l 528. 
S t a a t s g u t 216. 
S t a n d , bürgerlicher Beurkundung 28. 
S t a t u t e n einzelner Landesbezirke 5. 
Steigerung beiLiegenschaftsvcräußerungenvonVögllingcn Ms. 
Gterbebücher/ siehe Pfarrbüchcr. 

T. 
Tagebuch der Handelsleute 796. 
Taufbücher/ siehe Pfarrbücher. 
Tauschvertrag 619. 
Theilung einer gemeinschaftlichen Sache 246—250; — der 

väterlichen Verlassenfchaft überhaupt 391;—der väterlichen 
Liegenschaften 392;—der mütterlichen Verlassenfchaft 394; 
— Repräsentationsrecht 395; — Einschießung des Vorem-
pfangs 397; — Theilung der Waffen, Kleider und Kleino-
dien 400; — Theilung zwischen Ehegatten und übrigen Er? 
bcn 419; — amtliche 511; — Theilung des Gewinns und 
Verlurst einer Gesellschaft 630. 

Testament/ siehe Willcnsverordnung. 
Thiere Schadenszufügung durch dieselben 727;— Pfändung?28. 
Thierfang 266. 
Tod/ Beweis desselben 12; — Vermuthung 13. 
Todtrufung von Urkunden 765. 
Todtsprechung von Personen 193. 
Trauungsbücher/ siehe Pfarrbüchcr. 

u. 
Uebergabe von Sachen, wirkliche oder sylnbolischc 2br; — 

durch Erklärung 288 ; — durch Uebersendung 289; — unbe-
weglicher Sachen durch Zufertigung 292. 
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Uebcrtruf über die Hälfte 561. 
Umänderung der Rechte und Verbindlichkeiten 733. 
Ungebornc/ Rechte derselben 10. 
Uneheliche Kinder , siehe Kinder. 
Unterbeftand 633. 
Urkunden, wichtige der Vögtlinge und Weibspersonen, Aufbe-

wahrung derselben 134, 175; — Uebergabe bei Licgenschafts-
kaufen 627; — Todtrufung 765. 

V. 
Väterliche Gewalt 66, ?8; —Aufhören derselben 79. 
V a t e r , Erbrecht desselben 402. 
Vaterschaft eheliche 57; uneheliche 90. 
Vaterschaftsklage, siehe Schwangerschaft außereheliche. 
Verdingung, von Arbeiten oder eines Werkes 655. 
V e r e i n i g u n g (coufusio) 772. 
Verfa l l s t ag 54s, 587, 756. 
Vergleich 737. 
Ver jährung, Begriff ??? ; —Ausnahmen 778; — erwerbende 

??9; — Zeit 782; — erlöschende 735; — Unterbrechung 793. 
Verkauf/ siehe Kauf. 
Verlassenschaft/ Begriff 37i; — Besieglung 372; — Znven-

tur 376; — väterliche 391; — mütterliche 394; — der legi-
timirten Kinder 416; — der unehelichen Kinder 4i? ; — 
erblose 421. 

Verletzung über die Hälfte 561. 
Vcrmächtniß, siehe Willensverordnung. 
Vermuthung, des Lebens einer Person 11; — desTodes 13. 
Verordnung letztwillige/ siehe Willensverordnung. 
Verpfänden/ Recht dazu 365. 
Verschwender/ Bevogtung 110. 
Verschulden/fahrlässiges und vorsätzliches 715; —Mehrerer 719. 
Versprechen 5(7. 
Ver t rag/ Begriff 51?; — Eintheilung der Verträge 518; — 

Erfordernisse 519; —Hindernisse 521; —Form 530; — Neben-
besiimmungcn 546; —Zeit und Ort der Erfüllung 547. 

Verur the i l te in Strafanstalten/ Bevogtung 110. 
Verwandtschaft, Begriff/ Berechnung und Grade 15. 
Verwandte, Verpflichtung bei Vogteien 116; — Zuziehung 

bei Vormundschaftssachcn 113; — Erbrecht derselben 412. 
Verzugszinsen 593/ 758. 
Vieh Mängel 560. 
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Vollmacht 603. 
V ö g t l i n g , Beiwohnung der Aufnahme seines Vermögensund 

den Berathungen über seine Angelegenheiten 133; — Er-
ziehung 135; — minderjährige. Anvertrauung der Mutter 
138; — Pflichten gegen den Vogt 136; — rechtliche Hand« 
lungen derselben 114; —Gchuldenruf über solche 123. ' 

Vog t , Bestellung 116; —Pflicht und Recht zu einer VogtSstelle 
124, 130; — Untauglichkeit zu einer solchen 125; — Rekusa-
tionsgründe 126; — Pflichten des Vogts 138; — Rechte 136; 
— Mißbrauch der Gewalt 13?; — Vermögensverwaltung 
139; —Lohn 141; — Aufsicht des Gemeinderaths über den-
selben 142; — Rechnungsablage 151; — Verfahren gegen 
säumige Vögte 162—166; — Entlassung 167. 

Vogtei. Entstehung 116; — Antritt 131 ; — Ablehnung 129; — 
über Minderjährige l i o ; —über Verschwender l io; — über 
Verurtheilte in Strafanstalten 110; — über Volljährige 110; 
— Uebertragung von Seite des Vaters 130; — Versetzung 
durch Mitglieder von Vormundschaftsbehörden 12?; —einst« 
wcilige Vogteiführung 168; — Aufhören der Vogtei 170. 

Vogtgut . Einlage in die Depositalkasse 160; — Vorrecht im 
Konkurs 140. 

Vogtrechnung. Zeit der Ablage 151; — Grundlage 152; — 
Inhalt 163; —Abnahme 154; —Prüfung 156; — Erledigung 
von Anständen 16?; —Protokollirung 16I. 

Voll jährigkeit 79. 
Vorempfang, Einschießen desselben bei Erbschaften 397. 
Vormund, Begriff und Arten 108, 109. 
Vormundschaft, siehe Vogtei. 
Vormundschaftsbehörden, Aufsicht über die Erfüllung der 

Pflichten der Aeltern gegen ihre Kinder 61; — Obliegenheit 
bei Mißbrauchung der väterlichen Gewalt 79; — Aufsicht 
auf Erziehung und Verpflegung unehelicher Kinder 101. 

W. 
Waffen/ Theilung derselben 4oo. 
Wahns inn ige , Gchadenzufügung durch selbe 724. 
Waisenbehörde, siehe Vormundschaftsbchördc. 
Wasseraufnahme 302. 
Wechsel 801. 
W e i b s p e r s o n e n , l e d i g e , Verbeiständung i ? 4 ; — Vermögens-

sicherung 175; — Rechte derselben 177. 
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Weibspersonen, verheirathete/ Beistandschaft derselben 
181; — Behandlung des Vermögens 182; — Mittelausbin-
fprüche 135. 

Wette 528. 
Wil lensfre ihei t 520. 
Willensverordnung letzte/ Begriff 422; — Fähigkeit dazu 

423;— der Weibspersonen 424; — der Bevogteten 425; — 
Befugniß 428; —in Beziehung auf dritte Personen 428; — 
in Beziehung auf Ehegatten 429; —in Beziehung auf ehe-
liche Kinder 431; — auf uneheliche Kinder 432; — Form der 
letzten Willensverordnungen 433; — äußere Form 434; — 
Innere Form 439; — Testament 439—443; — Vermächt-
niß 444; — Kodizill 435; — Vermächtnis zu Gunsten der 
Kirche und geistlichen Zwecken 451; —Aufhebung der letzten 
Willensverordnungen 452; — Verlurst der Gültigkeit eines 
Testaments 457—459 ; — Eröffnung derselben 460; — Aner-
kennung oder Bestreitung 463. 

Wit twen/ Verbeiständung 181;— Behandlung des Vermögens 
182; — Mittelaushinsprüche 135. 

W i r t h e , Verpflichtung bezüglich auf ihnen übergebene Sachen 
678. 

Wucher 59?. 

Z. 
Zahlung 754—758. 
Zeit der Vertragserfüllung 54?. 
Zinsen beim Darleihen 594, 600; — Zins beim Bestandvertrag 

636—640; — Verzugszinsen 757? — Zins vom Zins 599. 
Züchtigung der Kinder 67. 
Zueignung 265. 
Zufal l 731/ 773. 
Zufert igung einer Liegenschaft 292. 
Zu schreibung von Liegenschaften 293. 
Zuwachs 276. 
Zwang 521. 
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